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Finanz- und Haushaltswirtschaft 
im Jahre 1996 

Haushaltsrichtlinien 
gemäß § 107 Absatz 1 Verwaltungsordnung 

Nr. 21629 Az. 14-2-3 Düsseldorf, 24. Juli 1995 

1. Schätzung der Entwicklung des Kirchensteuer-
aufkommens 1996 

Bei der Aufstellung der Haushaltspläne für das Jahr 1996 bitten 
wir insbesondere die bisherige örtliche Entwicklung des Kir­
chensteueraufkommens sowie die nachfolgenden überlegun­
gen zur Entwicklung des Kirchensteueraufkommens 1995 zu 
berücksichtigen. 

In der Zeit vom 1. Januar bis 30. Juni 1995 ist das Kirchen­
steueraufkommen (Finanzamtsaufkommen) in den Kirchen­
kreisen um 0,69 % höher als im Vorjahr. Zu beachten ist hierbei 

insbesondere die seit 1993 stattfindende Minderung bei der 
Kircheneinkommensteuer. Im 1. Halbjahr des vergangenen 
Jahres betrug die Minderung rd. 21 ,7 Mio. DM (-22,9 %) nach 
rd. 35 Mio. DM (- 27,14 %) im ersten Halbjahr 1993, mit dem 
Jahresergebnis hat sich das Minderaufkommen auf rd. 28,3 
Mio. DM (- 21 %) nach rd. 66,3 Mio. DM (- 26, 68 %) im Jahre 
1993 erhöht. Teilweise konnte die anhaltende Minderung bei 
der Kircheneinkommensteuer aber durch eine geringe Steige­
rung bei der Kirchenlohnsteuer von 7,3 Mio. DM (+ 1,55 %) 
aufgefangen werden. Im laufenden Jahr 1995 setzt sich nach 
den vorliegenden Zahlen die Minderung bei der Kirchenein­
kommensteuer fort. Das Minderaufkommen gegenüber dem 
Jahr 1994 beträgt in den Monaten Januar bis Juni 1995 nur 
noch 2,7 Mio. DM (- 3,76 %). Die Entwicklung des Aufkom­
mens aus der Kirchenlohnsteuer bis zum Monat Juni 1995 
weist demgegenüber eine Steigerung von rd. 7,2 Mio. DM 
(+ 1,27 %) aus. Wir schätzen, daß sich das Kirchensteuerauf­
kommen der Landeskirche (Verteilungsbetrag) im Jahre 1995 
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auf rd. 1, 164Mio. DM (brutto = einschließlich derVerwaftungs­
kostenentschädigung der Finanzverwaltung) belaufen wird. 

Für das Jahr 1996 gehen wir davon aus, daß der Ausfall durch 
die noch ausstehenden gesetzlichen Regelungen zur Be­
steuerung des Existenzminimums und der Erhöhung der Kin­
derfreibeträge mit ca. 79 Mio. DM (= ca. 7 %) gegenüber dem 
Netto-Kirchensteueraufkommen 1995 von 1.127,3 Mio. DM 
beziffert werden muß. Für 1996 rechnen wir entsprechend mit 
einem Netto-Kirchensteueraufkommen (= nach Abzug der 
Verwaltungskostenentschädigung der Finanzverwaltung) von 
rd. 1.048 Mio. DM. Dieses Aufkommen ist der Berechnung der 
Umlagen und des Finanzausgleichs zugrunde gelegt worden. 

Wegen des unterschiedlichen Kirchensteueraufkommens in 
den einzelnen Kirchenkreisen bitten wir, diese Schätzung des 
Durchschnittsaufkommens zurückhaltend zu behandeln 
und das tatsächliche eigene Aufkommen zu berücksichtigen. 
Aus wirtschaftlichen (konjunkturellen) Gründen kann sich auch 
örtlich eine Veränderung des Kirchensteueraufkommens erge­
ben. 

2. Umlage- und Finanzausgleich~;regelung sowie Erhe­
bung der Kosten der Pfarrbesoldung im Haushaltsjahr 
1996 

Die Kirchenleitung hat im Einvernehmen mit dem um die Mit­
glieder des Finanzausschusses der Landessynode 1995 er­
weiterten Ständigen Finanzausschuß mit Beschluß vom 
10. Juli 1995 die für das Haushaltsjahr 1996 geltenden Umla­
gesätze für die landeskirchlichen und die gesetzlichen gesamt­
kirchlichen Aufgaben und für den Finanzausgleich nach dem 
Entwurf des Kirchengesetzes über die Erhebung der Pfarrbe­
soldung, den Finanzausgleich und die Umlagen in der Evange­
lischen Kirche im Rheinland (Finanzausgleichsgesetz) vorbe­
haltlich der durch die Landessynode vorzunehmenden gesetz­
lichen Regelung wie folgt beschlossen: 
1. Nach § 9 Abs. 1 des Entwurfs des Finanzausgleichsgeset­

zes wird der maßgebliche Mindestbetrag des Kirchen­
steueraufkommens nach Abzug der·Umlagenfür die lan­
deskirchlichen und die gesetzlichen gesamtkirchlichen Auf­
gaben auf 243,25 DM festgesetzt. 

2. Nach § 10 Abs. 3 des Entwurfs des Finanzausgleichsgeset­
zes wird die Umlage zur Finanzierung des Finanzaus­
gleichs in HÖhe von 75 % von dem verbleibenden Kirchen­
steueraufkommen nach Abzug der Umlagen für die landes­
kirchlichen und gesetzlichen gesamtkirchlichen Aufgaben 
erhoben, das je Gemeindeglied im Kirchenkreis 254,35 DM 
übersteigt. 

3. Nach § 12 Abs. 1 des Entwurfs des Finanzausgleichsgeset­
zes wird die Umlage für die landeskirchlichen Aufgaben in 
HÖhe von 9,5 % vom Netto-Kirchensteueraufkommen er­
hoben. 

4. Nach § 12 Abs. 3 des Entwurfs des Finanzausgleichsgeset­
zes wird die Umlage für die gesetzlichen gesamtkirchlichen 
Aufgaben in Höhe von 12,15 % vom Netto-Kirchensteuer­
aufkommen erhoben. 

Die Zentrale Pfarrbesoldung soll ab dem Haushaltsjahr 1996 
so durchgeführt werden, wie dies im vorliegenden Entwurf des 
Finanzausgleichsgesetzes vorgesehen ist. Die entsprechen­
den Abrechnungen werden den jeweiligen Kirchenkreisen zu­
geleitet. 

Bei den Schulpfarrstellen ist für jede Pfarrstelle der Bruttopau­
schalbetrag von 146.387,69 DM auf 85 vom Hundert = 
124.387,69 DM zu mindern und jeweils in Einnahme und Aus­
gabe haushaltsmäßig zu veranschlagen und zu buchen. 

3. Personalkosten 

Bei der Haushaltsplangestaltung sollte vorsorglich insgesamt 
eine lineare Erhöhung der Besoldung, Vergütung und LÖhne 
von 3 % eingeplant werden. 

4. Fortbildung von Ehrenamtlichen 

Den Gemeinden und Kirchenkreisen wird empfohlen, bei der 
Vorbereitung der Haushaltspläne für 1996 entsprechende Mit­
tel für die Fortbildung von Ehrenamtlichen - insbesondere 
auch in Form von integrierter Fortbildung zusammen mit 
Hauptamtlichen - einzuplanen. 

5. Rücklagen 

Soweit Rücklagen in diesem oder im vergangenen Jahr ver­
braucht worden sind, sind sie nach Möglichkeit wieder aufzu­
füllen. Insbesondere dann sind eventuelle überschüsse des 
Haushaltsjahres 1995 der Ausgleichsrücklage zuzuführen. 

Auch vor der übernahme neuer Dauerverpflichtungen sollte, 
wenn das die laufenden Einnahmen ohne die Zuweisung aus 
dem Finanzausgleich gestatten, auf die Bildung der ausrei­
chenden Ausgleichsrücklage geachtet werden. 

Zur Erhaltung des notwendigen Personalbestandes ist eine 
entsprechende Personalsicherungsrücklage anzusammeln. 
Sofern es zu den Aufgaben eines Verbandes gehört, für die ihm 
angeschlossenen Gemeinden die Betriebsmittel- und Aus­
gleichsrücklagen zu bilden, ist es seine Aufgabe, diese Mittel 
zentral in der erforderlichen HÖhe anzusammeln. Die ihm an­
geschlossenen Gemeinden sind dann von der Bildung solcher 
Rücklagen entbunden. 

Gemeinden, die einem Verwaltungs- und Rentamt ange­
schlossen sind, sollten zur Erzielung besserer Zinskonditionen 
diesem die zentrale Verwaltung der einzelnen Rücklagen über­
tragen. Zur Rücklagenbildung können sowohl Haushaltsmittel 
durch ordentlichen Ansatz als auch überschüsse gemäß § 105 
va verwendet werden. Auch gegen die Bildung und Anlage 
von Finanzvermögen in der Form von wertbeständigem Er­
tragsvermögen (z. B. bebauter Grundbesitz) bestehen keine 
Bedenken. Vorrang hat jedoch die Bildung von Rücklagen. 

6. Schuidendienst 

Die Belastung der Haushalte durch den Schuldendienst darf 
7,5 % der Einnahmen aus Kirchensteuern und aus Grundver­
mögen nicht überschreiten. Auf unsere Rundverfügung vom 
18. Juli 1974Nr.19.231 Az.12-2-5 (KAB!. S. 171) weisen wir 
hin. Anträge auf Aufnahme von Darlehen, die die überschrei­
tung dieser Schuldendienstgrenze zur Folge haben, können 
grundsätzlich nicht genehmigt werden. 

Wir empfehlen zu prüfen, ob durch Umschuldung evtl. ein gün­
stigerer Schuldendienst erzielt werden kann. Im allgemeinen 
sollte zuerst bei der Bank tür Kirche und Diakonie angefragt 
werden, da diese Bank erfahrungsgemäß günstige Konditio­
nen für die Gemeinden bietet. 

7. BausanierungsmaBnahmen 

Neben der Empfehlung zur Rücklagenbildung und zur Schul­
dentilgung bitten wir die Gemeinden, sofern die finanziellen 
Mittel ausreichen, die Sanierung und Erhaltung des vorhande­
nen Gebäudebestandes vordringlich in Angriff zu nehmen. 
Neubauten sollten nur in dringendsten Fällen geplant werden. 
Wenn jedoch Neubauten errichtet werden, ist es dringlich er-
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forderlich, eine Folgekostenberechnung (§ 53 Abs. 2 Buchsta­
be a VO) aufzustellen und zu prüfen. ob die künftige finanzielle 
Entwicklung einen Neubau zuläßt. Insbesondere ist darauf zu 
achten, daß der KSV die Dringlichkeit eines Neubauvorhabens 
für die von der Landeskirche zu genehmigenden Bauvorhaben 
bestätigen muß. 

8. Mieten und Pachten 

Es ist darauf zu achten, daß alle Einnahmemöglichkeiten (z. B. 
Mieten. Pachten. Erbbauzinsen. Zuschüsse) voll ausge­
schöpft werden. Hier bieten z. B. die örtlichen Mietspiegel 
Orientierungshilfen. 

9. Pfarrstelleneinkünfte 

Die Pfarrstelleneinkünfte sind über den Haushalt (nicht Ver­
wahrgelder) abzuwickeln. und zwar in den zuständigen Funk­
tionen. Damit werden sie Bestandteil der Jahresrechnung und 
sind mit allen Berechnungsunterlagen zur aufsichtlichen Prü­
fung vorzulegen. Mit der Neuregelung der Umlagen und des Fi­
nanzausgleichs sowie der Erhebung der Pfarrbesoldungko­
sten entfällt ab dem Haushaltsjahr 1996 die Abführung der 
Pfarrstelleneinkünfte an die Landeskirche. 

Verstärkt ist darauf zu achten, daß das Kapitalvermögen im 
Pfarrvermögen möglichst hochverzinslich angelegt wird. Im 
Interesse der Kirchengemeinden weisen wir in diesem Zusam­
menhang auf die Möglichkeit der Anlage dieser Vermögenstei­
le auf dem Rücklagenkonto für das Pfarrvermögen bei der 
Bank für Kirche und Diakonie hin. 

10. Kirchlicher EntwiCklungsdienst 

Die Landessynode hat am 11. Januar 1993 hierzu folgenden 
Entschluß gefaßt: 
Von den Kirchengemeinden bzw. Gemeinde- und Gesamtver­
bänden ist ab 1993 ein Betrag für den Kirchlichen Entwick­
lungsdienst in Höhe von mindestens 1 % des Kirchensteuer­
aufkommens zu leisten. Dieser Betrag ist in der bisherigen 
Form anzumelden und an ein Sonderkonto für den Kirchlichen 
Entwicklungsdienst in monatlichen Teilbeträgen abzuführen. 
Die Landessynode erwartet. daß darüber hinaus aus eigener 
Initiative Beiträge für Missionsarbeit und/oder Entwicklungshil­
fe geleistet werden. Insgesamt sollen für den Kirchlichen Ent­
wicklungsdienst mindestens 2 % des Kirchensteueraufkom­
mens aufgebracht werden. 

11. Finanzplanung 

Nach § 97 der Verwaltungsordnung soll der Haushaltswirt­
schaft eine mehrjährige Finanzplanung zugrunde liegen. Die in 
dieser Bestimmung genannten Voraussetzungen sind bei den 
meisten kirchlichen Körperschaften auf Grund der wirtschaftli­
chen Situation gegeben. Wir empfehlen deshalb, verstärkt das 
Instrument des Finanzplans zu nutzen, der eine Finanzplanung 
für einen Zeitraum von drei bis fünf Jahren umfassen sollte. 

12. Vorlage der Haushaltspläne 

Wir erinnern an die genaue Einhaltung der Termine. Die Haus­
haltspläne 1996 sind vor dem 31. Dezember 1995 dem Kreis­
synodalrechnungsausschuß zur Prüfung vorzulegen. 

Das Landeskirchenamt 

Notverordnung 
zur Änderung der Notverordnung über 

die Gewährung von Beihilfen bei Krankheit, 
Geburt und Tod vom 19. Juni 1975 

Vom 31. August 1995 

~f Grund von Artikel 194 der Kirchenordnung hat die leitung 
der Evangelischen Kirche im Rheinland folgende Notverord­
nung beschlossen: 

§1 

Die Notverordnung über die Gewährung von Beihilfen bei 
Krankheit, Geburt und Tod vom 19. Juni 1975 (KABI. S. 193), 
zuletzt geändert durch die Notverordnung vom 17. Oktober 
1991 (KABI. S. 211), wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 2 wird wie folgt geändert: .. 

a) Nr. 1 wird wie folgt geändert: 
aal In Buchstabe d wird hinter dem Wort "Kinder" ein­

gefügt: 
,,(§ 23 BeamtVG)". 

bb) Hinter Satz 3 wird angefügt: 
Während der Zeit des Wartestandes ohne Warte­
geld(§ 61 a PfDG), der Beurlaubung ohne Dienst­
bezüge (§ 13 HDG, § 85 a LBG) besteht ein An­
spruch auf Leistung der Krankheitsfürsorge in ent­
sprechender Anwendung der Beihilferegelung für 
Mitarbeiter nach Buchstabe a mit Dienstbezügen. 
Dies gilt nicht, wenn diese Mitarbeiter berücksichti­
gungsfähige Angehörige eines Beihilfeberechtigten 
werden oder Anspruch auf Familienhilfe nach § 10 
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch haben. 

b) Nr. 2 erhält folgende Fassung: 
2. § 1 Absätze 3,4 und 5 erhalten folgende Fassung: 

(3) Beihilfen werden nicht gewährt 
1. den in § 1 Abs. 1 genannten Personen, wenn 

sie für weniger als 1 Jahr beschäftigt werden, 
es sein denn. daß sie insgesamt mindestens 
1 Jahr ununterbrochen im kirchlichen bzw. 
öffentlichen Dienst tätig sind, 

2. den in § 1 Abs. 1 Buchstabe a, e, fund h ge­
nannten Personen, wenn ihre regelmäßige 
wöchentliche Arbeitszeit durchschnittlich we­
niger als die Hälfte der regelmäßigen wö­
chentlichen Arbeitszeit eines entsprechend 
Vollbeschäftigten beträgt, 

3. den in § 1 Abs. 1 Buchstabe g genannten Per­
sonen, wenn auf sie nicht der BAT-KF oder 
der MTL II-KF Anwendung findet, 

4. an Versorgungsempfänger (Absatz 1 Buch­
stabe bund d) für die Dauer einer Beschäfti­
gung, die zum Bezug von Beihilfen berechtigt, 

5. an Waisen, wenn der lebende Elternteil An­
spruch auf Beihilfen für die Waisen hat, 

6. wenn der Beihilfeberechtigte bei Dritten zum 
beihilfeberechtigten Personenkreis gehört, 

7. sofern Ansprüche nach § 27 des Abgeordne­
tengesetzes vom 18. Februar 1977 (BGBI. I 
S. 297) oder nach entsprechenden Regelun­
gen bestehen. 

(4) Mitarbeiter nach § 1 Absatz 1 Buchstabe g und h 
erhalten zu den Aufwendungen im Sinne des § 5 
BhV keine Beihilfe. 
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(5) Nichtvollbeschäftigte Angestellte nach BAT -KF 
und Arbeiter nacll MTlII-KF erhalten die Beihilfe 
anteilmäßig entsprechend ihrer Arbeitszeit. 

c) Hinter Nr. 3 wird folgende Nr. 3a angefügt: 
38. Zu § 3 Absatz 4 BVO 

§ 3 Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt geändert: 
1. Satz 2 erster Halbsatz erhält folgende Fassung: 

"Dies gilt nicht hinsichtlich der Schadensersatz­
anspruche, die nach § 22 Absatz 4 PfBVO bzw. 
§ 24 Absatz 3 KBVO an den Dienstherrn oder die 
Versorgungskasse abzutreten sind" 

2. Nach Nr. 4 wird folgende I';Jr. 5 angefügt: 
,,5. für Personen, die nach § 5 Abs. 1 Nr. 11 

SGB V pflichtversichert sind." 

d) Nr. 4 erhält folgende Fassung: 
4. Zu§4BVO 

1. Nr. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 
"Aufwendungen für eine Untersuchung oder Be­
handlung nach einer wissenschaftlich nicht allge­
mein anerkannten Methode bestimmen sich nach 
den Anlagen 1 und 2 zu den Beihilfevorschriften." 

2. In Nr. 1 werden die Sätze 3 und 4 gestrichen. Die 
Sätze 5 und 6 werden Sätze 3 und 4. 

3. In Nr. 1 Satz 3 wird das Wort "Anlage" durch "An­
lage 3" ersetzt. 

4. In Nr. 7 Satt 2 Buchstabe a wird der zweite Halb­
satz gestrichen. 

5. In Nr. 9 wird Satz 4 gestrichen. 

e) Nr. 5 erhält folgende Fassung: 
5. Zu § 5 Abs. 7 8VO: 

1. § 5 Absatz 7 BVO erster Halbsatz erhält folgende 
Fassung: 
"Für die nach § 1 Absatz 1 Buchstaben a, bund d, 
erster Halbsatz Beihilfeberechtigten sind bei dau­
ernder Unterbringung wegen körperlicher oder 
geistiger Erkrankungen in Krankenanstalten, 
Pflegeanstalten oder Heil- und Pflegeanstalten 
neben den Pflegekosten die Kosten für Unterkunft 
und Verpflegung bis zum niedrigsten Satz, der für 
die Unterbringung in Betracht kommenden öffent­
lichen oder freien gemeinnützigen Anstalten am 
Ort der Unterbringung oder in seiner nächsten 
Umgebung insoweit beihilfefähig, als sie monat­
lich folgende Beträge übersteigen:" 

2. Satz 3 erhält folgende Fassung: 
"Beihilfen werden nur für den Beihilfeberechtigten 
und seinen Ehegatten gewährt". 

f) Nr. 8 erhält folgende Fassung: 
8. Zu § 12 Abs. 1 BhV 
§ 12 Absatz 1 Satz 5 BhV erhält folgende Fassung: 
"Für Empfänger von Versorgungsbezügen erhöht sich 
der nach den Sätzen 1 bis 4 zustehende Satz um 10 vom 
Hundert; das gilt nicht für Aufwendungen von Personen, 
an deren Beiträgen zur Krankenversicherung sich ein 
Rentenversicherungsträger beteiligt, sofern ihnen eine 
Beitragsentlastung von mindestens 100 DM monatlich 
zusteht." 

g) Unter Nr. 8 wird folgende Nr. 8a eingefügt: 
Ba. § 12 Abs. 1 a und 1 b 
(1 a) Der Bemessungssatz beträgt für Aufwendungen in 

den Fällen des § 5 Absätze 1 bis 6, die entstanden 
sind tür 

a) den Beihilteberechtigten (§ 1 Abs. 1 Buchsta-
ben S, e, f) fünfzig vom Hundert, 

b) den Empfänger von Versorgungsbezügen, der 
als solcher beihilfeberechtigt ist 

siebzig vorn Hundert, 
c) den berücksichtigungsfähigen Ehegatten 

siebzig vom Hundert, 
d) ein berücksichtigungsfähiges Kind sowie eine 

Waise, die als solche beihilfeberechtigt ist 
achtzig vom Hundert. 

Sind zwei oder mehr Kinder berucksichtigungs­
fähig oder nur deshalb nicht berücksichtigungs­
fähig, weil sie selbst beihilfeberechtigt sind. be­
trägt der Bemessungssatz bei dem Beihilfebe­
rechtigten nach Satz 1. Buchstabe a siebzig 
vom Hundert; bei mehreren Beihilfeberechtig­
ten beträgt der Bemessungssatz nur bei einem 
von ihnen zu bestimmenden Beihilfeberechtig­
ten siebzig vom Hundert; die Bestimmung kann 
nur in Ausnahmefällen neu getroffen werden. 

(1 b) Der Bemessungssatz nach Absatz 1 a Satz 1 und 2 
ermäßigt sich um zehn vom Hundert bei Personen, 
an deren Beiträgen zur Krankenversicherung sich 
ein Rentenversicherungsträger beteiligt, sofern ih­
nen eine Beitragsentlastung von mindestens ein­
hundert Deutsche Mark monatlich zusteht. 

2. In Artikel 3 Nr. 1 Abs. 1 erhält Satz 1 folgende Fassung: 
"Die Beihilfen werden auf schriftlichen Antrag des Beihilte­
berechtigten vom unmittelbaren Dienstherm gewährt." 

3. In Artikel 6 wird folgender Absatz 3 angefügt: 
,,(3) Die Anlagen zu den Beihilfevorschriften können durch 
Beschluß des Landeskirchenamtes geändert werden." 

§2 

(1) Die Notverordnung tritt, soweit nachfolgend nichts anderes 
bestimmt ist, am 1. September 1995 in Kraft. § 1 Nr. 1 Buchsta­
be d gilt für Aufwendungen, die nach dem 31. Oktober 1995 
entstanden sind. 

(2) § 1 Nr. 1 Buchstabe a bb tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1996 in Kraft. 

(3) § 1 Nr. 1 Buchstabe b Abs. 4; Buchstaben e, fund 9 tritt mit 
Wirkung vom 1. April 1995 in Kraft. 

Düsseldorf, den 31. August 1995 

Evangelische Kirche im Rheinland 
Die Kirchenleitung 

Änderung der Beihilfevorschriften 
der Evangelischen Kirche im Rheinland 

Vom 31. August 1995 

Nr. 6691 Az. 14-12-2-2 Düsseldorf, 31. August 1995 

Auf Grund von Artikel 6 Abs. 1 der Notverordnung der Evange­
lischen Kirche im Rheinland vom 19. Juni 1975 über die Ge­
währung von Beihilfen bei Krankheit, Geburt und Tod (KABI. 
S. 193) - zuletzt geändert durch die Notverordnung vom 
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31. August 1995 (KABI. S. 195) - werden die Beihilfevorschrif­
ten für die Evangelische Kirche im Rheinland vom 19. Juni 
1975 (KABI. S. 193) - zuletzt geändert durch Beschluß des 
Landeskirchenamtes vom 17. August 1993 (KABI. S. 273)­
wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 Buchstabe d wird hinter dem Wort "Kinder" 

eingefügt: 
,,(§ 23 BeamtVG)". 

b) Hinter Satz 3 wird angefügt: 
Während der Zeit des Wartestandes ohne Wartegeld 
(§ 61 a PfDG) , der Beurlaubung ohne Dienstbezüge 
(§ 13 HDG, § 85 a LBG) besteht ein Anspruch auf Lei­
stung der Krankheitsfürsorge in entsprechender Anwen­
dung der Beihilferegelungfür Mitarbeiter nach Buchsta­
be a mit Dienstbezügen. Dies gilt nicht, wenn diese Mit­
arbeiter berucksichfl9ungsfähige Angehörige eines Bei­
hilfeberechtigten werden oder Anspruch auf Familienhil­
fe nach § 10 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch ha­
ben. 

c) Absätze 3, 4 und 5 erhalten folgende Fassung: 
(3) Beihilfen werd.en nicht gewährt 

1. den in § 1 Abs. 1 genannten Personen, wenn sie 
für weniger als 1 Jahr beschäftigt werden, es sei 
denn, daß sie insgesamt mindestens 1 Jahr un­
unterbrochen im kirchlichen bzw. öffentlichen 
Dienst tätig sind, 

2. den in § 1 Abs. 1 Buchstaben a, e, f undh ge­
nannten Personen, wenn ihre regelmäßige wö­
chentliche Arbeitszeit durchschnittlich weniger 
als die Hälfte. der regelmäßigen wöchentlichen 
Arbeitszeit eines entsprechend VoIlbeschäftig­
ten beträgt, 

3. den in § 1 Abs. 1 Buchstabe g genannten Perso­
nen, wenn auf sie nicht der BAT-KF oder der MTL 
II-KF Anwendung findet, 

4. an Versorgungsempfänger (Absatz 1 Buchsta­
ben bund d) für die Dauer einer Beschäftigung, 
die zum Bezug von Beihilfen berechtigt, 

5. an Waisen, wenn der lebende Elternteil An­
spruch auf Beihiffen für die Waise hat, 

6. wenn der Beihilfeberechtigte bei Dritten zum bei­
hilfeberechtigten Personenkreis gehört, 

7. sofem Anspruche nach § 27 des Abgeordneten­
gesetzes vom 18. Februar 1977 (8GBI. I S. 297) 
oder nach entsprechenden Regelungen beste­
hen. 

(4) Mitarbeiter nach § 1 Absatz 1 Buchstabe g und h er­
halten zu den Aufwendungen im Sinne des § 5 BhV 
keine Beihilfe. 

(5) "Nichtvollbeschäftigte Angestellte nach BAT-KF 
und nach MTL II-KF erhalten die Beihilfe anteilmä­
ßig entsprechend ihrer Arbeitszeit." 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 Nr. 1 werden die Worte "für die dauemde 

Unterbringung in Krankenanstalten, Pflegeanstalten 
oder Heil- und Pflegeanstalten" durch die Worte "bei 
dauemder Pflegebedürftigkeit" ersetzt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
aal In Satz 1 und 4 wird jeweils das Wort "Sachleistun­

gen" durch die Worte "Sach- oder Dienstleistun­
gen" ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird jeweils das Wort "Sachleistung" 

durch die Worte "Sach- oder Dienstleistung" er­
setzt. 

ce) In Satz 3 werden die Worte "und § 60 Abs. 2 SGB V· 
durch die Worte ,,§ 60 Abs. 2 SGB V und § 40 Abs. 3 
SGB XI" ersetzt. 

c) Absatz 4 Satz 2 und 3 erhält folgende Fassung: 
"Dies gilt nicht hinsichtlich der Schadensersatzanspru­
che, die nach § 22 Absatz 4 PfBVO bzw. § 24 Absatz 3 
KBVO an den Dienstherm oder die Versorgungskasse 
abzutreten sind, sowie nicht hinsichtlich der Leistungen 
der gesetzlichen Krankenversicherung, der sozialen 
Pflegeversicherung bzw. der gesetzlichen Rentenversi­
cherung 
1. für Personen, die freiwillig in einer gesetzlichen Kran­

kenkasse versichert sind und keinen Beitragszu­
schuß nach § 257 SGB Verhalten, sofem nicht nach 
§ 224 SGB V Beitragsfreiheit besteht, 

2. für Beihilfeberechtigte und berücksichtigungsfähige 
Kinder, die von der gesetzlichen Krankenversiche­
rung oder der sozialen Pflegeversicherung einer an­
deren Person erfaßt werden, an deren Beiträgen kein 
Arbeitgeber beteiligt ist, oder - bei Beteiligung eines 
Arbeitgebers - wenn Leistungen aus dieser Versi­
cherung nicht in Anspruch genommen werden, 

3. für in der gesetzlichen Rentenversicherung Versi­
cherte, die im Zeitpunkt des Entstehens der Aufwen­
dungen nicht pflichtversichert waren und vom Arbeit­
geber keinen Zuschuß zu den Prämien einer Lebens­
versicherung erhalten haben, wenn Leistungen aus 
dieser Versicherung nicht in Anspruch genommen 
werden, 

4. für Personen, die nach § 28 Abs. 2 SGB XI Leistun­
gen der sozialen Pflegeversicherung zur Hälfte er­
halten, 

5. für Personen, die nach § 5 Abs. 1 Nr. 11 SGB V 
pflichtversichert sind. 

Satz 1 und Satz 2 Nr. 2 gelten entsprechend für Perso­
nen, die bei einem privaten Versicherungsunternehmen 
versichert sind, sofern zu dieser Versicherung ein Zu­
schuß nach § 257 SGB V oder § 61 SGB XI gewährt 
wird; übersteigt die Hälfte des Beitrages der Kranken­
versicherung den Beitragszuschuß nach § 257 SGB V, 
so gelten die Leistungen der Krankenversicherung nur 
im Verhältnis des Beitragszuschusses zur Hälfte des 
Krankenversicherungsbeitrages als zustehende Lei­
stungen im Sinne des Satzes 1." 

d) In Absatz 6 wird folgender Satz angefügt: 
,,§ 5 Abs. 4 bleibt unberuhrt." 

3. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt geändert: 
aal Satz 2 erhält folgende Fassung: 

"Aufwendungen für eine Untersuchung oder Be­
handlung nach einer wissenschaftlichen nicht allge­
mein anerkannten Methode bestimmen sich nach 
den Anlagen 1 und 2 zu den Beihilfevorschriften." 

bb) Die Sätze 3 und 4 werden gestrichen. Die Sätze 5 
und 6 werden Sätze 3 und 4. 

ce) In Satz 3 wird das Wort "Anlage" durch das Wort 
"Anlage 3" ersetzt. 

b) Nummer 2 wird wie folgt geändert: 
aa) Die Worte "Stationäre oder teilstationäre" werden 

durch die Worte "Stationäre, teilstationäre sowie 
vor- und nachstationäre" ersetzt. 



198 Kirchliches Amtsblatt der Evangelischen Kirche im Rheinland - Nr. 9 vom 25. September 1995 

bb) In Buchstabe a werden die Worte "des allgemeinen 
oder besonderen Pflegesatzes nach der Bundes­
pflegesatzverordnung (BPfIV) , der Sonderentgel­
te, • durch die Worte "der nach der Bundespflege­
satzverordnung (BPflV) für allgemeine Kranken­
hausleistungen berechnungsfähigen Vergütungen 
(§§ 11 bis 14 BPflV),· sowie die Worte ,,(§§ 5 bis 7 
BPflV) sowie der Entgelte nach § 21 BPflV· durch 
die Worte ,,(§§ 22 und 23 BPflV) sowie der Entgelte 
nach § 26 BPfIV" ersetzt. 

cc) In Buchstabe b wird das zweite Komma durch das 
Wort "oder" ersetzt und folgender Buchstabe c an­
gefügt: 
"c) in Höhe der nach § 115 a Abs. 3 SGB V verein­
barten Vergütungen.« 

dd) Die Worte ,,§ 5" werden durch die Worte ,,§ 5 Abs. 7" 
ersetzt. 

c) In Nummer 3 wird das Wort "fünfundzwanzig" durch das 
Wort "fünfzig" ersetzt. 

d) Nummer 5 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
"Eine notwendige Berufspflegekraft, solange der Er­
krankte nach dem Gutachten eines von der Festset­
zungssteIle bezeichneten Arztes vorübergehend der 
häuslichen Krankenpflege (Grundpflege und hauswirt­
schaftliche Versorgung) bedarf; die Grundpflege muß 
überwiegen." 

e) In Nr. 7 Satz 2 Buchstabe a wird der zweite Halbsatz ge­
strichen. 

f) In Nr. 9 wird Satz 4 gestrichen. 

g) Nr. 10 wird wie folgt geändert: 
In Satz 9 wird hinter dem Wort "Bruchbänder" das Wort 
"Ernährungspumpen," und hinter dem Eintrag "Hörhil­
fen (auch Hörbrillen)" das Wort "Infusionspumpen,· ein­
gefügt. 

4. § 5 erhält folgende Fassung: 
§5 

Beihilfefähige Aufwendungen 
bei dauernder Pflegebedürftigkeit 

(1) Bei dauernder Pflegebedürftigkeit sind die Aufwendun­
gen für die häusliche, teilstationäre oder stationäre Pflege 
nach Maßgabe der Absätze 2 bis 8 beihilfefähig. § 4 bleibt 
unberührt. 
(2) Dauernde Pflegebedürftigkeit liegt vor, wenn Personen 
wegen einer körperlichen. geistigen oder seelischen Krank­
heit oder Behinderung für die gewöhnlichen und regelmäßig 
wiederkehrenden Verrichtungen im Ablauf des täglichen 
Lebens auf Dauer. voraussichtlich für mindestens sechs 
Monate, in erheblichem oder höherem Maße der Hilfe be­
dürfen. Erforderlich ist, daß die pflegebedürftige Person bei 
der Körperpflege. der Ernährung oder der Mobilität für min­
destens zwei dieser Verrichtungen einmal täglich der Hilfe 
bedarf und zusätzlich mehrfach in der Woche Hilfe bei der 
hauswirtschaftlichen Versorgung benötigt. 
(3) Aufwendungen für eine häusliche Pflege durch geeigne­
te Pflegekräfte (§ 36 Abs. 1 Satz 2 und 3 SGB XI). eine teil­
stationäre Pflege (§ 41 Abs. 1 SGB XI) oder eine Kurzzeit­
pflege (§ 42 Abs. 1 SGB XI) sind beihilfefähig. Die Aufwen­
dungen für eine häusliche Pflege sind je nach Pflegestufe 
des § 15 SGB XI beihilfefähig bis zu monatlich: 

1. in Stufe I 750 DM, 
2. in Stufe 11 1.800 DM, 
3. in Stufe 111 2.800 DM; 

entstehen auf Grund besonderen Pflegebedarfs höhere 

Aufwendungen, sind sie bis höchstens zur Höhe der durch­
schnittlichen Kosten einer Berufspflegekraft unter Anrech­
nung eines die finanzielle Leistungsfähigkeit angemesse­
nen berücksichtigenden Selbstbehaltes beihilfefähig. § 4 
Nr. 5 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. 

(4) Bei einer häuslichen Pflege durch andere Personen sind 
entsprechend den Pflegestufen des § 15 SGB XI monatlich 
höchstens folgende Pauschalen beihilfefähig: 

1. in Stufe I 400 DM. 
2. in Stufe 11 800 DM, 
3. in Stufe 111 1.300 DM. 

Wird die Pflege nicht für einen vollen Kalendermonat er­
bracht, ist die Pauschale entsprechend zu kürzen; dabei ist 
der Kalendermonat mit 30 Tagen anzusetzen. Daneben 
sind die Kosten für die Schulung der Pflegepersonen 
(§ 45 SGB XI) beihilfefähig. 

(5) Wird neben einer teilstationären Pflege oder einer häus­
lichen Pflege durch geeignete Pflegekräfte zusätzlich eine 
Pflege durch andere Personen· notwendig, ist, sofern die 
Pflegeversicherung Kombinationsleistungen (§§ 38 und 41 
Abs. 3 SGB XI) erbringt, die Beihilfe nach Absatz 3 und 4 an­
teilig zu gewähren. Dabei sind die Aufwendungen nach Ab­
satz 3 bis zur Höhe des von der Pflegeversicherung ermit­
telten Anteils beihilfefähig; die Pauschale nach Absatz 4 
wird daneben anteilig gewährt. In anderen Fällen kann die 
Beihilfe entweder nur nach Absatz 3 oder nach Absatz 4 ge­
währt werden; dabei sind die in der privaten oder sozialen 
Pflegeversicherung Versicherten an ihre gegenüber der 
Versicherung getroffenen Entscheidung gebunden. 

(6) Aufwendungen für Pflegehilfsmittel sind im Rahmen des 
§ 4 Nr. 10 beihilfefähig. Kosten für die Verbesserung des 
Wohnumfeldes des Pflegebedürftigen (§ 40 Abs. 4 SGB XI) 
sind bis zu 5.000 DM je Maßnahme beihilfefähig, soweit die 
Pflegeversicherung zu den Kosten Leistungen erbringt. 

(7) Für die nach § 1 Absatz 1 Buchstaben a, bund derster 
Halbsatz Beihilfeberechtigten sind bei dauemder Unterbrin­
gung wegen körperlicher oder geistiger Erkrankungen in 
Krankenanstalten, Pflegeanstalten oder Heil- und Pflege­
anstalten neben den Pflegekosten die Kosten für Unterkunft 
und Verpflegung bis zum niedrigsten Satz, der für die Unter­
bringung in Betracht kommenden öffentlichen oder freien 
gemeinnützigen Anstalten am Ort der Unterbringung oder in 
seiner nächsten Umgebung insoweit beihilfefähig, als sie 
monatlich folgende Beträge übersteigen: 
a) bei Beihilfeberechtigten 

mit einem Familienangehörigen 200 DM 
bei Beihilfeberechtigten 
mit zwei oder drei Familienangehörigen 175 DM 
bei Beihilfeberechtigten 
mit mehr als drei Familienangehörigen 150 DM 
wobei diese Sätze für jede Person gelten, wenn mehr als 
eine Person dauernd untergebracht ist, 

b) bei Beihilfeberechtigten ohne Familienangehörige so­
wie bei gleichzeitiger Unterbringung des Beihilfeberech­
tigten und aller Familienangehörigen sechzig vom Hun­
dert der Dienst- oder Versorgungsbezüge sowie der 
Renten aus den gesetzlichen Rentenversicherungen 
oder aus einer zusätzlichen Alters- und Hinterbliebe­
nenversorgung. 
Familienangehörige im Sinne des Satzes 1 sind nur der 
Ehegatte sowie die Kinder, die nach § 2 zu berücksichti­
gen oder nur deshalb nicht zu berücksichtigen sind, weil 
sie selbst beihilfeberechtigt sind. 
Beihilfen werden nur für den Beihilfeberechtigten und 
seinen Ehegatten gewährt. 
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(8) Die Festsetzungsstelle entscheidet über die Beihilfefä­
higkeit der Aufwendungen auf Grund eines ärztlichen Gut­
achtens, das zu dem Vorliegen der dauernden Pflegebe­
dürftigkeit sowie zu Art und notwendigem Umfang der Pfle­
ge Stellung nimmt; bei Versicherten in der privaten Pflege­
versicherung oder der sozialen Pflegeversicherung sind die 
Feststellungen dieser Versicherungen zugrunde zu legen. 
Die Beihilfe wird ab Beginn des Monats der erstmaligen An­
tragstellung oder des Antrags auf Feststellung einer höhe­
ren Pflegestufe gewährt, frühestens jedoch ab dem Zeit­
punkt, von dem an die jeweiligen Anspruchsvoraussetzun­
gen vorliegen. 

5. In § 7 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte "Finanzminister im 
Einvernehmen mit dem Jnnenminister" durch die Worte "Fi­
nanzministerium NW im Einvemehmen mit dem Innenmini­
sterium NW" ersetzt. 

6. § 12 wird wie folgt geände.rt: 

a) Absatz 1 Satz 5 erhält folgende Fassung: 
"Für Empfänger von Versorgungsbezügen erhöht sich 
der nach den Sätzen 1 bis 4 zustehende Satz um 10 vom 
Hundert; das gilt nicht für Aufwendungen von Personen, 
an deren Beiträgen zur Krankenversicherung sich ein 
Rentenversicherungsträger beteiligt, sofern ihnen eine 
Beitragsentlastung von mindestens 100 DM monatlich 
zusteht." 

b) Folgende Absätze 1 a und 1 b werden eingefügt: 
(1 a) Der Bemessungssatz beträgt für Aufwendungen in 

den Fällen des § 5 Absätze 1 bis 6, Qie entstanden 
sind für 
a) den Beihilfeberechtigten (§ 1 Abs. 1 Buchsta-

ben a, e, f) fünfzig vom Hundert, 
b) den Empfänger von Versorgungsbezügen, der 

als solcher beihilfeberechtigt ist, 
siebzig vom Hundert, 

c) den befÜcksichtigungsfähigen Ehegatten 
siebzig vom Hundert, 

d) ein berücksichtigungsfähiges Kind sowie eine 
Waise, die als solche beihilfeberechtigt ist, 

achtzig vom Hundert. 
Sind zwei oder mehr Kinder berücksichtigungs­
fähig oder nur deshalb nicht berücksichtigungs­
fähig, weil sie selbst beihilfeberechtigt sind, be­
trägt der Bemessungssatz bei dem Beihilfebe­
rechtigten nach Satz 1 Buchstabe a siebzig 
vom Hundert; bei mehreren Beihilfeberechtig­
ten beträgt der Bemessungssatz nur bei einem 
von ihnen zu bestimmenden Beihilfeberechtig­
ten siebzig vom Hundert; die Bestimmung kann 
nur in Ausnahmefällen neu getroffen werden. 

(1 b) Der Bemessungssatz nach Absatz 1 a Satz 1 und 2 
ermäßigt sich um zehn vom Hundert bei Personen, 
an deren Beiträgen zur Krankenversicherung sich 
ein Rentenversicherungsträger beteiligt, sofern ih­
nen eine Beitragsentlastung von mindestens ein­
hundert Deutsche Mark monatlich zusteht. 

c) Absatz 7 wird wie folgt geändert: 
aal In Satz 3 zweiter Halbsatz werden die Worte .. § 5 

Abs. 1" durch die Worte ,,§ 5" ersetzt. 
bb) In Satz 4 werden die Worte,,§ 5 Abs. 3," gestrichen. 

7. § 13 wird wie folgt geändert: 
a) Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

"Die Beihilfen werden auf schriftlichen Antrag des Bei-

hilfeberechtigten vom unmittelbaren Dienstherrn ge­
währt." 

b) In Absatz 3 Satz 2 Halbsatz 2 Nr. 2 werden die Worte 
"der ZuschuBgewährung in Pflegefällen (§ 5 Abs. 3)" 
durch die Worte "der Beihilfe für die häusliche Pflege 
(§ 5 Abs. 4)" ersetzt. 

B. In § 14 Abs. 1 Satz 2 erster Halbsatz wird das Wort "Ausga­
benbeiege" durch das Wort "Rechnungen" ersetzt. 

9. In § 15 wird folgender Absatz 5 angefügt: 
,,(5) Die Anlagen zu den Beihilfevorschriften können durch 
Beschluß des Landeskirchenamtes geändert werden." 

11 

Die bisherige Anlage wird Anlage 3 (zu § 4 Nr. 1 Satz 3). 

111 

(1) Soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist, tritt Arti­
keIl Nr. 1 Buchstabe a, c; Nr. 2; Nr. 3 Buchstabe c bis g; Nr.4 
bis 9 mit Wirkung vom 1. April 1995 in Kraft. Er giltfür Aufwen­
dungen, die nach dem 31. März 1995 entstanden sind. 

(2) Beihilfeberechtigten, die bis zum 31. März 1995 die Pau­
schalbeihilfe nach § 4 Abs. 3 in der bis zum 31. März 1995 gel­
tenden Fassung erhalten haben, wird ab dem 1. April 1995 eine 
Beihilfe nach § 5 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 gewährt; sie wird Jedoch 
längstens bis zum 31. Dezember 1995 gewährt, sofern nicht 
durch eine private Pflegeversicherung oder eine Pflegekasse 
Pflegebedürftigkeit nach Pflegestufe 11 oder 111 festgestellt wird. 
Wird bis zum 31. Dezember 1995 die Feststellung der Pflege­
stufe 111 beantragt, kann abweichend von § 5 Abs. B Satz 2 die 
höhere Beihilfe bereits ab 1. April 1995 gewährt werden. 

(3) Bereits gewährte Beihilfen zu Aufwendungen bei dauernder 
Pflegebedürftigkeit und in den Fällen des § 3 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 
BhV sind auf Antrag neu zu berechnen, wenn dies für den Bei­
hilfeberechtigten günstiger ist. 

(4) Artikel I Nr. 3 Buchstabe a gilt für Aufwendungen, die nach 
dem 31. Oktober 1995 entstanden sind. 

(5) Artikel I Nr. 1 Buchstabe b tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1996 in Kraft. 

(6) Artikel I Nr. 3 Buchstabe b tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1995 in Kraft; er gilt für Aufwendungen, die nach dem 31. De­
zember 1994 entstanden sind. § 4 Nr. 2 BhV in der bis zum 
31. Dezember 1994 geltenden Fassung gilt weiter für stationä­
re Behandlungen in Krankenhäusern, die auf Grund des § 28 
Abs. 4 Satz 2 Bundespflegesatzverordnung vom 26. Septem­
ber 1994 (BGB!. I S. 2750) bis zum 31. Dezember 1995 die 
Bundespflegesatzverordnung vom 21. August 1985 (BGBI. I 
S. 1666), zuletzt geändert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 
21. Dezember 1992 (BGBI. I. S. 2266), anwenden. 

Das Landeskirchenamt 

Anlage 1 (zu § 4 Nr. 1 Satz 2) 

Für folgende wissenschaftlich nicht allgemein 
anerkannte Methoden wird die Beihilfefähigkeit der 

Aufwendungen ausgeschlossen: 

Autohomologe Immuntherapie 
Autologe-Target-Cytokine-Therapie (ATC) nach Dr. Klehr 
Ayurveda-Maharishi-Therapie 
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Behandlung mit nicht beschleunigten Elektronen nach Dr. Nuhr 
Biophotonen-Therapie 
Bioresonatorentests 
Blutkristallisationstests zur Erkennung von Krebserkrankun­
gen 
Bogomoletz-Serum 
Brechkraftverändernde Operation der Hornhaut des Auges 

(Keratomileusis) nach Prof. Barraquer 
Bruchheilung ohne Operation 

Chelat-Infusionstherapie 
Colon-Hydro-Therapie 
Cytotoxologische Lebensmitteltests 

Elektro-Neural-'Behandlungen nach Dr. Croon 
Elektro-Neural-Diagnostik 

Frischzellentherapie 

Ganzheitsbehandlungen auf bioelektrisch-heilmagnetischer 
Grundlage (z. B. Bioresonanztherapie, Decoder­
dermographie, Elektroakupunktur nach Dr. Voll, 
Elektronische Systemdiagnostik, Medikamententests 
nach der Bioelektrischen Funktionsdiagnostik (BFD), 
Mora-Therapie) 

Gezielte vegetative Umstimmungsbehandlung oder gezielte 
vegetative Gesamtumschaltung durch negative statische 
Elektrizität 

Hämatogene Oxydationstherapie (z. B. nach Dr. Wehrli, 
Lugano) 

Höhenflüge zur Asthma- oder Keuchhustenbehandlung 

Immuno-augmentative Therapie (JAT) 
Immunseren (Serocytol-Präparate) 

Kariesdetektor -Behandlung 
Kinesiologische Behandlung 
Kombinierte Serumtherapie (z. B. Wiedemann-Kur) 

Laser-Behandlung im Bereich der physikalischen Therapie 

Modifizierte Eigenblutbehandlung (z. B. nach Garthe, 
Blut-Kristall-Analyse unter Einsatz der Präparate 
Autohaemin, Antihaemin, und Anhaemin) 

Neurotopische Diagnostik und Therapie 

Osmotische Entwässerungstherapie 

Psycotrom-Therapie 
Pyramidenenergiebestrahlung 

Regeneresen-Therapie 
Reinigungsprogramm mit Megavitaminen und Aussschwitzen 
Rolfing-Behandlung 

Sauerstoff-Darmsanierung (Colonics Sauerstoff-Mehrschritt-
Therapie nach Prof. Dr. von Ardenne) 

Schwingfeld-Therapie 

Thermoregulationsdiagnostik 
Trockenzellentherapie 

Vaduril-Injektionen gegen Paradontose 
Vibrationsmassage des Kreuzbeins 

Anlage 2 (zu § 4 Nr.1 Satz 2) 

Teilweiser Ausschluß 
Für folgende wissenschaftlich nicht allgemein 

anerkannte Methoden wird die Beihilfefähigkeit 
der Aufwendungen begrenzt: 

Chirurgische Homhautkorrektur durch Laserbehandlung 
Aufwendungen sind nur beihilfefähig, wenn eine Korrektur 
durch Brillen oder Kontaktlinsen nach augenärztlicher Fest­
stellung nicht möglich ist. 

Hyperbare Sauerstofftherapie (Oberdruckbehandlung) 
Aufwendungen sind nur beihilfefähig bei Behandlung von Koh­
lenmonoxydvergiftung, Gasgangrän, chronischen Knochenin­
fektionen, Septikämien, schweren Verbrennungen, Gasembo­
lien, peripherer Ischämie oder bei mit Perzeptionsstörungen 
des Innenohres verbundenen Tinnitusteiden. 

Klimakammerbehandtungen 
Aufwendungen sind nur belhiHefähig, soweit andere übliche 
Behandlungsmethoden nicht zum Erfolg geführt haben und die 
Festsetzungsstelle auf Grund des Gutachtens eines von ihr be­
stimmten Amts- oder Vertrauensarztes die Beihilfefähigkeit vor 
Beginn der Behandlung anerkannt hat. 

Lanthasol-Aerosol-Inhalationskur 
Aufwendungen sind nur beihilfefähig bei Aerosol-Inhalations­
kuren mit hochwirksamen Medikamenten, z. B. mit Aludrin. 

Magnetfeldtheraple 
Die Therapie mit Magnetfeldern ist wissenschaftlich allgemein 
nur anerkannt für die Behandlung der atrophen Pseudarthrose 
sowie bei Endoprothesenlockerung, idiopathischer Hüftnekro­
se und verzögerter Knochenbruchheilung, wenn sie in Verbin­
dung mit einer sachgerechten chirurgischen Therapie durch­
geführt wird. 

Ozontherapie 
Aufwendungen sind nur beihilfefähIg bei Gasinsufflationen, 
wenn damit arterielle Verschlußerkrankungen behandelt wer­
den und die Festsetzungsstelle auf Grund des Gutachtens ei­
nes von ihr bestimmten Amts- oder Vertrauensarztes die Bei­
hilfefähigkeit vor Beginn der Behandlung anerkannt hat. 

Prostata-Hyperhermie-Behandlung 
Aufwendungen sind nur beihilfefähig bei Krebsbehandtung. 

Therapeutisches Reiten (Hippotherapie) 
Aufwendungen sind nur beihilfefähig bei ausgeprägten cere­
bralen Bewegungsstörungen (Spastik) oder schwerer geistiger 
Behinderung, sofern die ärztlich verordnete und indizierte Be­
handlung durch einen Angehörigen der Heilhilfsberufe (z. B. 
Krankengymnast) mit entsprechender Zusatzausbildung 
durchgeführt wird. Die Leistung wird der Nummer 4 des Hin­
weises 3 zu § 6 Abs. 1 Nr. 3 zugeordnet. 

Thymustherapie und Behandlung mit Thymuspräparaten 
Aufwendungen sind nur beihilfefähig bei Krebsbehandlungen, 
wenn andere übliche Behandlungsmethoden nicht zum Erfolg 
geführt haben. 
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Änderung der Durchführungsverordnung 
zu den Beihilfevorschriften 

der Evangelischen Kirche im Rheinland 

Nr. 8898 Az. 14-12-2-2-1 Düsseldof, 31. August 1995 

Auf Grund von Artikel 6 Abs. 1 der Notverordnung der Evange­
lischen Kirche im Rheinla,.nd vom 19. Juni 1975 über die Ge­
währung von Beihilfen bei Krankheit, Geburt und Tod (KABI. 
S. 193) - zuletzt geändert durch die Notverordnung vom 
31. August 1995 (KABI. S. 195) - wird die Durchführungsver­
ordnung zu den Beihilfevorschriften vom 19. Juni 1975 (KABI. 
S. 203) - zuletzt geändert durch die Verordnung vom 23. Au­
gust 1994 (KABI. S. 252) - wie folgt geändert: 

1. Nummer 1 erhält folgende Fassung: 

1. Zu§1 Absatz 1 
Während des Erziehungsurlaubs richtet sich die Höhe 
der Beihilfe nach dem Umfang der unmittelbar vor Be­
ginn des Erziehungsurlaubs vereinbarten Arbeitszeit. 
Dies gilt auch dann, wenn während der Zeit des Erzie­
hungsurlaubs ein neues Arbeitsverhältnis mit verän­
derter Arbeitszeit vereinbart wird. 

2. Die bisherige Nummer 1 wird Nummer 2; die Worte 
"Buchstabe a" werden gestrichen. 

3. Die bisherige Nummer 2 wird gestrichen. 

4. Hinter Nummer 2 wird folgende Nummer 3 eingefügt: 

3. Zu § 1 Abs. 3 Nummer 6 
Der Versorgungsempfänger kann in diesem Fall nicht 
auf die Sachleistung der gesetzlichen Krankenversi­
cherung oder Unfallversicherung verwiesen werden. 
Ein Beihilfeanspruch gegenüber der Versorgungskas­
se besteht jedoch nur insofern, als er über die Sachlei­
stungen bzw. den Wert der Sachleistung hinausgeht. 

5. Nummer 3.2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 
Die Summe dieser Einkünfte vermindert um den Altersent­
lastungsbetrag nach § 24 a EStG und den Abzug für Land­
und Forstwirte nach § 13 Abs. 3 EStG ist der Gesamtbe­
trag der Einkünfte. 

6. Nummer 3.3 erhält folgende Fassung: 
Aufwendungen die im Jahr vor der AntragsteIlung entstan­
den sind, können anerkannt werden, wenn für dieses Jahr 
ein Beihilfeanspruch bestand. Hat der berücksichtigungs­
fähige Ehegatte keine Einkünfte mehr und erklärt der Bei­
hilfeberechtigte, daß im laufenden Kalenderjahr der Ge­
samtbetrag der Einkünfte des Ehegatten 35.000 DM nicht 
überschreiten wird, kann unter dem Vorbehalt des Wider­
rufs eine Beihilfe gewährt werden. Nach Ablauf des Kalen­
derjahres ist ein Nachweis über die Höhe der Einkünfte zu 
erbringen. 

7. In Nummer 4.1 Buchstabe a werden die Worte ,,24. 8. 
1989 (Bundesarbeitsblatt 10/1989 S. 37)" durch die Worte 
,,9.3.1993 (BAnz. Nr. 103)" ersetzt. 

8. Nummer 5.3 wird gestrichen. 

9. In Nummer 6.2 wird das Wort "Sachleistungen" durch die 
Worte "Sach- oder Dienstleistungen" und das Wort 
"Sachleistung" durch die Worte "Sach- oder Dienstlei­
stung" ersetzt. 

1 O. In Nummer 6.3 wird vor Satz 1 folgender Satz vorange­
stellt: 
Bei freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung ver­
sicherten Mitarbeitern, die nach § 224 SGB V beitragsfrei 
sind, sind die Aufwendungen nur insoweit beihilfefähig, als 
sie über die festgelegten höchsten Leistungen der Kran­
kenversicherung hinausgehen. 

11. In Nummer 6.6 Satz 1 wird das Wort "Sachleistungsan­
spruchs· durch das Wort "Sach- oder Dienstleistungsan­
spruchs· ersetzt. 

12. In Nummer 6.6 Satz 3 wird jeweils das Wort "Sachlei­
stung" durch das Wort "Sach- oder Dienstleistung" er­
setzt. 

13. Nummer 6.7 wird gestrichen. 

14. In Nummer 8.2 erhält Satz 1 folgende Fassung: 
Zu Aufwendungen für Akupunkturbehandlungen werden 
Beihilfen gewährt, wenn wissenschaftlich anerkannte Be­
handlungsmethoden ohne Erfolg angewendet worden 
sind. 

15. In Nummer 8.3 werden die Worte "Anlage zu § 4 Nr. 1 
Satz 5" durch die Worte "Aniage 3 zu § 4 Nr. 1 Satz 3" er­
setzt. 

16. In Nummer 8 a Satz 3 werden die Worte ,,25 DM" durch die 
Worte ,,50 DM" ersetzt. 

17. Hinter Nummer 8 a wird folgende Nummer 8 beingefügt: 
8b Zu§4Nr.5 

Bei vorübergehender Erkrankung einer Person, die in 
einem Altenheim nicht wegen krankheitsbedingter 
dauernder Pflegebedürftigkeit wohnt, ist ein zu den all­
gemeinen Heimkosten erhobener Pflegekostenzu­
schlag nach § 4 Nr. 5 BhV beihilfefähig. 

18. Die bisherige Nummer 8 b wird Nummer 8 c; die Worte 
,,20 DM" werden durch die Worte ,,30 DM" ersetzt. 

19. In Nummer 9.1 erhält Satz 1 folgende Fassung: 
Die Aufwendungen für die wissenschaftlich noch nicht an­
erkannten Heilmittel Helixor, Iscador und Thymusextrakte 
(einschI. Ney-Tumorin und Wobe-Mugos) sind als beihil­
fefähig anzuerkennen, wenn wissenschaftlich anerkannte 
Mittel angewendet worden sind oder diesen wegen des 
fortgeschrittenen Stadiums der Erkrankung keine ausrei­
chenden Erfolgschancen mehr eingeräumt werden kön­
nen oder im Hinblick auf den Krankheitszustand die Be­
handlung mit wissenschaftlich anerkannten Methoden und 
Mitteln unzumutbar erscheint. 

20. In Nummer 9.2 und 9.4 sind die Worte "Satz 3" durch die 
Worte "Satz 2" zu ersetzen. 

21. Hinter Nummer 9.5 wird folgende Nummer 9.6 eingefügt: 
9.6 Aufwendungen für eine Behandlung der Legasthenie 

oder Akalkulie sind grundsätzlich nicht beihilfefähig, 
da es sich hierbei im Regelfall nicht um eine Krankheit 
handelt. 

22. In Nummer 10.6 wird folgender Satz 2 angefügt: 
Die Kosten sind im Rahmen des § 5 Abs. 6 Satz 2 BhV bei­
hilfefähig. 

23. Nummer 11 und 11 a wird durch folgende Nummer 11 bis 
11 fersetzt: 
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11 Zu§5Abs.2 
11.1 Krankheiten oder Behinderungen sind 

- Verluste, lähmungen oder andere Funktions­
störungen am Stütz- und Bewegungsapparat, 

- Funktionsstörungen der inneren Organe oder 
der Sinnesorgane, 

- Störungen des zentralen Nervensystems wie 
Antriebs-, Gedächtnis- oder Orientierungs­
störungen sowie endogene Psychosen, Neu­
rosen oder geistige Behinderungen. 

11.2 Hilfe besteht in der Unterstützung, in der teilwei­
sen oder vollständigen übernahme der Verrich­
tungen im Ablauf des täglichen Lebens oder in 
der Beaufsichtigung oder Anleitung mit dem Ziel 
der eigenständigen übernahme dieser Verrich­
tungen. Zu den gewöhnlichen und regelmäßig 
wiederkehrenden Verrichtungen zählen: 
- im Bereich der Körperpflege das Waschen, 

Duschen, Baden, die Zahnpflege, das Käm­
men, Rasieren sowie die Darm- oder Blasen­
entleerung, 

- im Bereich der Ernährung das mundgerechte 
Zubereiten oder die Aufnahme der Nahrung, 

- im Bereich der Mobilität das selbständige Auf­
stehen und Zubettgehen, An- und Auskleiden, 
Gehen, Stehen, Treppensteigen oder das 
Verlassen und Wiederaufsuchen der Woh­
nung, 

- im Bereich der hauswirtschaftlichen Versor­
gung das Einkaufen, Kochen,. Reinigen der 
Wohnung, Spülen, Wechseln und Waschen 
der Wäsche und Kleidung oder das Beheizen. 

Ein alleiniger Hilfebedarfbei der hauswirtschaftli­
ehen Versorgung reicht nicht aus. Aufwendungen 
für eine berufliche oder soziale Eingliederung 
oder zur Förderung der Kommunikation sind nicht 
beihilfefähig. Aufwendungen für medizinische 
Behandlungen sind nach § 4 BhV behilfefähig. 

11.3 Bei Kindern ist der zusätzliche Hilfebedarf ge­
genüber einem gesunden gleichaltrigen Kind 
maßgebend. 

11a Zu§5Abs.3 
11 a.1 Geeignete Pflegekräfte sind Personen, die 

- bei ambulanten Pflegeeinrichtungen (Pfle­
gediensten) angestellt sind und die unter 
ständiger Verantwortung einer ausgebilde­
ten Pflegekraft Pflegebedürftige in ihrer 
Wohnung pflegen und hauswirtschaftlieh 
versorgen, oder 

- von der privaten Pflegeversicherung zur 
Pflege und hauswirtschaftlichen Versorgung 
zugelassen sind, 
oder 

- von der Pflegekasse der sozialen Pflegever-
sicherung angestellt sind. 

Zu den geeigneten Pflegekräften zählen auch 
ausgebildete Pflegekräfte, die nicht in einem 
Anstellungsverhältnis nach Satz 1 stehen. 

11 a.2 Bei der Zuordnung zu den Pflegestufen sind die 
Richtlinien der Spitzenverbände der Pflegekas­
sen über die Abgrenzung der Merkmale zur 
Pflegebedürftigkeit und der Pflegestufen sowie 
zum Verfahren der Feststellung der Pflegebe-

dürftigkeit (Pflegebedürftigkeits-Richtlinien-
PflRi) vom 7. November 1994 zu beachten. 

11 a.3 Soweit keine Gebührenordnung nach § 90 SGB 
XI erlassen ist, können regelmäßig die Aufwen­
dungen für die häusliche Pflege nur in Höhe der 
Beträge als angemessen (§ 3 Abs. 2 BhV) an­
gesehen werden, die auf Grund des § 89 SGB 
XI zwischen den Trägern der Pflegedienste und 
den Leistungsträgem vereinbart wurden bzw. 
auf Grund des Artikels 49 PflegeVG weitergel­
ten. 

11 a.4 . Die auf Grund besonderen Pflegebedarfs ent­
stehenden höheren Aufwendungen sind unter 
Anrechnung folgender monatlicher Selbstbe­
halte beihilfefähig: 
bei einem mit Bezügen mit Bezügen mit Bezügen 
Beihilfebe- bis 5.000 DM von mehr als von mehr als 
rechtigten 5.000 DM bis 1 0.000 DM 

10.000 DM 

ohne 10 11 12 
Angehörige vom Hundert vom Hundert vom Hundert 
mit 1 8 9 10 
Angehörigen vom Hundert vom Hundert vom Hundert 
mit 2 oder 3 6 7 8 
Angehörigen vom Hundert vom Hundert vom Hundert 
mit mehr aJs3 4 5 6 
Angehörigen vom Hundert vom Hundert vom Hundert 

der um 2.500 DM verminderten Bezüge. 

Als Bezüge sind die (Brutto-) Dienst- oder Ver­
sorgungsbezüge sowie Renten aus der gesetz­
lichen Rentenversicherung und aus einer Al­
ters- oder Hinterbliebenenversorgung des Bei­
hilfeberechtigten zugrunde zu legen; § 5 Abs. 7 
Satz 2 BhV und Nummer 11 e 1 gelten entspre­
chend.Bei Pfarrern rechnet zu den Dienstbe­
zügen auch der entsprechende Ortszuschlag. 
Wird zu den Aufwendungen für die Pflege eines 
Ehegatten eine Beihilfe gewährt, sind den Be­
zügen des Beihilfeberechtigten die Renten aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung oder aus 
einer Alters- oder Hinterbliebenenversorgung 
des Ehegatten hinzuzurechnen. 

11 a.5 Als Kosten einer Berufspflegekraft ist die mo­
natliche durchschnittliche Vergütung einer 
Krankenpflegekraft in der Verg.Gr. Kr. V BAT 
(Endstufe der Grundvergütung, Ortszuschlag 
Tarifklasse 11 Stufe 2, Allgemeine Zulage, Pfle­
gezulage, anteilige Zuwendung sowie anteili­
ges Urlaubsgeld zuzüglich der Arbeitgeberan­
teile) als angemessen zugrunde zu legen (§ 3 
Abs. 2 Satz 1 BhV). Das Landeskirchenamt gibt 
den jeweils gültigen Höchstbetrag bekannt. Bis 
zu dieser Höhe können auch die Kosten für ei­
nen Einsatz mehrerer Pflegekräfte berücksich­
tigt werden. 

11 a.6 Neben den Pflegekosten sind die Aufwendun­
gen für medizinische Behandlungen beihilfefä­
hig. 

11 a.7 Personen, die nicht erwerbsmäßig einen Pfle­
gebedürftigen im Sinne des § 5 Abs. 2 BhV we­
nigstens 14 Stunden WÖChentlich in seiner 
häuslichen Umgebung pflegen, sind in den 
Schutz der gesetzlichen Renten- und Unfall­
versicherung einbezogen, soweit der Pflegebe­
dürftige Anspruch auf Leistungen der privaten 
oder der sozialen Pflegeversicherung hat. Dies 
gilt unabhängig davon, ob die Beihilfe nach § 5 
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Abs. 3 BhVoder die Pauschalhilfe nach § 5 
Abs. 4 BhV gewährt wird. Wegen der Durchfüh­
rung der Rentenversicherung und der Unfall­
versicherung wird auf die LKA-Verfügung vom 
2. August 1995 (KABI. S. 214) verwiesen. 

11b Zu §5Abs. 4 
11 b.1 Nummer 11 a.2 und 11 a.7 gilt entsprechend. 
11 b.2 Bei mehreren Beihilfeberechtigten, die An-

spruch auf die Pauschale für ein Kind haben, ist 
die Beihilfe nur einem Beihilfeberechtigten zu 
gewähren. 

11 b.3 Die zeitweise Abwesenheit des Pflegebedürfti­
gen wegen des Besuchs eines Kindergartens, 
einer Schule, einer Werkstatt tür Behinderte 
oder einer anderen vergleichbaren Einrichtung 
steht der Zahlung der Pauschal beihilfe nicht 
entgegen. Soweit eine Beihilfe aus Anlaß des 
Besuchs einer Einrichtung nach Satz 1 zu zah­
len ist, ist diese auf die Pauschalbeihilfe anzu­
rechnen. 

11 b.4 Wird eine stationäre Pflege notwendig, weil die 
Pflegeperson wegen Urlaub, Krankheit oder 
aus anderen Gründen gehindert ist, die Pflege 
durchzuführen, sind die Aufwendungen in der­
selben Höhe wie bei einer Kurzzeitpflege (§ 5 
Abs. 3 Satz 1 BhV) beihilfefähig. 

11c Zu §5Abs. 5 
Wird ein Pflegebedürftiger durch eine geeigne­
te Pflegekraft und eine andere Person gepflegt, 
ist hinsichtlich der Aufwendungen für die Pfle­
gekraft die anteilige Berechnung zunächst nach 
den Höchstbeträgen des § 5 Abs. 3 Satz 2 er­
ster Halbsatz BhV vorzunehmen. Übersteigen­
de Beträge sind nach § 5 Abs. 3 Satz 2 zweiter 
Halbsatz BhV beihiltefähig. 
Beispiel: 
Einem Pflegebedürftigen der Pflegestufe 111 
entstehen auf Grund besonderen Pflegebe­
darfs Aufwendungen für eine geeignete Pflege­
kraft in Höhe von 3.500 DM. Die Pflegeversi­
cherung erbringt eine Kombinationsleistung, 
bei der die zustehende Pflegesachleistung 
(entspricht § 5 Abs. 3 Satz 2 erster Halbsatz 
BhV) in Höhe von 64 v. H. und das zustehende 
Pflegegeld (entspricht § 5 Abs. 4 Satz 1 BhV) in 
Höhe von 36 v. H. gewährt werden. Die Auf­
wendungen für die geeignete Pflegekraft sind 
somit bis zu 1.792 DM (64 v. H. des Höchstbe­
trages von 2.800 DM nach § 5 Abs. 3 Satz 2 er­
ster Halbsatz BhV) beihilfefähig. Die Pauschale 
nach § 5 Abs. 4 Satz 1 BhV ist daneben mit 468 
DM (36 v. H. von 1.300 DM) in Ansatz zu brin­
gen. Die 2.800 DM übersteigenden Kosten sind 
nach § 5 Abs. 3 Satz 2 zweiter Halbsatz BhV 
beihilfefähig. 

11d Zu§5Abs.6 
11 d.1 Wird zu den Aufwendungen für Pflegehilfsmit­

tel, die nicht in § 4 Nr. 10 Satz 8 BhVaufgeführt 
sind, eine Leistung der Pflegeversicherung er­
bracht, gilt die vorherige Anerkennung 
(§ 4 Nr. 10 Satz 9 BhV) als erteilt. 

11 d.2 Werden zu Gegenständen, die auch im Rah­
men der allgemeinen Lebenshaltung genutzt 

werden können und nach § 4 Nr. 10 Satz 7 BhV 
von der Beihilfefähigkeit ausgeschlossen sind, 
Leistungen der Pflegeversicherung erbracht, 
sind die Aufwendungen in dem Umfang beihil­
fefähig, in dem sie der Leistungsbemessung 
durch die Pflegeversicherung zugrunde gele­
gen haben. 

11e Zu§5Abs.7 
Dienstbezüge sind die in § 1 Abs. 2 BBesG ge­
nannten Bruttobezüge {bei Pfarrern ist der ent­
sprechende Ortszuschlag zu berücksichtigen); 
VersorgungsbezÜQe sind die laufenden Bezü­
ge nach Anwendung von Ruhens- und Anrech­
nungsvorschriften. Untallausgleich nach § 35 
BeamtVG bleibt unberücksichtigt. Dem Betrag 
der Dienst- bzw. Versorgungsbezüge sind die 
Renten (ohne Beitragsanteil oder Beitragszu­
schuß des Rentenversicherungsträgers zur 
Krankenversicherung und zur Pflegeversiche­
rung) aus den gesetzlichen Rentenversiche­
rungen oder aus einer zusätzlichen Alters- oder 
Hinterbliebenenversorgung hinzuzurechnen. 
Krankenkassenbeiträge und Pflegeversiche­
rungsbeiträge bleiben unberücksichtigt, auch 
wenn die Beiträge von den Versorgungsbezü­
gen oder der Rente einbehalten werden. Zur 
Rente gehören nicht Leistungen tür Kinderer­
ziehung nach § 294 SGB VI. 

11 e.2 Sind am Ort der Unterbringung oder in seiner 
nächsten Umgebung mehrere öffentliche oder 
freie gemeinnützige Anstalten vorhanden, so 
ist der niedrigste Satz der Anstalt maßgebend, 
in welcher der Pflegebefürftige unter Berück­
sichtigung des Grades seiner Pflegebedürftig­
keit untergebracht ist. Bei Unterbringung in ei­
ner anderen Einrichtung ist der niedrigste Satz 
der kostengünstigsten Einrichtung nach Satz 1 
maßgebend, die nach dem Grad der Pflegebe­
dürftigkeit in Betracht käme. 

11 e.3 Die Beschäftigung und Betreuung in einer 
Werkstatt für Behinderte ist keine Pflege im 
Sinne des § 5 BhV. Werkstattgebühren und 
Versicherungsbeiträge für den Behinderten 
sind deshalb nicht beihilfefähig. Ebenfalls nicht 
beihilfefähig sind die Aufwendungen, die durch 
einen zur Erfüllung der Schulpflicht vorge­
schriebenen Sonderschulunterricht entstehen 
(z. B. Fahrkosten). 

11f Zu§5Abs.8 
11 f.1 Die von der Pflegekasse oder der Pflegeversi­

cherung festgestellte Pflegestufe ist durch ge­
eignete Unterlagen, z. B. Leistungsmitteilung, 
Mitteilung nach § 44 Abs. 3 SGB XI bei Zahlung 
von Rentenversicherungsbeiträgen für Pflege­
personen) nachzuweisen. Bei nicht gegen das 
Risiko der Pflegebedürftigkeit Versicherten be­
darf es eines amts- oder vertrauensärztlichen 
Gutachtens. 

11 f.2 Wird ein Antrag auf Feststellung der Pflegebe­
dürftigkeit oder einer höheren Pflegestufe zu­
nächst bei einer Pflegekasse oder einer priva­
ten Pflegeversicherung gestellt, ist für den Be­
ginn der Beihilfengewährung dieser Antrag 
maßgebend. 
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24. Nummer 17.1 erhält folgende Fassung: 
17.1 Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 

vom 28. Mai 1993 - 2 BvF 2/90 u. a. - (BGBI. I 
S. 820) ist ein Schwangerschaftsabbruch nur bei 
medizinischer, embryopathischer oder kriminologi­
scher Indikation nicht rechtswidrig. Damit sind Auf­
wendungen im Zusammenhang mit einem Schwan­
gerschaftsabbruch aus anderen Gründen (z. B. auf 
Grund sozialer Indikation) nicht beihilfefähig. Bei Be­
amragung einer Beihilfe an läßlich eines nicht rechts­
widrigen Schwangerschaftsabbruchs hat der Beihil­
feberechtigte die Indikationsfeststellung (§ 219 
StGB) beizufügen und ggf. den Nachweis über die 
Durchführung des Beratungsverfahrens zu erbrin­
gen. 

25. In Nummer 21 wird folgender Satz angefügt: 
Eine rechtzeitige Versicherung liegt z. B. vor, wenn sie im 
Zusammenhang mit dem Eintritt in das Anstellungsver­
hältnis abgeschlossen wird. 

26. Nummer 23 wird wie folgt geändert: 
1. Im Unterabsatz 1 Satz 1 werden die Worte "des Beihil­

feberechtigten" gestrichen. 
2. Nach Unterabsatz 4 werden folgende Unterabsätze 5 

und 6 angefügt: 
Für Beihilfeanträge aus Anlaß dauernder Pflegebedürf­
tigkeit (§ 5 BhV) ist das Formblatt (Anlage 13) zu ver­
wenden. 
Der Festsetzungsstelle sind grundsätzlich die Original­
belege vorzulegen; dies gilt nicht, wenn die Versiche­
rungsleistungen im einzelnen nachgewiesen werden 
müssen. 

11 

Die Anlage 4 (Kurorteverzeichnis) wird wie folgt geändert: 

1. Hinter der Eintragung "Bischofswiesen" wird eingefügt: 
Blankenburg, Harz 38889 Blankenburg, Harz G Heilbad 

2. Die Eintragung "Emstal" erhält folgende Fassung: 
Emstal 34308 Bad Emstal Sand Heilbad 

3. Hinter der Eintragung "Königstein" wird eingefügt: 
Kösen 06628 Bad Kösen G Heilbad 

4. Hinter der Eintragung "Nauheim" wird eingefügt: 
Naumburg 34309 Naumburg K Kneipp-Kurort 

5. Hinter der Eintragung "Schmallenberg" wird eingefügt: 
Schmiedeberg 06905 Bad Schmiedeberg G Heilbad 

6. Hinter der Eintragung "Schönborn" wird eingefügt: 
Schönebeck- 39624 Schönebeck- G Heilbad 
Salzelmen Salzelmen 

7. Hinter der Eintragung "Steben" wird eingefügt: 
Stützerbach 98714 Stützerbach G Kneipp-Kurort 

8. Hinter der Eintragung "Schmallenberg" wird eingefügt: 
Suderode 06507 Bad Suderode G Heilbad 

9. Oie Eintragung "Weiler-Simmerberg« wird gestrichen. 

111 

1. Die Anlagen 1 a, 1 c und 11 2. Seite werden durch die bei­
gefügten Anlagen 1 a, 1 c und 11 2. Seite ersetzt. 

2. Hinter Anlage 12 werden die Anlagen 13 und 14 angefügt. 

IV 

(1) Beihilfeberechtigte, die mit Ersatzpflegekräften (§ 4 Nr. 5 
Satz 2 BhV) vor dem 1. April 1995 einen Arbeitsvertrag ge­
schlossen hatten, können abweichend von § 5 Abs. 4 BhV für 
die Zeit bis zum 31. Dezember 1995 Beihilfen nach § 5 Abs. 3 
BhV erhalten, sofern eine frühere Kündigung des Vertrages 
nicht möglich ist und nachgewiesen wird. daß vor dem 1. April 
1995 Lohnsteuer oder Sozialversicherungsbeiträge einbehal­
ten und abgeführt wurden. 

(2) Nummer 18 gilt für Aufwendungen, die nach dem 30. Sep­
tember 1995 entstanden sind. 

Das Landeskirchenarnt 
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Antrag auf Gewährung einer Beihilfe Anlage1a 

(ohne Aufwendungen für dauernde Pflege) 

An 

I 
I 

Zutreffendes ankreuzen ~ oder ausfüßen 

Name. Vomame der anlragslellenden Person 

Straße, Hausnummer, Posßeilzahl, Wohnort 

Bei Angestellten und Arbeitern: 
.. 

wöchenUiche Arbeitszeit jseit 

Beul1aubung ohne DiensibezOge 

o nein 0 ja Grund: 

Familienstand 

o ladig o verheiratet 

, 
ITeJe!on I Tätig als 

Vomame der Ehegattin / des Ehegatten ggf. abweichender Familienname 

wöchen!liche ArbeItszeit einer I eines 
Dienststelle 

- . I enlSpr. VoIIbeschäftigten 

von bis 

seit 

o verwitwet o geschladen o getrennt lebend I 
Ich beantrage eine Beihilfe zu den in der Anlage aufgeführten und durch Belege nachgewiesenen Aufwendungen. 

1. I Kinder Geburtsdatum I Ist des Kind im Anspruchszeitraum ') .) I Hat eine andere Falisja: I (Bitte alle beriicksichtigungsfähigen Kinder I Person für des Kind 
, Ortszuschlag! Gehört das K'1Od zu , I -§2Abs.2BhV-angeben,auchwennfürdiese I Familienzuschlag! Anspruch auf Bei- Ihrem Hausheit? 

keine Aufwendungen entstanden sind.) Sozialzuschlag l1iHe? I Name, Vorname 

I I berücksichtigt oder Fallsja: 
berücksichtigungs- • Bittedie 

I fähig? I Originalbelege 
I beifügen 

1 0 ja o nein I I 0 ja iO 
I nein o ja 0 nein 

0 o nein i , 
0 2 ja I ja 0 nein I 0 ja 10 nein 

3 0 ja 0 nein I 10 ja 0 nein 1 0 ja 0 nein . 
l 4 0 ja 10 nein 0 ja 10 nein 0 ja 0 nein 

-
2. I 

I 
Sind oder waren Ehegattin I Ehegatte oder beriicksichtigungefähige Kinder in den letzten 12 Monaten berufstätig, Empfänger von beamtenrech!lichen Versorgungsbezügen 
von AI1beiIs!osenge oder -hiHe, von Unterhal!sgeld nach dem Arbeitsförderungsge oder von Erziehungsgeld? Oja o nein 

Name äl8Ser Person Tätig als') I Zeitraum der BeruIs!ä!igkeit Wöchent1. I MonatL I NameundAnachriftdesArbeitgebers I Falls selbst bei-

I I bzw. der Zahlung der Arbei!s- I brutto bzw. Angebe der Art dervorgsnannten I hilleberechögt, 
vorgenannten Bezüge zeit i Bezüge bitte ankreuzen 

i I I 0 

I 0 

I 0 
3. Antragslellende Person, EhegattIn I Ehegatte und Kinder sind wie folgt gegen Krankheit versichert: 
a) 

i Personen I Nicht 
Privat In einergssetztiohen Krankenversicherung I ZuschuB des Arbeitgebers zum Krankenversicherungsbeitrag 

l (Reihenfoiga der versichert versichert I nach §257 8GB V wurde gszahH 

I Kinderwie unter 1) 

i 
bei 

plIicht- I freiwillig I familien- für die Zeit I Zuschußim 

I 
Krankenversiche-

I I versichert I versichert versichert vom I Antrags- rungsbeitrag im 
bei bei I über bis monat DM Antragsmonat DM 

1 I 2 3 I 4 
l 5 6 7 B I 9 

AntragsteIlande 10 I I ~ I I Person(A) I I I 
Ehegattin I 10 h i 
EheQatte(E) I 

! Kind 1 (K1) 0 I i h ~ 
Kind2(K2) 0 h f- I : 

Kind 3 (K3) 0 i I h f- I 
Kind4(K4) 0 i h f- I 

b) I Bestehen Anspruche zu den geHend gemachten Aufwendungen auf Grund von sonstigen Rechtsansprüchen (z. B. gesetzliche Kranken- oder Unfallversicherung, Unfatifürsorgs-
bestimmungen, Bundesenlschädigungsgesetz, Bundesversorgungegesetz) oder von arbei1svertraglichen Vereinbarungen? 

10 nein 0 ja Angabe der Rechtsvorschrifl, der Art und der Höhe der Leistung bzw. der zustehenden Leistung bitte auf besonderam Blatt. 

') Nur ausfüllen, wenn der Anspruch auf Kindergeld oder Berücksichtigung im Famülen-/Ortszuschlag im Zeitpunkt des Entstehens der Aufwendungen oder im Zeitpunkt der AnlragsteHung nictlt bestand. 

') Als berücksichligungsfählg gellen auch Kinder, für die nur vorübergehend wegen der Höhe ihrer eigenen Bnkünl!s aus einer ~tIgkeit der Anspruch für nicht mehr als vier Monate zusammenhängend 
entfältt. 

') Bitte hier eintragen: Beamten-, Ang.-, Arb.- oder sonstiges AnsteIlungsvettlältnis. 

Stend: September 1995 
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4. I Nur auszufüllen 

I i 
a) I von antragstellenden I 

I Personen, die für die I 
! Ehegattin/den Ehe-

I i getten eine Beihille 

i beantragen ; 
I 

I I 
I 

I I 
I 

i i 
I 

I i 

b) von Versorgungs-
empfängern 

I 
i 

! 
I 

, 
c) bei 

Unfällen 

5. Ich beantrage 

Anlage1a 
2. Seite 

1. überstieg der Gesamtbetrag der Einkünfte (§ 2 Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes) Ihrer Ehegattin I Ihres Ehegatten im Kalenderjahr vor der 
Antrags!ellung den Betrag von 35000 DM (§ 2 Abs. 1 Ziffer 1 b BhV) 

0 nein 0 ja 0 noch nicht bekannt 

2. Wird der Gesamtbetrag der Einkünfte (§ 2 Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes) Ihrer Ehegattin I Ihres Ehegatten im lId. Kalenderjahr möglicherweise 
35000 DM übersteigen? (§2Abs.1 Ziffer 1 bBhV) 

0 nein 0 ja 0 noch nicht bekannt 

Mir ist bekannt, daß ich verpflichtet bin, die BeihiHe türmeine Ehegattin I meinen Ehegatten ohne besondere Aufforderung zurückzuzahlen, falls der 
Gesamtbetrag mrer / seiner Einkünfte 35 000 DM übersteigt (dies gift nich! hinsichtlich der BeihiHen zu Aufwendungen in Krankheitsfällen, 
für die die Ehegattin I der Ehegatle seilens der Krankenversicherung wegen Leistungsausschlusses oderl€istungseinstellung keine Erstattung erhält). 

Personen Besteht Anspruch Wird vom Rentenversicherungslräger ein Zuschuß zum 
auf beitragsfreie Krankenversicherungsbeitrag gezah~? 
Krankenfürsorge ? 

I falls ja: 

I 
Bei Zuschüssen unter 

Höoodes 100DM 

I ZUschusses Höhe des Krankenver -
imAntragsmonal I sicherungsbeitrages , I im Auftragsmonat 

Antragste11ende i I I i I 0 nein 0 ja 0 nein I 0 ja I DM DM Person (A) I I I ! 
Ehe9attinl 0 

1 0 1 0 1 0 I I 
Ehegatte (E) nein ja nein ja DM i DM 

I I 

1 0 I DM I Kind(K ) 0 nein 
1 0 ja jO nein ja DM 

Wurden die Aufwendungen durch einen Unfall verursacht (dazu gehören auch Sport-, Spiel-, Schul- und häusliche Unfälle)? 

0 nein 0 ja, Beleg Nr. ____ Bitte erläutern, ggf. besonderen Vordruck Unfal!baricht ausfüllen und beHügen 

die Erhöhung des Bemessungssalzes (§ 12 Abs. 3 BhY) zu Aufwendungen für Krankooiten, die von Versicherungsleistungen ausgeschlossen oder für die 
VersIcherungsleistungen auf Dauer eingestelH sind (die Nachweise sind beigefügt). 

Beleg-Nr. I I I I 
I 

I I I I 
Auf die hiermit beantragte BeihiHe habe ich durch die (Kasse) 

lam einen Abschlag in Höhe von DMerhafien 

ich bitte, die Beihilfe 1 o zu überweisen auf das Konto Nr. 
bei (Bank, Sparkasse, Postbank) 

o bar zu zahlen I 

Bankleitzahl I Falls Postbank: Dort angegebener Wohnort 

Ich versichere nach bestem Wissen die Vollständigkeit und Richtigkeit meiner Angaben. Mir ist bekannt, daß ich nachträgliche PrelsermäBlgungen oder PreIsnachlässe auf die 
Kosten bzw. Erstattungen sowie den nachträgllohen Wegfall der Berücksiohtlgungsfähigkelt von Kindern im Orts-, Familien- oder Sozialzuschlag sofort der festsetzungsstelle 
anzuzeigen habe. 

Mit diesem Beihilfeantrag sind keine Aufwendungen für Untersuchungen, Beratungen und Verrichtungen sowie Begutachtungen gattend gemacht worden, die durch nahe Ange­
hörige der/des behandelten Ehegatt!nfEhegatten, Kindern, Enkelkindern, Eltern, Großeltern, Geschwistern, Verschwägerten ersten Grades sowie Schwägerin oder Schwager 
durchgeführt sind. 

Für die geltend gemachten Aufwendungen wurde eine Beihilfe bisher nicht beantragt. 

Ort, Datum Unterschrift 
der Beihilfeberechligten I des Beihilfeberachtigten 
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Antrag auf Gewährung einer Beihilfe Anlage1c 

bei getrenntlebenden Ehegatten 

An 

Zutreffendes ankreuzen jgl oder ausfüllen I 
Name, Vorname der antragste!lenden Person Vorname der Ehegattin I des Ehegatten, ggf, abweichender Familienname 

Straße, Hausnummer, Pos!leiIzahl, Wohnort 
Famßienstand o getrennt lebend seit 

Angaben belr. getrennllebende El1egellin I I~enlliche I seit 
wöchentliche Arbeitszeit einer/eines enlspr, Vollbeschäftlgten 

getrennllebenden Ehegallen Arbeitszeit 

Dienststelle Tällg als 

Ich beantrage eine Beihilfe zu den in der Anlage aufgeführten und durch Originalbelege nachgewiesenen Aufwendungen. 
1, Kinder Geburlsdatum Erhalten Sie oder ! Anspruchszeitraum' ) 2) 

(Bitte alle berücksichllgungsfälligen die/dergatrennt- I 
Kinder-§2 Abs, 2 BhV -angeben) lebende Ehegattinl 

I Ehegatte für das Kind 

I 
Familien-, 0rIs-1 

Name, Vorname Sozialzuschlag 

1, I Dia I o nein 

2, I Dia I o nein 

3, Oja i o nein 

4, Dia I o nein I 
2, Sind oder waren Sie oder die beriicksichtlgungafähigen Kinder in den letzten 12 Monaten berufs!äIlg, 

Empfänger VO!1 beamtenrechllichen Versorgungsbezügen, von Arbeitslosengeld oder -hilfe oder von Unterhallsgeld 
I nach dem Arbeitsförderungsgasatz oder von Erziehungsgeld? Dia o nein 

Name dieser Person I Tätig als') i Zeitraum der Berufslätigkeit I Wöchenti, Monal!. I Name und Anschrift des Arbeitgebers Falls selbst bei-

I I bzw, der Zahlung der i Arbeits- brutto I bzw, Angebeder Art dervorgenannten hIlfeberechtigt, 
I vorgenannten Bezüge zeit Bezüge bille ankreuzen 

I I I 0 
I I 0 

I 0 
3, Antragstellende Person, Ehegal!inlEhegalle und Kinder sind wie folgt gegen Krankheit versichert: 
a) 

Personen I Nicht I Privat In einer gesetzlichen Krankenversicherung 

I 
Zuschuß des Arbeitgebers zum Krankenversicherungsbeitrag 

I (Reihenfolge der versichert versichert nach § 257 SGB V wurde gezahlt 
I Kinderwie unter 1) 

I I 
bei 

I 
pflicht- I freiwillig familien- I für die Zeit Zuschußim Krankenversiche-I versichert versichert versichert vom Antrags- rungsbeitrag im 

I bei bsi über bis monat DM AntragsmonatDM 

I 1 I 2 3 4 5 6 7 8 9 

I Antragsteilende 
1 0 f-

I 

. Person(A) I 

~::::~(E) 1 0 h 
io 

, 
h ~ Kind 1 (K1) I 

Kind2(K2) 10 I ! h r-- I 
10 

i ~ r-- I 
Kind3(K3) I I 

b) Bestehen Ansprüche zu den geHend gemachten Aufwendungen auf Grund von sonstigen Rechtsansprüchen (Z, B. gesetzliche Kranken- oder Unfallversicherung, 
Unfallfürsorgebesllmmungen, Bundesentschädigungegesetz, Bundesversorgungsgesetz) oder von arbeitsvertraglichen Vereinbarungen? 

0 nein 0 ja Angebe der Rechtsvorschlift, der Art und der Höhe der LaJstung bzw, der zustehenden Leistung bille auf besonderem Blett, 

') Nur ausfüllen, wenn der Anspruch auf Kindergeld oder Berücksichtigung im Famillen-/Ortszuschlag im Zeitpunkt des Entstehens der Aufwendungen oder im Zeitpunkt der Anlragsteilung nicht bestand, 

') Als berücksichtigungsfähig geiten auch Kinder, ffir die nur vorübergehend wagen der Höhe ihrer eigenen Einkünfte aus einer Erwerbställgkeit der Anspruch für nicht mehr als vier Monate zusammenhängend 
entfällt 

"l Bitte hier eintragen: Beamten-, Ang,-, Arb,- oder sonstiges Ansleilungsverhällnjs, 

Stand: Septembsr 1995 
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4, Nur auszufüllen I 
I 
I 

a) von antragstellenden 
Personen 

b) von antragsteilenden I Personen, deren 
Ehegel!infEhegel!e 
Versorgungsernpfänger 

I sind 

cl bei 
Unfällen 

5, I Ich beantrage 

I 

Anlage 1c 
2. Seite 

1. überstieg der Gesamtbetreg der Einkünfte (§ 2 Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes) Ihrer Ehegattin I Ihres Ehegallen im Kalenderjahr vor der 
AntragsteIlungdenBetrag von 35000 DM (§2Abs.1 ZIffer 1 bBhV) 

0 nein 0 ja 0 noch nich1 bekannt 

2. WlI"d der Gesamtbetrag der Bnkünfte (§ 2 Abs. 3 des Einkommensteuergeselzes) Ihrer Ehege!tin I Ihres Ehegallenim IId. Kalenderjahr möglicherweise 
35000 DM übersteigen? {§2 Abs.1 ZIffer 1 bBhV) 

0 nein 0 ja 0 noch nicht bekannt 

Mir ist bekannt. daß ich verpflich1e1 bin. die Beihilfe für meine Ehegeltin I meinen Ehegel!en ohne besondere Aufforderung zurückzuzahlen, falls der 
Gesamtbetrag ihrer f seiner Einkünfte 35 000 DM übersteigt (dies gilt nicht hinsichtlich der Beihilfen zu Aufwendungen in Krankheitsfällen, 
für die die Ehegattin I der Ehegatte seilens der Krankenversicherung wegen Leistungsausschlusses oder Leislungseinstellung keine Erste1tUng erhält). 

Personen I Bee1eht Anspruch I Wird vom Rentenversicherungslräger ein ZUschuß zum 
auf beIlragsfreie I Krankenversicherungsbeitrag gezahH? 
Krankenfürsorge ? 

I , Fellsja: I Bei Zuschüssen unter 

I I Höhe des I 100m-I ZUschusses Höhe des Krankenver-
im Antragsmonat sicherungsbeitrages 

i im Auflragsmooat 

Antragstellande I 0 1 0 0 
I 

0 I 
Person (A) nein ja nein ja I DM DM 

Ehegeltinl 10 
I 

0 I 0 0 I 
Ehegel!e (E) 

nein ja nein ja 1 DM DM 

Kind (K ) 
1 0 nein 0 ja 0 nein 0 ja I DM I DM 

Wurden die Aufwendungen durch einen Untall verursacht (dazu gehören auch Sport-, Spiel-. Schul- und häusliche Unfälle)? 

0 nein 0 ja, Beleg Nr. ____ Bitte erläutern. gg1, besonderen Vordruck Unta11bericht ausfüllen und beifügen 

die Erhöhung des Bemessungssatzes (§ 12 Abs. 3 BhV) zu Aufwendungen für Krankheiten. die von Versicherungsleistungen ausgeschlossen oder für die 
Versicherungsteistungen auf Dauer eingeslell1 sind (die Nachweise sind beigefügt). 

Beleg-Nr. i I I I I I I 
Auf die hiermit beantragte Beihilfe hsbe ich durch die (Kasse) lam ' einen Abschlag in Höhe von DMematten 

I 
Ich bitte, die Beihme o zu überweisen auf das Konto Nr. 

bei (Bank, Sparkasse, Pos1bank) 

o bar zu zahlen 

Bankleitzahl I Falls Postbank: Dort angegebener Wohnort 

Ich versichere nach bestem Wissen die Vollständigkeit und RlcIrtIgke1t meiner Angaben. Mir Ist bekannt, daß Ich nachträgliche Preisennäßlgungen oder Preisnachlässe auf die 
Kos1en bzw. Erstattungen sowie den nachträglichen Wegfall der Berückslchtigungsflihlgkeit von Kindern Im Orts-, Famillen- oder Sozialzuschlag sofort der Fastsetzungse1elle 
anzuzeigen habe. 

Mit diesem Beihllfeantrag sind keine Aufwendungen für Untersuchungen, Bereiungen und Verrichtungen sowie Begufachtungen geltend gemacht worden, die durch nahe Ange­
hörige der/des behandelten Ehegattin/Ehegatten, Kindern, Enkelkindern, Eltern, Großeltern, GeschwIe1em, Verschwägerten ersten Grades sowie Schwägerin oder Schwager 
durchgeführt sind. 

Für die geltend gemachten Aufwendungen wurde eine Beihilfe bisher nicht beantragt. 

Ort, Datum Unterschrift 
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Bei Verkehrsunfällen: 

Fahrer des Fahrzeugs: (Name, 
Anschrift, Alter, Führerscheindaten) 

Polizeiliches Kennzeichen, 
Fabrikat und Art des Fahrzeugs 

Fahrzeug des Unfallgegners 
Polizeiliches Kennzeichen, Fabrikat 
und Art des Fahrzeugs, ggf. Halter 

Haftpflichtversicherungdes Halters Vers.-Gesellschaft (Name, Anschrift): 
des Fahrzeugs zu c 

Vers.-Nr. Schaden-Nr. 

209 

Anlage 11 
2. Seite 

Alle Ärzte, die mich bisher behandelt haben und in Zukunft behandeln werden, entbinde ich hiermit dem ________ _ 
gegenüber von ihrer Schweigepflicht, auch über meinen Tod hinaus. Außerdem ermächtige ich andere Versicherungsgesell­
schaften, Versicherungsträger und Behörden, dem· die erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 

Hiermit trete ich die Ansprüche auf Schadenersatz wegen der Kosten, die durch den o. a. Unfall verursacht worden sind, in Höhe 
der zustehenden Beihilfe an die , vertreten durch 
_____________________ ab, soweit die Verpflichtung zur Gewährung einer Beihilfe besteht. 

Gleichzeitig erkläre ich, daß ich über diese Ansprüche nicht verfügt habe und mich jeder Verfügung darüber enthalten werde. 

Der ist berechtigt, 
dem Schädiger, dessen Haftplichtversicherung oder anderen Dritten Kopien, die den Unfall betreffen, zum Nachweis vorzulegen. 

Ort, Datum Unterschrift der verletzten Person 

Ort, Datum ggf. Unterschrift des B6ihi!feberechligten 



210 Kirchliches Amtsblatt der Evangelischen Kirche im Rheinland - Nr. 9 vom 25. September 1995 

Antrag auf Gewährung einer Beihilfe Anlage 13 

(zu Aufwendungen für dauernde Pflege) 

An 

Zutreffendes ankreuzen 181 oder ausfüllen 

Name, Vomame der antragstel!enden Person 

Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Wohnort 

Beurlaubung ohne Dienstbezüge 

o nein 0 ja Grund: 

Familienstand 

o ledig , 0 verheiratet 

von bis 

o verwitwet o geschieden 

Telefon 

Vorname der Ehegattin J des Ehegatten ggf. abweichender Familienname 

I Dienststelle 
i 

o getrennt lebend 

Ich beantrage eine Beihilfe zu den in der Anlage aufgeführten und durch Belege nachgewiesenen Aufwendungen. 
1. Kinder Geburtsdetum 

I 
Ist das Kind im Anspruchszeitraum ') "1 I Het eine andere Fallsja: 

(Bitte alle berücksichtigungsfähigen Kinder OrtszuschIagl Person für das Kind Gehört das Kind zu 
- § 2 Abs. 2 BhV -angeben, auch wenn für diese FemilienzuschlegJ Anspruch auf Bel- Ihrem Haushalt? 
keine Aufwendungen antstanden sind.) I Sozialzuschlag hilfe? 

i Name, Vorname I I 
berücksichtigt oder 

I i Fallsja: 
beriicksichtigungs- I Bitte die ! fähig? i Originalbeiegs I I i beifügen 

0 ja!Onein! 
I 0 iO 0 10 1 I ja nein Ja nein 

2 o ja 10 nein I I o ja 10 nein 0 ja 0 nein 
, I 0 ja i 0 3 o ja 10 nein nein 0 Ja 0 nein 

I 4 o ja 10 nein I 10 ja 10 nein o ja iO nein 

2. I 
I Sind oder waren Ehegattin I Ehegatte oder berücksichtiQungslähige Kinder in den letzten 12 Monaten berufstätig, Empfänger von beamlenrechtiichen Versorgungsbezügen 

von Arbeitsiosenge! oder -hilfe, von Unterhaltsgeld nach dem Arbeilsförderungsgeselz oder von Erziehungsgeid? o ja o nein 

Name dieser Person I Tätig als') ! Zeitraum der Berufstäligkeit Wöchenll'j Monat!. Name und Anschrift des Arbeitgebers I Falls selbst bei-

I I bzw. der Zahlung der Arbeits- brutlo bzw. Angabe der Ar! dervorgenannten hiHeberechtigt, 
vorgenannten Bezüge zeit Bezüge bitte ankreuzen 

I 10 
I 

10 I I 
I JO 

3. Anlragstellende Person, Ehegattin I Ehegatte und Kinder sind wie folgt gegen das Risiko der Pflegebedürltigkeit versichert: 
a) 

Personen I Nieh! I Privat In der sozialen Pflegeversicherung Zuschuß eines ArbeiIgebers zum Pfiegsversicherungsbeilrag 
(Reihenfolge der versichert I versichert nach §61 SGBXI wurdegezahll 
Kinderwie unter Nr. 4) 

I I 
bei 

pflieh!- I weiter I familien- für die ZeH I Zuschußim I Pflegeversiche-! versichert 
I 

i versichert versichert vom I Amrags- rungsbeilrag im 
I bei !bei über bis monat DM AnlragsmonatDM 

1 I 2 3 4 5 6 7 8 9 
Antregsteliende 0 i EI 
Person(A) r 
Ehegatti~6 0 i I ~ I I Ehegatte E) I 

I Kind 1 (Kl) I 0 A 
~ I 

'I I 

I i O h ~ 
, 

Kind2(K2) 

Kind3(K3) 10 I ~ ~ I 
b) Bestehen Anspruche zu den geHend gemachten Aufwendungen auf Grund von sonstigen Rechtsansprüchen (z. B. gesetzliche Kranken- oder Unfallversicherung, Unfallfürsorge-

bestimmungen, Bundesentschädigungsgesetz, Bundesversorgungsgesetz) oder von arbeitsvertraglichen Vereinbarungen? 

0 nein 0 ja Angabe der Rechtsvorschrif!, der Art und der Höhe der Leistung bzw. der zustehenden Leistung bitte auf besonderem Blall. 

') Nur ausfüllen, wenn der Anspruch auf Kindergeld oder Berilcksichtigung im Familien-/Ortszuschlag im Zeilpunkt des Enlstehens der Aufwendungen oder im Zeitpunkt der Anlragstellung nicht bestand. 
') Als berücl<sichtigungsfähig geiten auch Kinder, für die nur vorübergehend wegen der Höhe ihrer eigenen Einkünfte aus einer Erwerbstäligkeit der Anspruch für nicht mehr als vier Monate zusammenhängend 

entfälft. 

') Bitte hier eintragen: 8eamten-, Ang.-. Arb.- oder sonstiges AnsteHungsverhältnis. 

Stand: September 1995 
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d) 
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I 
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Nur auszufüllen 

von antragstellenden 
Personen, die für die 
Ehegattin/den Ehe-
gatten eine Beihilfe 
beantragen 

von Versorgungs-
empfängern 

bei erstmaliger 
Antragsteilung 
oder bei 
Änderungen 

bai häuslicher 
Pflage durch 
Pftegepersonen 
(nur auszufüllen 
bai erstmaliger 
Antragstallung 
oder bei Änderungen 

Anlage 13 
2. Seite 

1. Überstieg der Gesamtbetrag der Einkünfte (§ 2 Abs. 3 des Einkommensteuergeselzes) Ihrer Ehegattin l!hres Ehegattenlm Kalende!jahrvor der 
AntrageteIlung den Betrag von 35000 DM (§ 2 Abs. 1 Zillerl b BhV) 

0 nein 0 ja 0 noch nicht bakannt 

2. Word der Gesamtbetrag der Einkünfte (§ 2 Abs. 3 des Einkommensteuergeselzes) Ihrer Ehagattin I Ihres Ehagatten im IId. Kalenderjahr möglicherweise 
35000 DM übarsteigen?(§2Abs.1 Ziffer 1 bBhV) 

0 fiein 0 ja 0 noch nicht bekannt 

Mir istbekannt, daß ich verpIIichtet bin, die BeihiHe für meine Ehagattin / meinen Ehegatten ohne basondere Aufforderung zurückzuzahlen, falls d6f 
Gesamfbatrag ihrer I seiner Einkünfte 35 000 DM übarstelgl (dies gilt nicht hinsichtlich der Beihilfen zu Aufwendungen in Krankheitsfällen, 
tür die die Ehagaltln I der Ehagatte seitens der Krankenversicherung wegen Leistungsausschlusses oder leistungseineiellung keine Erstattung erhält). 

Personen Besteht Anspruch Wird vom Aentenversicherungsträger ein ZuschuB zum 
auf baitragsfreie Krankenversicherungebaitrag gezahlt? 
Krankenfürsorge? 

I Falls ja: Bei Zuschüssen unter 
Hönedes l00DM 
Zuschusses Höhe des Krankenver-
im Antragsmona! sicherungsbaitrages 

im Auftragsmonat 

I Antragetallende 
i Person(A) I 0 nein I 0 ja 

1 0 nein 
1 0 ja DM DM 

Ehegattin! I 

I Ehagatte (E) 0 nein 0 ja 0 nein 
1 0 ja DM DM , 

I 
Kind (K ) 

1 0 nein I 0 ja 
I 0 nein 

1 0 ja I DM DM I I I I 
PftegebadOrflige Person; 

I Seitens der P!tegeversicharung wurde folgende PIIagestufe festgestalH: ___ 

I Die Pflege seil erfolgen durch; Notwendige Dauer der Pflage: 

I 
0 Pflagedienst 

0 Pflegeperson ____ StundenlWoche 

0 Tages-!Nachlp!legeheim 

I 
0 Kombination ; 

Bitte MItteilung der PflegeversIcherung beiHQgen! 

o stationär" Pflege 

Name, Vorname, Gaburtedalum, Anschrift der Pllegeperson(en): Dau6f d6f Pflage (ggt. je P!tegeperson): 

____ SlundenlWoche 

I I Bitte MItteilung der Pflegeversicherung über die Meldungen zur Rentenversicherung 
der Pftegeperson beifügen (ggt, nachreichen)! ____ StundenlWoche 

i Unt6fbrechung der Pflege wegen I i o Krankenhausaufenthalt vom bis 

I 0 Sanatoriums-/Kuraufenthalt .. vom bis 

0 Urteub vom bis 

0 Urlaub der Pflageperson vom bis 

Ich versichere nach bestem WIssen die Vollständigkeit und Richtigkeit meiner Angaben, Mir Ist bekannt, daS ich nachträgliche Preisermäßigungen oder Preisnachlässe auf die 
Kosten sofort der ~ngssteIle anzuzeigen habe. 

Für die geltend gemachten Aufwendungen wurde eine Beihilfe bisher nicht beantragt. 

Ort, Datum Unt6fschrift 
der Beihilfabarechtiglen ! des Beihiffabarechtig!en 
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Anlage zum Beihilfeantrag zu Aufwendungen für dauernde Pflege 
des/der (Name, Vorname. Amtsbezeichnung) vom 

Zusammenstellung der Aufwendungen (bitte in doppelter Ausfertigung vorlegen) 

::-de<=-S""" au-T Leistungen der 
leg Rechnung I - Rechnungsbetrag Pflegeversicherung 
Nr. Monat % -Tarif oderBelrag 

DM pt % DM pt 

1 2 3 5 6 

I 
! 

I 
I i 

I i 
I 

I 
I 

I 

I I 
I 

I 
I 

I I I i I 

i 
I I 

I I 

! I I 
I J 

I 
I 

Pflegepauschale 

Monat I Pflegestufe I 

I I I 
I I 

I 

I I 
! 
! 
I 

1 

I I 
I 

I 
I 

I I 
I I I 
, I 
I I I 
I I , Summen 

Beihilfe 

Höchstbetragsberechnung 

Dem Grunde nach beihilfefähige Aufwendungen 

ab leistungen der Versicherung 

Höchstbetrag der Beihilfe 

Beihilfe I Höchstbetrag der Beihilfe 

Beihilfe insgesamt 

Anzurechnende Abschläge 

Auszuzahlender Betrag 

1) Bilte Abkürzungen wie zu Ziffer 3 a des Antragsvordrucks verwenden (A, E, K 1, K2 usw.) 

Anlage zum Beihilfeantrsg 

Nicht von der antragstellenden Person auszufüllen 
Dem Grunde nach Beihilfelähiger 

1 
Beihillefähiger 

beihilfelähiger Betrag Betrag 
Betrag A % I E % 

DM pt DM pt DM pt . 
7 8 9 

I 

I 

I 1 

I 
I I I 

I I I 1 
I I I I I 

I I I I 
I I 

I I 
J 

I 
I I 

I 

I I 

I I 
I I I 

I I I 

1 

I i 
1 I _L I 

I 
I I I 
i I 
I I 1 I 

i I 

I , 
1 I 

i I 

I I 
I ! Summe I I F=fi 

I 

Beihilfe: I I I 

Rechnerisch richtig 

1 I Unlefschrift 

Anlage 14 

BeihiIfeIähiger 
Belrag 

K 80% 

DM pt 

10 i 

! 
i 

I , 

i 

I ! 

I 
I I 

I 
I 

I 

I 

I 

I , 
I 
I 
I 
I 

, 
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Herrn/Frau 

Betrifft: Gewährung einer Beihilfe bei dauernder Pflegebedürftigkeit 

Anlagen: Rechnungsbelege 

Sehr geehrte Antragstelle(in / sehr geehrter Antragsteller, 

auf Ihren Antrag wird Ihnen die auf der Rückseite berechnete Beihilfe gewährt. 

Ort,Datum 

Die vorgelegten Rechnungsbelege erhalten Sie hierrnit zurück. Sofern die Beihilfe bei ambulanter Pflege mehr als 1 000 DM, bei statio­
närer Pflege mehr als 2000 DM beträgt, sind die Belege - soweit sie nicht bei Ihrer Versicherung verbleiben - noch drei Jahre nach 
Empfang der BeihiHe aufzubewahren und auf Verlangen vorzulegen. 

Gilt nur, falls eine Beihilfe zu Aufwendungen in Krankheitsfällen Ihres Ehegatten /Ihrer Ehegattin gewährt wurde: 

Falls nachträglich bekannt wird, daß der Gesamtbetrag der Einkünfte (§ 2 Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes) Ihres Ehegatten! 
Ihrer Ehegattin im Kalenderjahr vor der AntragsteIlung im Kalenderjahr der Antragsteilung 35 000 DM überstiegen hat, sind Sie verpflich­
tet, die Ihnen für Ihren Ehegatten I Ihre Ehegattin gewährte Beihilfe zu Aufwendungen in Krankheitsfällen ohne besondere Aufforderung 
zurückzuzahlen. Dies gilt nicht hinsichtlich der Beihilfen zu Aufwendungen, für die Ihr Ehegatte / Ihre Ehegattin seitens der Krankenver­
sicherung wegen Leistungsausschlusses oder Leistungseinstellung keine Erstattungen erhält. Die Beihilfe zu den Aufwendungen Ihres 
Ehegatten /Ihrer Ehegattin in Krankheitsfällen wird unter Vorbehalt gewährt. 

Mit freundlichen Grüßen 

213 
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Gewährung von Beihilfen 
in Krankheits-, Geburts- und Todesfällen 

Soziale Sicherung 
von nicht erwerbsmäßig tätigen Pflegepersonen 

Nr.22115Az.14-12-2-2 Düsseldorf, 2. August 1995 

Das Finanzministerium NW hat durch Runderlaß vom 17. Mai 
1995 (MBI. S. 804) Hinweise zur sozialen Sicherung von nicht 
erwerbsmäßig tätigen Pflegepersonen gegeben. 

Unter Beachtung des kirchlichen Rechts geben wir die nach­
stehende Fassung bekannt: 

Allgemeines 

1.1 Personen, die nicht erwerbsmäßig einen Pflegebe­
dürftigen im Sinne des § 14 SGB XI bzw. § 5 Abs. 2 BhV 
wenigstens 14 Stunden wöchentlich in seiner häuslichen 
Umgebung pflegen (Pflegepersonen - § 19 SGB XI-), 
sind in den Schutz der gesetzlichen Renten- und Unfall­
versicherung einbezogen (§ 44 Abs. 1 SGB XI), sofern 
der Pflegebedürftige Anspruch auf Leistungen aus der 
privaten oder der sozialen Pflegeversicherung hat. Da­
neben haben sie, sofern sie nach Aufgabe der Pflegetä­
tigkeit ins Erwerbsleben zurückkehren wollen, Anspruch 
auf Unterhaltsgeld nach § 46 AFG. 

1.2 Die Pflegekasse und die privaten Versicherungsunter­
nehmen sind nach § 44 Abs. 2 SGB XI verpflichtet, die in 
der gesetzlichen Renten- und Unfallversicherung zu 
versichernden Pflegepersonen den zuständigen Ren­
ten- und Unfallversicherungsträgern zu melden. Seitens 
der beihilfepflichtigen Dienstherren besteht keine Mel­
depflicht. 

2 Gesetzliche Rentenversicherung 

2.1 Feststellung der Versicherungspflicht 

2.1.1 Nach § 3 Satz 1 Nr. 1 a SGB VI unterliegen ab 1. April 
1995 Pflegepersonen der Rentenversicherungspflicht, 
sofern sie einen Pflegebedürftigen für wenigstens 14 
Stunden in der Woche in seiner häuslichen Umgebung 
pflegen,. und der Pflegebedürftige Anspruch auf lei­
stungen aus der privaten oder sozialen Pflegeversi­
cherung hat. Rentenversicherungspflicht besteht auch 
in den Fällen, in denen neben den Leistungen nach § 5 
Abs. 3 BhVeine Pflege durch Pflegepersonen erbracht 
wird, unabhängig davon, ob eine Pauschalbeihilfe nach 
§ 5 Abs. 4 BhV gezahlt wird. Keine Versicherungspflicht 
besteht, wenn die Pflegeperson neben der Pflege regel­
mäßig mehr als 30 Stunden wöchentlich beschäftigt oder 
selbständig tätig ist (§ 3 Satz 3 SGB VI). 
Unter gewissen Voraussetzungen tritt keine Versiche­
rungspflicht ein (z. B. bei Bezug von Vollrente wegen Al­
ters oder von Versorgungsbezügen auf Grund Errei­
chens einer Altersgrenze sowie bei geringfügig ausge­
übter Pflegetätigkeit). 

2.1.2 Da die privaten Pflegeversicherungsunternehmen zur 
Meldung an den RentenversiCherungsträger verpflichtet 
sind, obliegt ihnen die Feststellung der Versicherungs­
pflicht oder der Versicherungsfreiheit von Pflegeperso­
nen. Nach § 44 Abs. 3 SGB XI ist der Inhalt der Meldung, 
die u. a. auch Beginn und Ende der Pflegetätigkeit sowie 
die Pflegestufe des Pflegebedürftigen enthält, der Pfle­
geperson bzw. hinsichtlich der Pflegestufe dem 
Pflegebedürftigen schriftlich mitzuteilen. 

Kopien dieser Mitteilungen und eventueller Änderungs­
mitteilungen sind von dem Beihilfeberechtigten der Bei­
hilfenfestsetzungsstelle vorzulegen. Die von dem priva­
ten Versicherungsuntemehmen getroffenen Feststel­
lungen sind der Beitragszahlung zugrunde zu legen. 

2.2 Beitragszahlung 

2.2.1 Die Rentenversicherungsbeiträge für Pflegepersonen 
sind nach § 170 Abs. 1 Nr. 6 Buchstabe c SGB VI von der 
privaten Pflegeversicherung und den beihilfepflichtigen 
Dienstherren anteilig zu tragen. Die Höhe der Renten­
versicherungsbeiträge richtet sich nach den in § 166 
Abs. 2 SGB VI festgelegten beitragspflichtigen Einnah­
men und dem Beitragssatz (§ 158 Abs. 1 SGB VI). 

2.2.2 Die Beiträge sind auf Grund der von den Beihilfeberech­
tigten vorzulegenden Mitteilungen (Nr. 2.1.2) unabhän­
gig von der Stellung eines Beihilfeantrages bis zum 
15. des Monats zu entrichten, der auf den Monat der 
Pflegetätigkeit folgt. Dabei sind eventuelle Überzahlun­
gen oder Minderzahlungen in den Folgemonaten auszu­
gleichen. Die Beiträge sind zu zahlen für: 
Versicherte in der Rentenversicherung der Arbeiter an 
die 
L VA Rheinprovinz, 
40194 Düsseldorf 
Konto Nr. 4061313, BLZ30050000, 
Westdeutsche Landesbank Düsseldorf 
Versicherte der Rentenversicherung der Angestellten an 
die 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte, 
10704 BerUn 
Konto Nr. 99000449, BLZ 10090000, 
Berliner Volksbank eG 
Versicherte der Bahnversicherungsanstalt an die 
Bahnversicherungsanstalt, 
Karlstraße 4-6, 60329 Frankfurt 
Konto Nr. 
bei ArbeiterrentenversicherunglWest 1 010620800, 
bei ArbeiterrentenversicherunglOst 1 010609963, 
bei AngestelltenversicherungIWest 1 010609 246, 
bei Angestelltenversicherung/Ost 1 010609289, 
BLZ 501 10300, 
Deutsche Verkehrsbank 
Versicherte der Seekasse an die 
Seekasse, 
Postfach 11 04 89, 20457 Hamburg 
Konto Nr. 103 911, BLZ 200 500 00, 
Hamburgische Landesbank 
Versicherte in der Rentenversicherung der Arbeiter, die 
einen Pflegebedürftigen im Beitrittsgebiet pflegen, an 
die 
LVA Sachsen, 
04151 Leipzig 
Konto Nr. 0708883 800, BLZ 86080000, 
Dresdner Bank Leipzig 

2.2.3 Die Höhe der Beiträge ist auf Grund einer Beitragsab­
rechnung zu ermitteln, die mindestens folgende Anga­
ben enthalten muß: 
1 Beihilfeberechtigter 
2 Pflegeperson 
2.1 Familien- und Vorname 
2.2 Rentenversicherungsnummer, hilfsweise das 

Geburtsdatum 
2.3 Anschrift 
3. Pflegetätigkeit 
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3.1 Beginn und Ende 
3.2 Unterbrechungen 
4 Pflegestufe 
5 beitragspflichtige Einnahmen nach § 166 SGB VI 
6 Rentenversicherungsbeitrag 
7 Anteiliger Beitrag entsprechend dem Beihilfen­

bemessungssatz der pflegebedürftigen Person 

2.2.4 Die Beitragsermittlungen und -zahlungen unterliegen 
der Prüfung durch den Rentenversicherungsträger gem. 
§212 SGB VI. 

2.2.5 Die Rentenversicherungsbeiträge sind aus den Beihilfe­
titeln zu zahlen. 

2.2.6 In den geltenden Vorschriften ist bei Pflegebedürftigen, 
die in der sozialen Pflegeversicherung versichert sind, 
eine anteilige Beitragszahlung der Pflegekassen und der 
Dienstherren nicht vorgesehen. Für Versicherte in der 
sozialen Pflegeversicherung trägt die Pflegekasse die 
Beiträge allein (§ 170 Abs. 1 Nr. 6 Buchstabe a SGB VI). 
Seitens des Verbandes Deutscher Rentenversiche­
rungsträger wird die Auffassung vertreten, daß auf 
Grund der Regeiung in § 28 Abs. 2 SGB XI auch bei Ver­
sicherten in der sozialen Pflegeversicherung eine Bei­
tragspflicht der Dienstherren besteht. SoUte im Rahmen 
der Prüfung (Nr. 2.2.4) die Problematik angesprochen 
werden, ist das Landeskirchenamt zu unterrichten. 

2.3 Informationen des Verbandes Deutscher Rentenversi­
cherungsträger 
Auf die als Anlage 1 beigefügte "Information des Ver­
bandes Deutscher Rentenversicherungsträger zur 
Durchführung der Rentenversicherung der Pflegeperso­
nen durch die Festsetzungsstellen für die Beihilfe" wird 
hingewiesen. 

3 Gesetzliche Unfallversicherung, Leistungen nach dem 
AFG 
Die Pflegepersonen sind in der gesetzlichen Unfallversi­
cherung beitragsfrei versichert. Das Unterhaltsgeld 
nach § 46 AFG ist beim Arbeitsamt zu beantragen. Von 
den Beihilfefestsetzungsstellen ist daher nichts zu ver­
anlassen. 

Das Landeskirchenamt 

Anlage 1 

Information 
des Verbandes Deutscher Rentenversicherungsträger 

zur Durchführung der Rentenversicherung 
der Pftegepersonen 

durch die Festsetzungsstelle für die Beihilfe 

1 Allgemeines 
Das Gesetz zur soziälen Absicherung des Risikos der. 
Pflegebedürftigkeit vom 26. Mai 1994 (Pflege-Versiche­
rungsgesetz - PflegeVG - [BGB!. I S. 1014]) sieht in sei­
nem Artikel 1 als Leistungen zur sozialen Sicherung der 
Pflegepersonen die Zahlung von Beiträgen an den zu­
ständigen Träger der gesetzlichen Rentenversicherung 
vor (§ 44 SGB XI). 
Die sozialen Pflegekassen und die privaten Versiche­
rungsunternehmen beurteilen die Versicherungs- und 
Beitragspflicht der Pflegepersonen unter Berücksichti­
gung der Gutachten der Medizinischen Dienste der Kran­
kenversicherung (MDK) bzw. der ärztlichen Begutach­
tungen. Die Festsetzungsstellen für die Beihilfe orientie­
ren sich grundsätzlich an diesen Beurteilungen. 

2 Begriff der Pflegeperson 

2.1 Definition 
Pflegepersonen sind nach der Definition des § 19 SGB XI 
Personen, die nicht erwerbsmäßig einen PfI~ebedürfti­
gen im Sinne des § 14 SGB XI regelmäßig wenigstens 14 
Stunden wöchentlich in seiner häuslichen· Umgebung 
pflegen. Zu den Pflegepersonen in diesem Sinne gehö­
ren in erster Linie Familienangehörige, Verwandte, aber 
auch Nachbarn, Freunde und sonstige ehrenamtliche 
Helfer. Darüber hinaus können auch Berufstätige bzw. 
Selbständige Pflegepersonenim Sinne des § 19 SGB XI 
sein, wenn trotz der Berufstätigkeit bzw. selbständigen 
Tätigkeit eine angemessene Versorgung und Betreuung 
des Pflegebedürftigen sichergestellt wird. Eine Absiche­
rung dieser Personen in der gesetzlichen Rentenversi­
cherung erfolgt allerdings nur dann, wenn die parallel zur 
Pflege ausgeübte Erwerbstätigkelt 30 Stunden in der 
Woche nicht übersteigt; auf die Art der anderweitigen Er­
werbstätigkeit kommt es dabei nicht an. 
Zivildienstleistende und Jugendliche, die im Rahmen des 
freiwilligen sozialen Jahres eine Pflegetätigkeit ausüben, 
sind keine Pflegepersonen im Sinne des § 19 SGB XI. 
Ebenfalls nicht zu den Pflegepersonen im Sinne des § 19 
SGB XI gehören die Pflegekräfte, die die Pflegetätigkeit 
nur deshalb ausüben, weil die eigentliche Pflegeperson 
z. B. wegen Erholungsurlaub, Krankheit oder aus ande­
ren Gründen an der Pflege gehindert ist. Gleiches gilt 
auch, wenn bei Aulnahme einer Pflegetätigkeit bereits 
feststeht, daß sie nur vorübergehend (nicht mehr als zwei 
Monate) ausgeübt wird. Nicht zu den Pflegepersonen ge­
hören ferner Pflegekräfte, 
- die bei der Pflegekasse angestellt sind (§ 77 Abs. 2 

SGBXI), 
- die bei ambulanten Pflegeeinrichtungen angestellt 

sind (§§ 71 Abs. 1, 72 SGB XI), 
- mit denen die Plegekasse einen Vertrag nach § 77 

Abs. 1 SGB XI abgeschlossen hat, 
- die nach § 2 Nr. 2 SGB VI versicherungspflichtig sind, 
in ihrer hauptberuflichen Pflegetätigkeit. 

2.2 Nicht erwerbsmäßige Pflege 
Bei der Pflegetätigkeit von Familienangehörigen, Ver­
wandten, Freunden oder Nachbarn besteht die widerleg­
bare Vermutung, daß die Pflege - ungeachtet der Höhe 
der finanziellen Anerkennung, die die Pflegeperson von 
dem Pflegebedürftigen erhält - nicht erwerbsmäßig aus­
geübt wird. Gleiches gilt für die Pflegetätigkeit sonstiger 
Personen, wenn die finanzielle Anerkennung, die die 
Pflegeperson für ihre Tätigkeit von dem Pflegebedürfti­
gen erhäH, das dem Umfang der Pflegetätigkeit entspre­
chende Pflegegeld im Sinne des § 37 SGB XI nicht über­
steigt. Die Grenzwerte gelten auch in den Fällen nicht als 
überschritten, in denen der Pflegebedürftige zwar die 
Kombinationsleistung (§ 38 SGB XI) oder die Pflege­
sachleistung (§ 368GB XI) gewählt hat, aber dennoch 
der Pflegeperson eine finanzielle Anerkennung gewährt, 
die dem vollen Umfang des Pflegegeldes (je nach Pflege­
stufe ) entspriCht. 
Teilen sich mehrere Pflegepersonen die Pflege eines 
Pflegebedürftigen, ist bei der Prüfung, ob die Grenzwerte 
überschritten werden, das "dem Umfang der Pflegetätig­
keit entsprechende Pflegegeld im Sinne des § 37 SGB 
XI" anteilig im Verhältnis zum Umfang der Pflegetätigkeit 
zu berücksichtigen. 
Werden die Grenzwerte (je nach Pflegestufe des Pflege-
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bedürftigen) überschritten, ist zu prüfen, ob die Pflegetä­
tigkeit gleichwohl nicht erwerbsmäßig ausgeübt wird oder 
aber ein Beschäftigungsverhältnis oder eine selbständi­
ge Erwerbstätigkeit vorliegt. 

2.3 Umfang der Pflegetätigkeit 
Die soziale Absicherung kommt nur für solche Pflegeper­
sonen in Betracht, die einen Pflegebedürftigen regelmä­
ßig mindestens 14 Stunden in der Woche nicht erwerbs­
mäßig pflegen. Dabei muß die wöchentliche Mindest­
stundenzahl durch die Pflegetätigkeit für einen Pflegebe­
dürftigen erreicht werden. Es genügt nicht, wenn die er­
forderliche Mindeststundenzahl durch Kumulation ein­
zelner Pflegestunden bei verschiedenen Pflegebedürfti­
gen erfüllt wird. Bei der Feststellung der Pflegestunden­
zahl wird die Arbeitszeit berücksichtigt, die auf Grund­
pflege und hauswirtschaftliche Versorgung entfällt und 
auch fÜr die Feststellung des Grades der Pflegebedürf­
tigkeit nach den §§ 14 und 15 SGB XI maßgeblich ist. Da­
zu gehört z. B. die notwendige Beförderung bei teilstatio­
närer Pflege (§ 41 Abs. 1 SGB X). Zum Umfang der erfor­
derlichen Pflegetätigkeit beinhaltet das medizinisch-pfle­
gerische Gutachten entsprechende Anhaltswerte. 
Teilen sich zwei oder mehrere Pflegepersonen die Pflege 
eines Pflegebedürftigen (z. B. wegen der Schwere der 
Pflegebedürftigkeit), besteht für jede Pflegeperson die 
Möglichkeit der sozialen Absicherung, sofem sie - je­
weils für sich gesehen - die Pflegetätigkeitan regelmäßig 
mindestens 14 Stunden wöchentlich ausübt. 

2.4 Häusliche Umgebung 
Voraussetzung für die Anerkennung als Pflegeperson im 
Sinne des § 19 SGB XI ist ferner, daß die Pflegetätigkeit 
in häuslicher Umgebung durchgeführt wird. Hierbei ist es 
unerheblich, ob die Pflegetätigkeit im Haushalt des Pfle­
gebedürftigen, im Haushalt der Pflegeperson oder im 
Haushalt einer dritten Person erfolgt. Häusliche Umge­
bung wird nicht dadurch ausgeschlossen, daß der Pfle­
gebedürftige in einem Altenwohnheim, Altenheim, einem 
Wohnheim für Behinderte oder einer vergleichbaren Be­
hinderteneinrichtung wohnt. 

3 Rentenversicherungspflicht 

3.1 Allgemeines 
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversi­
cherung besteht nach § 3 Satz 1 Nr. 1 a SGB VI für Perso­
nen in der Zeit, in der sie einen Pflegebedürftigen im Sin­
ne des § 14SGB XI nicht erwerbsmäßig wenigstens 14 
Stunden wöchentlich in seiner häuslichen Umgebung 
pflegen, wenn der Pflegebedürftige Anspruch auf Lei­
stungen aus der sozialen oder einer privaten Pflegeversi­
cherung hat. Die Versicherungspflicht nach § 3 Satz 1 
Nr. 1 aSGB VI und die damit verbundene beitragsrecht­
liche Verpflichtung auch der Festsetzungsstelle für die 
Beihilfe stellen eine Leistung dar, die erstmals vom 
1. April 1995 an erbracht werden kann. 
Für die Durchführung der Rentenversicherungspflicht 
nach § 3 Satz 1 Nr. 1 a SGB VI bedarf es eines Antrags 
der Pflegeperson, der in Fällen der Pflege eines Pflege­
bedürftigen mit Anspruch auf Beihilfeleistungen auch bei 
der Festsetzungsstelle für die Beihilfe zu stellen ist. Zu­
ständig ist die Festsetzungssteile, gegen die der Pflege­
bedürftige (nicht die Pflegeperson) Ansprüche auf Lei­
stungen geltend machen kann. Dem Antrag sind die den 
Pflegepersonen und den Pflegebedürftigen nach § 44 
Abs. 3 SGB XI übersandten Mitteilungen beizufügen. 

3.2 Beginn der Versicherungspflicht 
Die Rentenversicherungspflicht nach § 3 Satz 1 Nr. 1 a 
SGB VI beginnt grundsätzlich an dem Tag, an dem der 
Pflegebedürftige Leistungen nach dem PflegeVG bei der 
Pflegekasse oder dem privaten Versicherungsunterneh­
men beantragt hat, frühestens jedoch von dem Zeitpunkt 
an, in dem die Voraussetzungen der Versicherungs­
pflicht vorliegen. Wird der Antrag später als einen Monat 
nach Eintritt der Pflegebedürftigkeit gestellt, so beginnt 
die Versicherungspflicht frühestens mit Beginn des Mo­
nats der AntragsteIlung (§ 33 Abs. 1 Satz 3 SGB XI). 

3.3 Voraussetzungen der Versicherungspflicht 
Die Versicherungspflicht kommt zustande, wenn die in 
§ 3 Satz 1 Nr.1 a SGB VI genannten Voraussetzungen 
erfüllt sind. Das sind: 
- Pflege eines Pflegebedürftigen im Sinne des § 14 

SGBXI, 
- Pflegeperson ist nicht erwerbsmäßig tätig, 
- Umfang der Pflegetätigkeit muß regelmäßig wenig-

stens 14 Stunden wöchentlich ausmachen, 
_. Pflege in häuslicher Umgebung, 
_. Anspruch des Pflegebedürftigen auf Leistungen aus 

der sozialen oder einer privaten Pflegeversicherung. 
Pflegepersonen, die für ihre Tätigkeit von dem Pflegebe­
dürftigen ein Arbeitsentgelt erhalten, das das dem Um­
fang der Pflegetätigkeit entsprechende Pflegegeld im 
Sinne des § 37 SGB XI nicht übersteigt, gelten nach § 3 
Satz 3 erster Halbsatz SGB VI generell als nicht erwerbs­
mäßig tätig; für sie tritt nach ausdrücklicher Bestimmung 
in § 3 Satz 2 zweiter Halbsatz SGB VI insoweit keine Ren­
tenversicherungspflicht nach § 1 Satz 1 Nr.1 SGB VI ein. 

3.4 Ende der Versicherungspflicht 
Die Rentenversicherungspflicht nach § 3 Satz 1 Nr. 1 a 
SGB VI endet, wenn eine der Voraussetzungen für die 
Versicherungspflicht entfällt. Dies gilt auch, wenn die 
nicht erwerbsmäßige Pflegetätigkeit lediglich unterbro­
chen wird (z. B. wegen Erholungsurlaub oder Krankheit 
der Pflegeperson Ides Pflegebedürftigen oder Inan­
spruchnahme von Kurzzeitpflege). 
Sofern die Pflegetätigkeit nicht beendet, sondern ledig­
lich unterbrochen wird, ist bei Wiederbeginn kein neuer 
Antrag erforderlich. 

3.5 Ausschluß der Versicherungspflicht 
Die Versicherungspflicht nach § 3 Satz 1 Nr. 1 a SGB VI 
schließt das Entstehen oder den Fortbestand von Ren­
tenversicherungspflicht nach anderen Vorschriften nicht 
aus, so daß eine Mehrfachversicherung möglich ist. Dies 
gilt - wie sich aus dem Umkehrschluß des § 3 Satz 3 SGB 
VI ergibt - allerdings nur für die Pflegepersonen, die ne­
ben der Pflegetätigkeit regelmäßig nicht mehr als 30 
Stunden wöchentlich beschäftigt oder selbständig tätig 
sind. 

4 Versicherungsfreiheit und Befreiung 
von der Versicherungspflicht 
Rentenversicherungsfrei sind nach § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr.3 
SGB VI Personen, die eine geringfügige nicht erwerbs­
mäßige Pflegetätigkeit ausüben, wobei sich die Versi­
cherungsfreiheit nur auf diese Pflegetätigkeit bezieht. 
Eine nicht erwerbsmäßige Pflegetätigkeit ist geringfügig, 
wenn die Beitragsbemessungsgrundlage für die Pflege­
tätigkeit (§ 166 Abs. 2 SGB VI) ein Siebtel der monatli­
chen Bezugsgröße nicht übersteigt; mehrere nicht er­
werbsmäßige Pflegetätigkeiten sind zusammenzurech-

Fortsetzung auf S. 217 



Lfd. 
Nr. 

1 

2 

3 

4 

5 
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7 

8 

9 
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11 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

19 

20 

21 

22 

23 

24 

25 

26 
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Datum 

3.12.1995 

10.12.1995 

17.12.1995 

24.12.1995 

25.12.1995 

26.12.1995 

31. 12.1995 

1. 1. 1996 

6. 1.1996 

7. 1.1996 

14. 1.1996 

21. 1. 1996 

28. 1.1996 

4. 2.1996 

11. 2.1996 

18. 2.1996 

25. 2.1996 

3. 3.1996 

10. 3.1996 

17. 3.1996 

24. 3:1996 

31. 3.1996 

4. 4.1996 

5. 4.1996 

7. 4.1996 

8. 4.1996 

1. S. im Advent 

2. S. im Advent 

3. S. im Advent 

Heiligabend 

1. Weihnachtstag 

2. Weihnachtstag 

Altjahrsabend 

Neujahr 

Epiphanias 

1. S. n. Epiphanias 

2. S. n. Epiphanias 

3. S. n. Epiphanias 

Kollektenplan 
tür 1996 

Zweckbestimmung 

Ev. Frauenhilfe im Rheinland 

Ev. Binnenschifferdienst 

Kirchliche Kinder- und Jugendarbeit 

Brotfür die Welt 

Für einen vom Presbyterium zu bestimmenden Zweck 

Für einen vom Presbyterium zu bestimmenden Zweck 

Vereinigte Ev. Mission 80 %.Ev. Bildungsarbeit unter Arabern 20 % 

Wahlkollekte 1 

Für einen vom Presbyterium zu bestimmenden Zweck 

Aufgaben im Bereich der EKU 

Bahnhofsmission 60 %. Seemannsmission 40 % 

Pflegeanstalt Hephata 60 %, Stiftung Tannenhof 40 % 

Letzter S. n. Epiphanias Ev. Bibelwerkim Rheinland 

Septuagesimae Ev. Kinder- und Jugendheim Wolf/Mosel60 %, 
Ev. Kinderheim Hilden 20 %. 
Ev. Kinder- und Jugenddorf Godesheim 20 % 

Sexagesimae Für einen vom Presbyterium zu bestimmenden Zweck 

Estomihi Gesamtkirchliche Aufgaben der EKD 

Invokavit Wahlkollekte 2 

Reminiscere Kirchliche Werke und Verbände der Jugendarbeit 

Okuli Für einen vom Gustav-Adolf-Werk zu bestimmenden Zweck 

Lätare Aufgaben im Bereich der EKU 

Judika Diakonische Jugendhilfe: 
Ev. Kinderheim Probsthof 25 %. 
Ev. Kinderheim Neuwied-Oberbiaber 25 %. 
Ev. Kinderheim Aachen-Brand 25 %, 
Kinderheim der Schmits-Waisen-Stiftung Mülheim 25 % 

Palmarum Wahlkollekte 3 

Gründonnerstag Für einen vom Presbyterium zu bestimmenden Zweck 

Karfreitag Diakonieanstalten Bad Kreuznach 50 %. 
Bergische Diakonie Aprath 50 % 

1.0stertag Brot für die Welt 

2. Ostertag Diakonische Aufgaben der EKD 
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Ud. 
Nr. 

27 

28 

29 

30 

31 
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37 

38 

39 

40 

41 

42 
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44 

45 

46 

47 

48 

49 

50 

51 

52 

53 

54 

55 

56 

57 

58 

59 

60 

61 

62 

63 
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Datum Zweckbestimmung 

14. 4.1996 Quasimodogeniti Wahlkollekte 4 

21. 4.1996 Misericordias Domini Für einen vom Presbyterium zu bestimmenden Zweck 

28. 4.1996 Jubilate Wahlkollekte 5 

5. 5.1996 Kantate Förderung der Kirchenmusik 60 %, 
Förderung der StUdentengemeinden 20 %, 
Förderung der Theologiestudenten 20 % 

12. 5.1996 Rogate Vereinigte Ev. Mission 

16. 5.1996 Christi Himmelfahrt Für einen vom Presbyterium zu bestimmenden Zweck 

19. 5.1996 Exaudi Hilfe für Gefährdete 40 %, 
Hilfe für Menschen, die wohnungs- und arbeitslos sind 25 %, 
JVA-Seelsorge 20 %, Blaues Kreuz 15 % 

26. 5.1996 1 . Pfingsttag Hoffnung für Osteuropa 

27. 5.1996 2. Pfingsttag Für einen von den Kreissynoden zu bestimmenden Zweck 

2. 6.1996 Trinitatis Für einen vom Presbyterium zu bestimmenden Zweck 

9. 6.1996 1. S. n. Trinitatis Wahlkollekte 6 

16. 6.1996 2. S. n. Trinitatis Unterstützung von BaumaBnahmen in den östlichen Gliedkirehen 
derEKU 

23. 6.1996 3. S. n. Trinitatis Wahlkollekte 7 

30. 6.1996 4. S. n. Trinitatis Wahlko/lekte 8 

7. 7.1996 5. S. n. Trinitatis Wahlkollekte 9 

14. 7.1996 6. S. n. Trinitatis Frauenhilfsdiakonieschwestemschaft 

21. 7.1996 7. S. n. Trinitatis Aufgaben im Bereich der EKU 

28. 7.1996 8. S. n. Trinitatis Wahlkollekte 10 

4. 8.1996 9. S. n. Trinitatis Ökumenische Aufgaben und Auslandsarbeit der EKD 

11- 8.1996 10.S.n. Trinitatis Israelsonntag - Gemeinsame Verantwortung von Christen und Juden 

18. 8.1996 11. S. n. Trinitatis Für einen vom Presbyterium zu bestimmenden Zweck 

25. 8.1996 12. S. n. Trinitatis Diakoniewerk Kaiserswerth 70 %, Diakoniewerk Coenaculum Köln 30 % 

1. 9.1996 13. S. n. Trinitatis Wahlkollekte 11 

8. 9.1996 14. S. n. Trinitatis Hilfe für alte Menschen 

15. 9.1996 15. S. n. Trinitatis Für einen vom Presbyterium zu bestimmenden Zweck 

22. 9.1996 16. S. n. Trinitatis Wahlkollekte 12 

29. 9.1996 17. S. n. Trinitatis Ausländerarbeit EKiR 

6.10.1996 Erntedankfest Diakonisches Werk der EKiR 

13.10.1996 19. S. n. Trinitatis KönigsbergerDiakonissen-Mutterhaus 50 %, 
Graf-Recke-Stiftung Düsselthal 50 % 

20.10.1996 20. S. n. Trinitatis Für einen vom Presbyterium zu bestimmenden Zweck 

27.10.1996 21. S. n. Trinitatis Für einen von den Kreissynoden zu bestimmenden Zweck 

31.10.1996 Reformationstag Für einen vom Gustav-Adolf-Werk zu bestimmenden Zweck 

3.11.1996 22. S. n. Trinitatis Für einen vom Gustav-Adolf-Werk zu bestimmenden Zweck 

10.11.1996 Drittletzter S. d. Kirchenjahres Mädchenheim Foyer le Pont, Paris 50 %, 
Ev. Adoptions- und Pflegekindervermittlung Wittlaer 50 % 

17.11.1996 Vorletzter S. d. Kirchenjahres Dr.-Theodor-Fricke-Heime.V.,Simmem 20%, 
Altenheim der Ev. Kgm. Alt-Saarbrücken 40 %, 
Ev. Alten- und Pflegeheim Sehleiden 20 %, VDK 20 % 

20.11.1996 Buß- und Bettag Besondere Aufgaben im Bereieh der EKU 

24.11.1996 Letzter S. des Kirchenjahres Theodor-Fliedner-Werk 80 %, Behindertenseelsorge 20 % 
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Die zwölf Wahlkollekten geben den Presbyterien die Möglichkeit, aus der von der Kirchenleitung herausgegebenen Liste Zwecke aus­

zuwählen, von denen sie meinen, daß sie in besonderer Weise die Zuneigung und Ansprechbarkeit der Gemeinde treffer'!. Die Auswahl 

muß durch Presbyteriumsbeschluß el1olgen. 

An jedem Wahlsonntag soll in der Einzelgemeinde nur ein Zweck abgekündigt werden. Es dari an diesen Sonntagen nur für Objekte 

gesammelt werden, die in der folgenden Liste aufgeführt sind. An fünf Sonntagen soll für Zwecke der ökumenischen Diakonie, an zwei 
Sonntagen für Hilfen zur entwicklungsfördernden Selbsthilfe, an drei Sonntagen für die Weltmission und an zwei Sonntagen für die 

Bibelmission gesammelt werden. 

Die Erträge der Wahlkollekten sind zusammen mit den landeskirchlichen Kollekten des jeweiligen Monats an die KollektensteIle des Kirchen­

kreises abzuführen. Wir bitten, hierbei darauf zu achten, daß die Wahlkollekte nicht nur unter der Bezeichnung des betr. Sonntages, sondern 
mit der genauen Zweckangabe überwiesen wird. 

Auswahlliste für die Wahlkollekten 1996 

I. Für die ökumenische Diakonie (5 Sonntage) 

1. "Frieden und Versöhnung", Programm zur Förderung des Friedensprozesses in Angola 

2. Unterstützung eines Sozialprojektes der Eglise Reformee de France 

3. Diakonische Arbeit mit Randgruppen der EV.-Methodistischen Kirche in Argentinien 

4. Diakonische Arbeit mit Kindern und alten Menschen der protestantischen Kirchen Portugals 

5. Hilfe für die christlichen Minderheiten in der Türkei 

6. Aufbau eines Sanitätszentrums in Rumänien 

7. Nicaragua, Gesamtprogramm 

8. Friedensarbeit in Guatemala 

9. PrOjektliste des Programms zur Bekämpfung des Rassismus 

10. Sondel1onds des Programms zur Bekämpfung des Rassismus 

11. Hilfen zur entwicklungsfördernden Selbsthilfe (2 Sonntage) 

1. Aus- und Weiterbildungszentren für blinde Kinder und Jugendliche, Tschad 

2. Beratung von Kleinunternehmern, Indonesien 

3. Schutz für die Madija-Indianer, Brasilien 

4. Stadtteil-Arbeit mit Frauen, Kindern und Jugendlichen, Bolivien 

111. Für die Weltmission (3 Sonntage) 

1. Seelsorge in Namibia 

2. Ausbildung von Diakoninnen in Tansania 

3. Missionarisch-diakonischer Einsatz junger Menschen in Afrika und Asien 

4. Ausbildung von Straßenjungen in Sri Lanka 

5. Rechtshilfe für Bauern in lrian Jaya 

6. Ausbildungsarbeit der Protestantischen Nias-Kirche, Indonesien 

IV. Für die Bibelmission (2 Sonntage) 

1. Bibelverbreitung in Burma 

2. Leselemhefte für Kinder in Papua Neuguinea 

3. Schriften für die Bibelwoche in Benin 

4. Unterstützung für die Schulen in der Dominikanischen Republik 
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nen (§ 5 Abs. 2 Satz 3 SGB VI). Eine Zusammenrech­
nung einer geringfügigen nicht erwerbsmäßigen Pflege­
tätigkeit mit einer geringfügigen Beschäftigung oder ge­
ringfügigen selbständigen Tätigkeit erfolgt dagegen 
nicht. Eine V$(Sicherungsfreiheit nach § 5 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 3 SGB VI kann nur in Betracht kommen, wenn sich 
mehrere Pflegepersonen die Pflege eines Pflegebedürf­
tigen teilen. 
Im übrigen sind nicht erwerbsmäßig tätige Pflegeperso­
nendannversicherungsfrei, wenn sie eine der "allgemei­
nen" Voraussetzungen für die Versicherungsfreiheit in 
der Rentenversicherung (vgl. § 5 Abs. 4 SGB VI) erfüllen. 
Mithin werden Pflegepersonen nicht der· Rentenversi­
cherungspflicht nach § 3 Satz 1 Nr. 1 a SGB VI unterstellt, 
wenn sie 
- eine Vollrente wegen Alters beziehen, 
- nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder Grundsät-

zen oder entsprechenden kirchenrechtlichen Rege­
lungen oder nach den Regelungen einer berufsständi­
schen Versorgungseinrichtung eine Versorgung nach 
Erreichen einer Altersgrenze beziehen oder die in der 
Gemeinschaft übliche Versorgung im Alter nach § 5 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 35GB VI erhalten oder 

- bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres nicht versi­
chert waren oder nach Vollendung des 65. Lebensjah­
res eine Beitragserstattung aus ihrer Versicherung er­
halten haben. 

Dagegen unterliegen die nach § 5 Abs. 1 
und 2 Nr. 1 und 2 sowie Abs. 3 SGB VI versicherungsfrei­
en sowie die nach §§ 6, 231 und 231 a 8GB VI von der 
Rentenversicherungspflicht befreiten Personen auf 
Grund einer nicht erwerbsmäßigen Pflegetätigkeit der 
Rentenversicherungspflicht. 

5 Rentenversicherungszuständigkeit 
Für die nach § 3 Satz 1 Nr. 1 a SGB VI rentenversiche­
rungspflichtigen nicht erwerbsmäßigen Pflegepersonen 
gilt die allgemeine Zuständigkeitsaufteilung in der Ren­
tenversicherung. 
Danach bleibt ein Rentenversicherungsträger für die 
Durchführung der Versicherung auf Grund einer Be­
schäftigung oder selbständigen Tätigkeit zuständig, so­
lange nicht ein anderer Träger auf Grund einer Beschäfti­
gung oder selbständigen Tätigkeit ausschließlich zustän­
dig wird (§ 126 Abs. 1 8atz 1 in Verbindung mit Satz 2 
SGB VI). Dies bedeutet, daß für die nicht erwerbsmäßig 
tätigen Pflegepersonen stets der Rentenversicherungs­
träger zuständig ist, bei dem die Pflegeperson 
- zuletzt versichertwar oder 
- auf Grund einer neben der Pflegetätigkeit ausgeübten 

Beschäftigung oder selbständigen Tätigkeit derzeit 
versichert ist. 

Sind vor Beginn der Pflegetätigkeit keine Beiträge zur ge­
setzlichen Rentenversicherung gezahlt worden, ist die 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte zuständig; 
auf Antrag ist der Träger der Rentenversicherung der Ar­
beiter zuständig (§ 126 Ahs. 3 SGB VI). Das Wahlrecht 
kann nur einmal ausgeübt werden. 
Die Bundesknappschaft führt die Versicherung für Per­
sonen, die wegen einer nicht erwerbsmäßigen Pflegetä­
tigkeit bei ihr versichert sind, in der Rentenversicherung 
der Arbeiter oder in der Rentenversicherung der Ange­
stellten durch. 

6 Beitragspflichtige Einnahmen 
Die beitragspflichtigen Einnahmen (Bemessungsgrund­
lage) bei Pflegepersonen, für die eine Versicherungs­
pflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung nach § 3 
8atz 1 Nr. 1 a 8GB VI begründet wird, werden nach § 166 
Abs. 2 8atz 18GB VI entsprechend dem pflegerischen 
Aufwand bestimmt. Dabei wird nicht nur auf die jeweilige 
Stufe der Pflegebedürftigkeit abgestellt, sondern zusätz­
lich innerhalb der Stufen nach dem zeitlichen Aufwand 
differenziert. Die unterschiedliche Bewertung desselben 
Zeitaufwandes in den verschiedenen Stufen· rechtfertigt 
sich dadurch, daß die Belastung der Pflegeperson mit zu­
nehmender Pflegebedürftigkeit steigt. 
Die Bestimmung der beitragspflichtigen Einnahmen er­
folgt - entsprechend dem pflegerischen Aufwand - in 
Vomhundertsätzen der Bezugsgröße. Wird die Pflegetä­
tigkeit im Beitrittsgebiet ausgeübt, ist die Bezugsgroße 
(Ost) maßgebend (§ 228 a Abs. 18GB VI). Auf den 
Wohnort der Pflegeperson kommt es nicht an. 
Oben mehrere nicht erwerbsmäßig tätige Pflegeperso­
nen die Pflege gemeinsam aus, sind beitragspflichtige 
Einnahmen bei jeder Pflegeperson der Teil des Höchst­
wertes der jeweiligen Pflegestufe, der dem Umfang ihrer 
Pflegetätigkeit im Verhältnis zum Umfang der Pflegetä­
tigkeit insgesamt entspricht (§ 166 Abs. 2 Satz 2 SGB VI). 
Die auf Grund des Gesamtpflegeaufwandes maßgebli­
chen beitragspflichtigen Einnahmen sind somit auf meh­
rere Pflegepersonen aufzuteilen. Personen, die unter 14 
Stunden in der Woche pflegen und damit nicht der Versi­
cherungspflicht nach § 3 Satz 1 Nr. 1 a SGB VI unterlie­
gen, sind in die Aufteilung allerdings nicht einzubeziehen. 
Die Beitragsbemessungsgrundlagen ergeben sich dann 
für die übrigen Personen aus dem Umfang der von ihnen 
insgesamt geleisteten Pflegetätigkeiten. In die Aufteilung 
einzubeziehen sind jedoch auch diejenigen, die lediglich 
dem Grunde nach versicherungspflichtig und z. B. wegen 
des Bezugs einer Voll rente wegen Alters nach § 5 Abs. 4 
SGB VI versicherungsfrei sind. 

7 Beitragssatz 
Die Rentenversicherungsbeiträge werden nach dem Bei­
tragssatz berechnet, der in dem Zeitraum, in dem die 
Pflegetätigkeit ausgeübt wird, maßgebend ist. 

8 Beitragstragung 
Erhält der Pflegebedürftige neben den Leistungen des 
privaten Versicherungsunternehmens Beihilfeleistun­
gen, tragen das private Versicherungsunternehmen und 
der beihilfegewährende Dienstherr die Beiträge anteilig 
(§ 170 Abs. 1 Nr. 6 Buchst. c 8GB VI). Der jeweilige Anteil 
des Dienstherrn am Gesamtbeitrag entspricht seinem 
Anteil an den Leistungen nach dem SGB XI (gemäß dem 
jeweiligen Beihilfebemessungssatz). 
Nach § 170 Abs. 1 Nr. 6 Buchstabe a SGB VI werden die 
Rentenversicherungsbeiträge für Pflegepersonen, die 
einen in der sozialen Pflegeversicherung pflichtversi­
cherten Pflegebedürftigen pflegen, von der Pflegekasse 
getragen. Nach Auffassung der Rentenversicherungs­
träger gilt jedoch § 170 Abs. 1 Nr. 6 Buchstabe c SGB VI 
sinngemäß, wenn der Pflegebedürftige Anspruch auf 
Beihilfe und auf (halbe) Leistungen der sozialen Pflege­
versicherung hat (vgl. § 28 Abs. 2 SGB XI). Der Bund als 
Dienstherr teilt diese Auffassung. 
Die übrigen Dienstherren sind dagegen der Auffassung, 
daß sie in den letztgenannten Fällen wegen des Fehlens 
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einer gesetzlichen Regelung Beiträge nicht mitzutragen 
haben. Sie werden die Beiträge im Falle einer rückwir­
kenden gesetzlichen KlarsteIlung nachzahlen. 

9 Beitragszahlung 
Die Rentenversicherungsbeiträge für Pflegepersonen 
werden nach §23 Abs. 1 SGB IV spätestens am 15. des 
Monats fällig, der dem Monat folgt, in dem die Pflegetätig­
keit ausgeübt worden ist. Bei rückwirkender Feststellung 
der Versicherungs- und Beitragspflicht sind die Beiträge 
für den zurückliegenden Zeitraum zu dem der Feststel­
lung folgenden Fälligkeitstag zu zahlen. 
Die Beiträge sind zu zahlen für 
- Versicherte der Rentenversicherung der Arbeiter 

grundsätzlich an die für den Sitz der zahlenden Stelle 
zuständige Landesversicherungsanstalt - den Lan­
desversicherungsanstalten zustehende.Beiträge von 
zahlenden Stellen mit Sitz im bisherigen Bundesgebiet 
für Pflegepersonen, die im Beitrittsgebiet pflegen, sind 
jedoch an die LVA Sachsen zu zahlen (dies gilt nicht 
für zahlende Steifen mit Sitz im Lande Berlin), 

- Versicherte der Bahnversicherungsanstalt an die 
Bahnversicherungsanstalt. 

- Versicherte der Seekasse an die Seekasse und 
- Versicherte der Rentenversicherung der Angestellten 

an die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte. 
Der Bundesknappschaft sind als Träger der knapp­
schaftlichen Rentenversicherung keine Beiträge zu zah­
len, da sie die Versicherung der Pflegepersonen in der 
Rentenversicherung der Arbeiter oder der Rentenversi­
cherung der Angestellten durchführt; die Beiträge sind an 
die örtlich zuständige Landesversicherungsanstalt bzw. 
an die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte zu 
zahlen. 
Zahlende Stellen sind 
- im Bereich der Bundesverwaltung die Festsetzungs­

steIlen für die Beihilfe oder die von den Bundesmini­
sterien für ihren Zuständigkeitsbereich bestimmten 
Stellen, 

- im Bereich der Landesverwaltungen die von den Län-
dern bestimmten Stellen und 

- irn übrigen die jeweiligen Dienstherren. 
Die Konten der einzelnen Rentenversicherungsträger er­
geben sich aus der Anlage 1. 
Die Beiträge sind unter der von der Bundesanstalt für Ar­
beit vergebenen Betriebsnurnmer von der zahlenden 
Stelle zu überweisen. Soweit die zahlende Stelle keine 
Betriebsnummer besitzt, ist eine solche beim zuständi­
gen Arbeitsamt zu beantragen. 
Der Beleg zur Überweisung der Beiträge sollte im Feld 
"Verwendungszweck" folgende Angaben enthalten: 
1. Zeile: 
- Betriebsnummer der zahlenden Stelle (8 Stellen) 
- Monat (zweistellig) und Jahr (zweistellig), für den die 

Beiträge gezahlt werden 
- Kennzeichen "Wesf' oder "Ost" 
2. Zeile: 
- "RV-BEITRAG-PFLEGE" 
Ein Muster eines Oberweisungsbelegs ist als Anlage 21 

beigefügt. 

1 Anlage 2 nicht abgedruckt. 

1 0 Meldungen 
Meldungen zur Rentenversicherung sind von den zah­
lenden Stellen nicht zu erstatten. Die Meldungen der s0-
zialen Pflegekassen und der privaten Versicherungsun­
temehmen berücksichtigen die volle Beitragsbemes­
sungsgrundlage nach § 166 Abs. 2 SGB VI. 

11 Prüfung 
Die Rentenversicherungsträger prüfen bei den zahlen­
den Stellen die Richtigkeit der Beitragszahlungen (§ 212 
SGBVI). 
Die Unterlagen der zahlenden Stelle haben mindestens 
folgende Angaben zur Pflegeperson zu enthalten: 
- ihre Versicherungsnummem, soweit bekannt 
- ihren FamHien- und Vornamen 
- ihr Geburtsdatum 
- ihre Anschrift 
- Beginn und Ende der Pflegetätigkeit 
- etwaige Unterbrechungen der Pflegetätigkeit 
- die Pflegestufe des Pflegebedürftigen 
- die Beitragsbemessungsgrundlage nach § 166 

SGBVI 
- den BeihiHebemessungssatz des Pflegebedürftigen. 

Remenversicherungsträger 

LVA Mecklenburg-Vorpommern 

Hausanschrift: 
Neustrelitzer Straße 120 
BiockD 
17033 Neubrandenburg 
Postfach: 1706 
17007 Neubrandenburg 
Bank: Sparkasse Neubrandenburg 
BLZ: 15050200 
Kto.-Nr.: 3010404696 

lVA Thüringen 

Hausanschrift: 
Kranichfelder Straße 3 
99097 Erfurt 
Postfach: 221 
99005 Erfurt 
Bank: Deutsche Bank Erfurt 
BLZ: 82070000 
Kto.-Nr.: 1306299 

lVA Brandenburg 

Kosmonautensteig 16 
15236 Frankfurt/Oder 
Bank: BfG Bank Berlin 
BLZ: 10010111 
Kto.-Nr.: 1609058300 

Anlage 1 
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lVA Sachsen-Anhalt 

Hausanschrtft: 
Paracelsusstraße 21 
06114 Halle 
Großkunde: 
06092 Halle 
Bank: Dresdner Bank Halle 
BLZ: 800 800 00 
Kto.-Nr.: 855661100 

lVASachsen 

Hausanschrtft: 
Georg-Schumann-Straße 144-148 
04159 Leipzig 
Postfach: 98 
04132 Leipzig 
Großkunde: 
04151 Leipzig 
Bank: Dresdner Bank Leipzig 
BLZ: 86080000 
Kto.-Nr.: 0708883800 

lVA Hannover 

Hausanschrift: 
Lange Weihe 2 
30880 Laatzen 
Großkunde: 
30875 Laatzen 
Bank: Norddeutsche Landesbank Hannover 
BLZ: 25050000 
Kto.-Nr.: 101359024 

lVA Westfalen 

Hausanschrift: 
Gartenstraße 194 
48147 Münster 
Postfach: 61 27 
48125 Münster 
Bank: Westdeutsche Landesbank Münster 
BLZ: 40050000 
Kto.-Nr.: 60624 

lVAHessen 

Hausanschrtft: 
Städelsrraße 28 
60596 FrankfurtlMain 
Postfach: 700820 
60558 Frankfurt/Main 
Großkunde: 
60591 Frankfurt/Main 
Bank: Landesbank Hessen/Thüringen 
BLZ: 50050000 
Kto.-Nr.: 3000007 

lVA Rheinprovinz 

Hausanschrift: 
Königsallee 71 
40215 Düsseldorf 
Großkunde: 
40194 Düsseldorf 
Bank: Westdeutsche Landesbank - Girozentrale -
BLZ: 30050000 
Kto.-Nr.: 4061313 

lVA Oberbayem 

Hausanschrtft: 
Thomas-Dehler-Straße 3 
81737 München 
Postfach: 83 05 59 
81705 München 
Großkunde: 
81729 München 
Bank: Bayerische Landesbank - Girozentrale 
BLZ: 700 500 00 
Kto.-Nr.: 24762 

lVA Niederbayern-Oberpfalz 

Hausanschrtft: 
Am Alten Viehmarkt 2 
84028 Landshut 
Großkunde: 
80024 Landshut 
Bank: Bayer. Hypotheken- und Wechsel-Bank Landshut 
BLZ: 74320307 
Kto.-Nr.: 6010350083 

lVA Rheinland-Pfalz 

Hausanschrift: 
Eichendorffstraße 4-6 
67346 Speyer 
Postfach: 1580 
67325 Speyer 
Bank: Landesbank Rheinland-Pfalz - Girozentrale -
BLZ: 55050000 
Kto.-Nr.: 110040938 

lVA für das Saarland 

Hausanschrift: 
Martin-Luther-Straße 2-4 
66111 Saarbrücken 
Postfach: 101801 
66018 Saarbrücken 
Großkunde: 
66108 Saarbrücken 
Bank: Sparkasse Saarbrücken 
BLZ: 590 501 01 
Kto.-Nr.: 2428 

lVA Oberfranken und Mittelfranken 

Hausanschrift: 
Wittelsbacherring 11 
95444 Bayreuth 
Postfach: 100764 
95407 Bayreuth 
Großkunde: 
95440 Bayreuth 
Bank: Kreissparkasse Bayreuth 
BLZ: 773501 10 
Kto.-Nr.: 570000950 

lVA Freie und Hansestadt Hamburg 

Hausanschrift: 
Oberseering 10 
22297 Hamburg 
Postfach: 60 1560 
22215 Hamburg 
Bank: Hamburgische Landesbank 
BLZ: 200 500 00 
Kto.-Nr.: 103259 
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LVA Unterfranken 

Hausanschrift: 
Friedenstraße 14 
97074 Würzburg 
Großkunde: 
97064 Würzburg 
Bank: Bayerische Vereinsbank Würzburg 
BLZ: 79020076 
Kto.-Nr.: 814156 

LVA Schwaben 

Hausanschrift: 
An der Blauen Kappe 18 
88152 Augsburg 
Postfach: 100070 
86135 Augsburg 
Bank: Raiffeisen-Volksbank Augsburg 
BLZ: 72060100 
Kto.-Nr.: 97020 

LVA Württemberg 

Hausanschrift: 
Adalbert-Stifter-Straße 105 
70437 Stuttgart 
Postfach: 40 06 49 
70406 Stuttgart 
Großkunde: 
70429 Stuttgart 
Bank: Landesgirokasse Stuttgart 
BLZ: 600 501 01 
Kto.-Nr.: 2001485 

LVA Baden 
Hausanschrift: 
Gartenstraße 105 
76135 Karlsruhe 
Großkunde: 
76122 Karlsruhe 
Bank: Südwestdeutsche Landesbank Karlsruhe 
BLZ: 66050000 
Kto.-Nr.: 85291 

LVA Berlin 

Hausanschrift: 
Messedamm 1 
14057 Berlin 
Großkunde: 
14047 Berlin 
Bank: Berliner Volksbank 
BLZ: 10090000 
Kto.-Nr.: 99005009 

LVA Schieswig-Hoistein 

Hausanschrift: 
Kronsforder Allee 2-6 
23560 Lübeck 
Großkunde: 
23544 Lübeck 
Bank: Landesbank Lübeck 
BLZ: 23050000 
Kto.-Nr.: 7052000050 

LVA Oldenburg-Bremen 

Hausanschrift: 
Huntestraße 11 
26135 Oldenburg 
Postfach: 2767 
26017 Oldenburg 
Großkunde: 
26112 OIdenburg 
Bank: Bremer Landesbank 
BLZ: 29050000 
Kto.-Nr.: 3001861001 

LVA Braunschweig 

Hausanschrift: 
Kurt-Schumacher-Straße 20 
38102 Braunschweig 
Postfach: 3323 
Großkunde: 
38091 Braunschweig 
Bank: Nord/LB Hannover 
BLZ: 25050000 
Kto.-Nr.: 821009 

Bahnversicherungsanstalt 

Karistraße 4-6 
60329 Frankfurt/Main 
Bank: 
BLZ: 

Deutsche Verkehrs-Bank 
50110300 

ArV/West: 
ArV/Ost: 
AnV/West: 
AnV/Ost: 

Kto.-Nr. 1 010620800 
Kto.-Nr.1010609963 
KtO.-Nr. 1 010609246 
Kto.-Nr. 1010609289 

Seekasse 

Hausanschrift: 
Reimerstwiete 2 
20457 Hamburg 
Postfach: 11 04 89 
20404 Hamburg 
Bank: Hamburgische Landesbank 
BLZ: 20050000 
Kto.-Nr.: 103911 

Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 

Hausanschrift: 
Ruhrstraße 2 
10709 Berlin 
Großkunde: 
10704 Berlin 
Bank: Berliner Volksbank 
BLZ: 10090000 
Kto.-Nr.: 99000449 

Notverordnung 
zur Änderung des Sonderdienstgeselzes 

Vom 31. August 1995 

Auf Grund des Artikels 194 der Kirchenordnung hat die Leitung 
der Evangelischen Kirche im Rheinland folgende Notverord­
nung beschlossen: 
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Artikel 1 

Das Kirchengesetz über die Pastoren im Sonderdienst in der 
Evangelischen Kirche im Rheinland (Sonderdienstgesetz) vom 
11. Januar 1985 (KABI. S. 20), zuletzt geändert durch Notver­
ordnung vom 23. Februar 1995 (KABJ. S. 55), wird wie folgt ge-
ändert: . 

§ 5 Absatz 6 erhält folgende Fassung: 
,,(6) Der Pastor im Sonderdienst erhält eine Besoldung in Höhe 
von 80 vom Hundert der Besoldung eines Beamten in der Be­
soldungsgruppe A 13 der Besoldungsgruppe A. Dabei bleibt 
die allgemeine Stellenzulage nach Nr. 27 der Vorbemerkungen 
zu den Bundesbesoldungsordnungen A und B unberücksich­
tigt." 

Artikel 2 

Der Pastor im Sonderdienst, der am 30. September 1995 
Dienstbezüge erhält, die durch die Regelung nach Artikel 1 ver­
mindert werden, erhält eine nicht ruhegehaltsfähige Aus­
gleichszulage in Höhe des Betrages der Verminderung. Die 
Ausgleichszulage verringert sich jeweils um den Betrag, um 
den sich die Dienstbezüge ausschließlich des Teils des Ortszu­
schlages, der die Stufe 1 übersteigt, auf Grund der nach dem 
30. September 1995 wirksam werdenden allgemeinen Ge­
haltsanhebungen erhöhen. 

Artikel 3 

Diese Notverordnung tritt am 1. Oktober 1995 in Kraft. 

Evangelische Kirche im Rheinland 
Die Kirchenleitung 

Förderplan 
für die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen 
in der Evangelischen Kirche im Rheinland 

Nr. 20867 Az. 22-13-2 Düsseldorf, 20. Juli 1995 

Die Jugendkammer der Evangelischen Kirche im Rheinland 
hat in ihrer Sitzung am 30. Juni 1995 den Förderplan für die Ar­
beit mit Kindern und Jugendlichen in der Evangelischen Kirche 
im Rheinland beschlossen. Die für die verfaßte Kirche relevan­
ten Teile des Förderplanes werden mit der Bitte um Beachtung 
im folgenden veröffentlicht: 

Förderplan 
für die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen 
in der Evangelischen Kirche im Rheinland 

beschlossen durch die Jugendkammer am 30. Juni 1995 

A Allgemeine Bestimmungen 

B Richtlinien für die Förderung von Programmen 
mit internationalem Bezug 
I Internationale Programme zur Begegnung mit 

Menschen aus christlichen Kirchen und anderen 
Religionsgemeinschaften 

11 Versöhnungsarbeit und politisches Lernen 
im internationalen Kontext 

111 Förderungsvoraussetzungen und Förderungsumfang 

C Richtlinien für die Förderung der Arbeit mit Kindern 
in der Evangelischen Jugendarbeit 

D Richtlinien für die Förderung von Schwerpunkten 
I Integrative Arbeit mit behinderten und nichtbehinderten 

Jugendlichen 
11 Kulturpädagogische Projekte 
111 Arbeit mit Mädchen 

E Richtlinien für die Förderung neuer Methoden 
der Jugendarbeit 

F Richtlinien für die Vergabe von Mitteln für 
religiö$9 BildungsarbeIt 

A Allgemeine Bestimmungen 

1. Absicht der Förderung 

Oie Evangelische Kirche im Rheinland fördert dureh die­
sen Plan Maßnahmen der außerschulischen Jugendar­
beit mit Kindern und Jugendlichen sowie Anschaffungen 
für diese Arbeit. Diese Förderung versteht sich anregend 
oder unterstützend und geht davon aus, daß die Träger 
sich finanziell in angemessenem Umfang an der Maß­
nahme beteiligen. 

2. Art und Umfang der Förderung 

Die nach diesen Richtlinien zu fördernden Arbeitsberei­
che sind in den Teilen B bis G aufgeführt. Die Förderung 
erfolgt nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen: 

2.1 Die Förderung erfolgt im Rahmen der zur Verfügung ste­
henden Haushaltsmittel und kann nur gewährt werden, 
wenn die Grundsätze von Sparsamkeit und Wirtschaft­
lichkeit im Sinne der Verwaltungsordnung der Evangeli­
schen Kirche im Rheinland eingehalten werden. 

2.2 Einzeimaßnahmen können nur aus jeweilS einer Posi­
tion dieses Planes gefördert werden. 

2.3 Ein Rechtsanspruch auf Förderung besteht nicht. 
2.4 Das Nähere regeln die Einzelrichtlinien. 

3. Förderungsvoraussetzungen 

3.1 Als Förderungsempfänger kommen in Betracht: 
3.1.1 die evangelischen Jugendverbände und Werke, die Mit­

glied der Evangelischen Jugend im Rheinland sind, 
3.1.2 die Kirchengemeinden und Kirchenkreise sowie deren 

Zusammenschlüsse im Bereich der Evangelischen Kir­
che im Rheinland. 

3.2 Als sachliche Voraussetzungen sind zu erfüllen: 
- eine ordnungsgemäße Geschäftsführung, 
- die Gewähr für eine ordnungsgemäße Durchführung 

der Maßnahmen in fachlicher und finanzieller Hin­
sicht, 

- ein bestimmungsgemäßer Nachweis der Verwen­
dung der Fördermittel. 

3.3 Anrechnungsfähige Kosten im Sinne dieses Planes 
sind: 
- Kosten für Unterkunft und Verpflegung, 
- Fahrtkosten, 
- Materialkosten, 
- Aufwendungen für Gebühren, Versicherungen etc. 
- Vorbereitungskosten (z. B. Verwaltungskostenanteil, 

Vorbereitungsfahrten ete.) in Höhe von bis zu 10 % 
der Gesamtkosten, 
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- Honorare im Rahmen der laneteskirehliehen Honorar­
richtlinien. 

3.4 Nieht anreehnungsfähige Kosten sind insbesondere: 
- . Personalkosten· und Dienstaufwandsentschädigun­

gen, 
- Honorare an haupt-.oder nebenamtliche Mitarbeite­

rinnen und Mitarbeiter im Bereich der Evangelisehen 
Kirehe im Rheinland. 

3.5 öffentliChe Zusehüsse sind zu beantragen und anzu­
rechnen. Die Beantragung öffentlicher Mittel ist im Ko­
sten- und Finanzierungsplan aufzuführen. 

3.6 Die jeweiligen besonderen sachlichen und formalen För­
derungsvoraussetzungen regeln die Einzelrichtlinien. 

4. BewirtschaHungsgrundsätze 

4.1 Mit der Bewilligung muß die Gesamtfinanzierung der 
Maßnahme / der Anschaffung gesichert sein. Andere 
Förderungsmögliehkeiten sind vorher auszusehöpfen. 
Die Förderung erfolgt nur bei angemessener Eigenlei­
stung des Trägers und - bei Maßnahmenförderung - der 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer. Als angemessene Ei­
genleistung im Sinne dieses Förderplanes sind in der 
Regel 1 0 % der Gesamtkosten der Maßnahme / der An­
schaffung aus Haushaltsmitteln des Trägers einzuset­
zen. 

4.2 Alle gewährten Mittel sind ausschließlich dem Zweck 
entsprechend zu verwenden. Die Verwendung der Mittel 
muß nachprüfbar sein. Zweckentfremdet verwandte Mit­
tel sind zurückzuzahlen. 

5. Bareitstellung und Verteilung der Mittel 

5.1 Die Mittel zur ErfüUung der Aufgaben naehdiesem För­
derplan werden jährlich im Rahmen des landeskirehli­
ehen Haushaltsplanes bereitgestellt. 

5.2 Der Vorstand der Evangelischen Jugend im Rheinland 
ist für eine gerechte und ordnungsgemäße Verteilung 
der zur Verfügung stehenden Mittel verantwortlich. Er 
kann den Finatlzaussehuß der Delegiertenkonferenz der 
Evangelischen Jugend im Rheinland mit der Verteilung 
der zur Verfügung stehenden Mittel beauftragen. Dieser 
wird dabei dureh die entsprechenden Fachausschüsse 
bzw. Fachreferentinnen und Fachreterenten beraten. 

5.3 Der Vorstand der Evangelisehen Jugend im Rheinland 
entscheidet abschließend über Widersprüehe. 

5.4 Das Amt für Jugendarbeit ist für die verwaltungstechni­
sche Durchführung der Beschlüsse verantwortlich. 

6. Antragsverfahren 

Anträge auf Förderung sind unter Verwendung der je­
weiligen beim Amt für Jugendarbeit erhältlichen An­
tragsvordrucke schriftlich dorthin zu richten. 
Anträge werden nur entgegengenommen, wenn die An­
tragsvordrucke vollständig ausgefüllt und unterschrie­
ben sind. Mit der AntragsteIlung erkennt der Antragstel­
ler die Richtlinien dieses Förderplanes an. 

6.1 Anträge bestehen aus: 
- der detaillierten Darstellung der Maßnahme, des Pro­

gramms / Grund der Anschaffung und 
- einem Kosten- und Finanzierungsplan, in dem alle 

voraussichtlichen Einnahmen und Ausgaben aufzu­
führen sind. Einnahmen und Ausgaben müssen sieh 
decken. 

6.2 Fristen 
Anträge sind fristgerecht einzureichen. Mittel für Maß­
nahmen, die im ersten Halbjahr des Jahres stattfinden, 
sind bis zum 15. Januar; Mittel für alle anderen Maßnah­
men und für Ansehaffungen sind bis zum 15. April zu be­
antragen. Es gilt das Datum des Poststempels. 

7. Bewilligung, Widerruf 

7.1 Antragsteller erhalten einen schriftlichen Bewilligungs­
bescheid. 

7.2 Die .Bewilligung kann ganz oder .teilweise widerrufen 
bzw. zurückgenommen werden, wenn der Empfänger 
die Förderung zu Unrecht erlangt hat. Wird die Bewilli­
gung teilweise widerrufen, entscheidet der Finanzaus­
schuß über die Höhe der zurückzuzahlenden Mittel. 

7.3 Ergeben sich bei der Endabrechnung Mehreinnahmen 
und/oder Minderausgaben gegenüber dem Antrag, so 
wird die Zuweisung entsprechend gekürzt. 

7.4 Finden beantragte und bewilligte Maßnahmen nicht 
statt, so ist dies dem Amt für Jugendarbeit unverzüglich 
mitzuteilen. 

8. Abrechnungsverfahren 

8.1 Die Förderungsempfänger haben die Verwendung ent­
sprechend dem Bewilligungsbescheid schriftlich nach­
zuweisen. Mittel aus diesem Plan werden nur nach Vor­
lage eines vollständig ausgefüllten und unterschriebe­
nen Verwendungsnachweises ausgezahlt. Die Auszah­
lung erfolgt nur auf Konten, deren Inhaber Förderungs­
empfänger nach 3.1 dieser Richtlinien sind. 

8.2 Für den Naehweis der Verwendung der bewilligten Mittel 
sind die jeweils gültigen Formblätter zu verwenden. Die­
ser Verwendungsnachweis besteht 

8.2.1 bei Maßnahmen und Projekten aus: 
- dem ausführlichen Bericht über die durchgeführte 

Maßnahme, 
- der Aufstellung aller· Einnahmen und Ausgaben der 

durchgeführten Maßnahme (Einnahmen und Ausga­
ben müssen sich decken), 

- Teilnehmerlisten, die Namen und Adressen der Teil­
nehmerinnen und Teilnehmer sowie deren persönli­
che Untersehrift, die persönliche Untersehrift der Lei­
terin I des Leiters der Maßnahme, vollständige An­
schrift des Trägers der Maßnahme sowie Ort und Zeit­
punkt der Maßnahme enthalten müssen. 

8.2.2 bei Anschaffungen aus: 
- dem Nachweis der Anschaffung. 

8.3 Verwendungsnaehweise sind spätestens acht Wochen 
nach Beendigung der Maßnahme bzw. nach Anschaf­
fung der Mittel, im Amt für Jugendarbeit der Evangeli­
schen Kirche im Rheinland einzureichen. Verwendungs­
nachweise für Maßnahmen und Anschaffungen im No­
vember sind spätestens bis zum 30. November einzurei­
chen. Es gilt das Datum des Poststempels. Verwen­
dungsnaehweise, die naeh Ablauf dieser Frist einge­
reicht werden, können in schriftlieh zu begründenden 
Ausnahmefällen nur in soweit berücksichtigt werden, als 
nicht ausgeschöpfte Mittel vorhanden sind. 

8.4 Eine Vorlage der Belege im Verwendungsnachweis ist 
nicht erforderlich. Die für die Prüfung erforderlichen Un­
terlagen sind jedoch entsprechend den staatlichen und 
kirchlichen Bestimmungen aufzubewahren. 
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8.5 Das Amt tür Jugendarbeit ist berechtigt, die Verwendung 
der Förderung durch .Einsicht in die Bücher und Belege 
zu prüfen. Es kann sich dabei Dritter bedienen. 

9. Eigentumsverhältnisse, Inventarisierung 

Bewegliche Sachen. die der Förderungsempfänger 
ganz oder teilweise aus der Förderung beschafft hat, 

werden. In diesem Fall wird das Progr1IDlm in Ab­
sprache mit dem Partner vorbereitet und gestaltet. 

d) Internationale Veranstaltungen können mit mehreren 
ausländischen Partnern durchgeführt werden. In die­
sem Fall liegt die Programmverantwortung in der 
Hand des Antragstellers. 

sind zu inventarisieren. Das Amt für Jugendarbeit ist auf 4. 
Aufforderung ein Auszug des Inventarverzeichnisses zu 
übergeben. 

Förderungsausschluß 

Studienfahrten und touristische Rundreisen sowie Ver­
anstaltungen, die Teil des Kirchlichen Unterrichts sind, 
sind von der Förderung ausgeschlossen. 

B Richtlinien für die Förderung von Programmen 
mit internationalem Bezug 

B I Internationale Programme zur Begegnung mit 
Menschen aus christlichen Kirchen und anderen 
Religionsgemeinschaften 

1 . Absicht der Förderung 

2. 

3. 

Die Mittel sind bestimmt für Veranstaltungen, die in der 
Zusammenarbeit mit festen Partem im Ausland vorbe­
reitet und durchgeführt werden und eine Rückbegeg­
nung zum Ziel haben. Sie sollen Jugendlichen ermögli­
chen, durch geplante und vorbereitete Begegnungen mit 
Menschen christlicher Kirchen und anderer Religionsge­
meinschaften deren religiöse Praxis und Spiritualität, ih­
re Arbeitsweise und Strukturen kennenzulernen und be­
stehende Kontakte zu pflegen. 

Inhalt der Förderung 

Gefördert werden Veranstaltungen, die die Begegnung 
mit Menschen und das Kennenlemen ihrer religiösen 
Praxis und Spiritualität zum Inhalt haben. Sie sollen auch 
dem Kennenlernen von Strukturen und Einrichtungen 
christlicher Kirchen oder anderer Religionsgemein­
schaften dienen, sowie die Beschäftigung mit religiösen 
und sozialen Fragen anderer Länder im Zusammenhang 
mit der Situation der dortigen Kirchen und Religionsge­
meinschaften ermöglichen. 

Gegenstand der Förderung 

3.1 Gefördert werden intemationale Veranstaltungen: 
a) Begegnungen, Jugendgemeinschafts- und -sozial­

dienste und Projekte. 
b) Bildungsveranstaltungen, 
c) die mandatierte Teilnahme von Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter an Tagungen und Konferenzen, sofern 
ein übergreifendes Interesse der Evangelischen Ju­
gend im Rheinland besteht. 

3.2 Förderungsgrundsätze 
a) Als international gilt eine Veranstaltung, wenn die 

ausländischen Teilnehmerinnen und Teilnehmer ih­
ren ständigen Wohnsitz im Ausland haben. Teilneh­
merinnen und Teilnehmer anderer Nationalität oder 
Staatsangehörigkeit mit ständigem Wohnsitz in 
Deutschland werden im Sinne dieser Richtlinien wie 
deutsche Teilnehmerinnen und Teilnehmer behan­
delt. 

b) Internationale Veranstaltungen können im In- und 
Ausland durchgeführt werden. 

c) Internationale Veranstaltungen müssen mit minde­
stens einem ausländischen Partner durchgeführt 

B 11 Versöhnungsarbeit und politisches Lernen 
im internationalen Kontext 

1. 

2. 

Absicht der Förderung 

Gefördert werden Maßnahmen der Versöhnungsarbeit 
und der politischen Bildung im Ausland. 

Inhalt der Förderung 

Die Mittel sind bestimmt für Veranstaltungen, die ein po­
litisches lernen zum Ziel haben, das durch Maßnahmen 
im Ausland 
a) die aktive Auseinandersetzung mit den Auswirkun­

gen des deutschen Nationalsozialismus fördert; 
b) zur aktiven Auseinandersetzung mit den Auswirkun­

gen deutscher Politik (insbesondere der AuBen-, Au­
Benwirtschafts-, Entwicklungs-, Militär- und Umwelt­
politik) und individuellen Verhaltens auf Gruppen und 
Völker im Ausland anleitet. 

3. Gegenstand der Förderung 

3.1 Gefördert werden 
a) Jugendgemeinschafts- und -sozialdienste sowie 

Projekte; 
b) Bildungsveranstaltungen. 

3.2 Gefördert werden 
Veranstaltungen, die im Ausland stattfinden; die Durch­
führung eines Teils der Veranstaltung in Deutschland ist 
möglich, wenn dieser weniger als die Hälfte der Pro­
grammtage umfaßt. 

Bill Förderungsvoraussetzungen 
und Förderungsumfang 

1. Allgemeine Voraussetzungen 

1.1 Der Zusammenhang mit der Jugendarbeit des Antrag­
stellers sowie die geplanten/gewünschten Auswirkun­
gen auf die Jugendarbeit des Antragstellers müssen 
deutlich werden. 

1.2 Die Veranstaltung muß gründlich vorbereitet und ausge­
wertet werden. 

2. Zeitdauer 

2.1 Die Dauer der Veranstaltung darf sechs Programmtage 
nicht unterschreiten. Ausgenommen sind Veranstaltun­
gen gemäß B I 3.1. b) und cl. 

2.2 Programmtage nach Maßgabe dieser Richtlinien sind 
die Veranstaltungstage abzüglich der Reisetage (Hin­
und Rückreise, Reise zu einem anderen Veranstal­
tungsort). 
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2.3 Bei Veranstaltungen nach B 13.2 a) müssen mindestens 
die Hälfte der Programmtage gemeinsam mit der Part­
nergruppe verbracht werden. 
Bei Veranstaltungen nach B 113.1 muß mehr als die Hälf­
te der Programmtage ein politisches Bildungsprogramm 
von mindestens sechs Stunden täglich aufweisen. 

3. Teilnehmerinnen und Teilnehmer 

gendarbeit stehen für Projekte, Aktionen und Ferien­
maßnahmen zur Verfügung, die von Antragsteilem erst­
malig veranstaltet werden. 
Die Maßnahmen müssen Modellcharakter haben und 
entsprechend exemplarisch und übertragbar sein. Die 
zur Verfügung stehenden Mittel sollen dazu beitragen, 
die Angebotsvielfalt für Kinder in deren unmittelbarem 
Lebensumfeld zu erweitern und die bei erstmaliger Ver­
anstaltung höheren Gesamtkosten aufzufangen. 3.1 Im Falle einer Veranstaltung nach I 3.1 a) und 11 3.1 a) 

beträgt das Mindestalter 14 und das Höchstalter 27 Jah-
re; in anderen Fällen beträgt das Mindestalter 16 Jahre. 3. Gegenstand der Förderung 

Gefördert werden 3.2 Die Anzahl der ausländischen und deutschen Teilneh­
merinnen und Teilnehmer muß in einem angemessenen 
Verhältnis stehen. Im Falle der Veranstaltungen nach 
13.1 a) und b) gilt ein Verhältnis bis zu 1/3 : % bzw. um­
gekehrt als angemessen. 

3.3 Im Falle einer Veranstaltung nach I 3.1 a) und 11 3.1 a) 
können auch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter über 27 
Jahre, in den Fällen 13.1 b) und 113.1 b) auch hauptberuf­
liche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der evangeli­
schen Jugendarbeit gefördert werden, wenn ihre Zahl in 
einem angemessenen Verhältnis zur Zahl der Teilneh­
merinnen und Teilnehmer steht. Als angemessen gilt in 
der Rege! ein Verhältnis von 1 : 1 0; werden durch die Art 
des Programms besonders hohe Ansprüche an die Mit­
arbeiterinnen und Mitarbeiter gestellt, kann auf Antrag 
dieses Verhältnis auf 1 : 7 reduziert werden. 

3.4 Die deutschen Teilnehmerinnen und Teilnehmer müs­
sen überwiegend aus dem Bereich des Förderungsemp­
fängers kommen. 

4. Art und Umfang der Förderung 

4.1 Gefördert werden: 
a) Veranstaltungen nach Ziffer I in Deutschland mit bis 

zu 100,00 DM je Teilnehmerin oder Teilnehmer, 
b) Veranstaltungen nach Ziffer I im Ausland mit bis zu 

75,00 DM je deutsche Teilnehmerin oder Teilneh­
mer, 

c) Veranstaltungen nach Ziffer 11 mit bis zu 100,00 DM je 
deutsche Teilnehmerin oder Teilnehmer. 

d) über die Förderung von Veranstaltungen nach Ziffer 
I 3.1 c) entscheidet der Vorstand der Evangelischen 
Jugend im Rheinland auf Vorschlag des Ausschus­
ses für internationale und multikulturelle Jugendar­
beit. 

4.2 Für Veranstaltungen mit mehr als zehn Programmtagen 
kann jeweils der doppelte Satz gewährt werden. 

4.3 Die Zahl der förderungsfähigen Teilnehmerinnen oder 
Teilnehmer beträgt in Deutschland maximal 30 Perso­
nen, im Ausland maximal 20 Personen. 

C Förderung der Arbeit mit Kindern 
in der Jugendarbeit 

1 . Absicht der Förderung 

Die Mittel sind bestimmt für innovative Veranstaltungen 
mit Kindern im Alter zwischen 6 und 14 Jahren im Rah­
men der evangelischen Jugendarbeit. 

2. Inhalt der Förderung 

Die Mittel zur Förderung der Arbeit mit Kindem in der Ju-

a) Die Entwicklung und Erprobung von Projekten und 
Maßnahmen am Ort, die mit kindgerechten Metho­
den vielfältiges Erleben und soziale Erfahrungen er­
möglichen sowie kreative Fähigkeiten fördern und 
Mitwirkungsmöglichkeiten der Kinder einbeziehen. 

b) Die" Entwicklung und Durchführung von Projekten, 
Aktionen, Ferienmaßnahmen am Ort oder Gruppen­
angeboten für behinderte und nichtbehinderte Kin­
der, die gemeinsame Erfahrungsräume erschließen 
und Vorurteile und Ängste abbauen helfen. 

c) Die Entwicklung und Durchführung von Projekten, 
Aktionen, Ferienmaßnahmen oder Gruppenangebo­
ten am Ort mit interkulturellen und/oder interreligiö­
sen Inhalten, die die Begegnung zwischen ausländi­
schen und deutschen Kindern ermöglichen, den Ab­
bau von Vorurteilen fördern und die bereits im Kin­
desalter der sich in der Gesellschaft verstärkenden 
Polarisierung entgegenwirken. 

4. Voraussetzung der Förderung 

4.1 Gefördert werden Maßnahmen, die im Zusammenhang 
mit der Jugendarbeit des Antragstellers / der Antragstel­
lerin stehen. 

4.2 Gefördert werden Veranstaltungen, die vom Antragstel­
ler in dieser Form erstmalig durchgeführt werden und 
von ihrer konzeptionellen Einbringung am Ort her eine 
Neuerung darstellen. 

5. Art und Umfang der Förderung 

5.1 Gefördert werden: 
a) Tagesveranstaltungen mit bis zu 5,00 DM. Der Zu­

schuß darf jedoch einschließlich der öffentlichen Mit­
tel 25,00 DM je Teilnehmer/in nicht überschreiten. 

b) Mehrtägige Veranstaltungen (mit mindestens einer 
übernachtung) mit bis zu 10,00 DM. Der Zuschuß 
darf jedoch einschließlich der öffentlichen Mittel 
40,00 DM je Tag und Teilnehmer/in nicht überschrei­
ten. 

c) Projekte mit bis zu 50 % der anrechnungsfähigen 
Gesamtkosten. 

d) Projekte, deren Durchführung auf mehrere Jahre an­
gelegt ist, sind insgesamt über einen Zeitraum von 
bis zu drei Jahren förderbar. Maßnahmen, die auf 
mehrere Jahre konzipiert werden, können bis zu drei­
mal bei der Förderung berücksichtigt werden, sofern 
vor Beginn der Maßnahme deren Gesamtkonzept als 
Gegenstand des Förderantrags vorgelegt wird. 

5.2 Förderungsausschuß 
Zuwendungen an ehrenamtliche Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter sind nicht anrechnungsfähig. 
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D Richtlinien für die Förderung von Schwerpunkten 

D I Integrative Maßnahmen mit behinderten 
und nichtbehinderten Jugendlichen 

1 . Absicht der Förderung 

Durch die Förderung sollen Maßnahmen ermöglicht, un­
terstützt und in ihrer Bedeutung hervorgehoben werden, 
- die durch Begegnung und gemeinsames Engage-

ment zur Partnerschaft zwischen Behinderten und 
Nichtbehinderten führen, 

- helfen, gegenseitige Vorurteile abzubauen und 
- im gemeinsamen leben und lernen Kenntnisse über 

die jeweiligen lebenssituationen vermitteln. 

2. Inhalt der Förderung 

3. 

Gefördert werden gemeinsame Freizeiten und Semina­
re mit behinderten und nichtbehinderten Jugendlichen 
und jungen Erwachsenen, die öffentlich oder kirchlich 
nicht oder nur in geringem Umfang gefördert werden. 
Das Mindestalter förderungsfähiger Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer beträgt 13 Jahre, das Höchstalter 27 
Jahre, bei Behinderten 35 Jahre. 

Förderungsvoraussetzungen 

Die Förderung ist an folgende Bedingungen geknüpft: 
- Die Maßnahme soll gemeinsam mit den Teilnehme-

rinnen und Teilnehmern vorbereitet und ausgewertet 
werden. 

- Aus dem Programm muß eindeutig hervorgehen, daß 
die Maßnahme Begegnungscharakter hat. 

- Die Zahl der haupt- oder ehrenamtlich Mitarbeitenden 
muß in einem angemessenen Verhältnis zur Zahl der 
teilnehmenden Behinderten stehen. 

- Der Anteil der behinderten Teilnehmerinnen und Teil­
nehmer zu nichtbehinderten Teilnehmeririnen und 
Teilnehmern soll mindestens ein Drittel, maximal zwei 
Drittel betragen. 

4. Förderungsumfang 

Die Maßnahmen werden mit bis zu 10,00 DM je Tag und 
Teilnehmerin bzw. Teilnehmer gefördert. 

D 11 Kuiturpädagogische Projekte 

1. Absicht der Förderung 

Die Förderung soll die Entwicklung neuer kulturpädago­
gischer Methoden in der evangelischen Jugendarbeit 
sowie deren Einsatz und Anwendung anregen und un­
terstützen. 

2. Förderungsvoraussetzungen 

Gefördert werden Maßnahmen und Veranstaltungen, 
die in dieser Form erstmalig durchgeführt werden und 
von ihrer konzeptionellen Einbringung am Ort her eine 
Neuerung darstellen. Die Maßnahmen sollen auf die 
evangelische Jugendarbeit anderer Träger übertragbar 
sein. Als Projekte gelten Maßnahmen, die innerhalb ei­
nes abgegrenzten Zeitraumes und zusätzlich oder er­
gänzend zur bestehenden Jugendarbeit durchgeführt 
werden. 

3. Förderungsumfang 

Gefördert werden: 
3.1 Tagesveranstaltungen mit bis zu 5,00 DM. Der Zuschuß 

darf jedoch einschließlich der öffentlichen Mittel 25,00 
DM je Teilnehmerfm nicht überschreiten. 

3.2 Mehrtägige Veranstaltungen (mit mindestens einer 
Übernachtung) mit bis zu 10,00 DM. Der Zuschuß darf 
jedoch einschließlich der öffentlichen Mittel 40,00 DM je 
Tag und Teilnehmer/in nicht überschreiten. 

3.3 Projekte, deren Durchführung auf mehrere Jahre ange­
legt ist, sind insgesamt über einen Zeitraum von bis zu 
drei Jahren förderbar. Maßnahmen, die auf mehrere 
Jahre konzipiert werden, können bis zu dreimal bei der 
Förderung berücksichtigt werden, sofern vor Beginn der 
Maßnahme deren Gesamtkonzept als Gegenstand des 
Förderantrags vorgelegt wird. 

0111 Förderung der Arbeit mit Mädchen 
und jungen Frauen 

1. Absicht der Förderung 

Die Mittel sind bestimmt für Maßnahmen, die gezielt 
Mädchen und junge Frauen mit der Zielsetzung anspre­
chen, deren Selbständigkeit und Selbstverwirklichung 
über die Stärkung weiblicher Identität und weiblichen 
Selbstbewußtseins zu fördern. 

2. Inhalt der Förderung 

3. 

4. 

4.1 

4.2 

Mädchenarbeit ist parteiliche Arbeit für und mit Mäd­
chen. Sie bietet Freiräume, in denen sich Mädchen tref­
fen, austauschen und entwickeln können. Zielsetzung ist 
der Abbau von Benachteiligung von Mädchen und Frau­
en und die gleichberechtigte Teilhabe der Geschlechter 
an allen Bereichen gesellschaftlichen lebens. 

Gegenstand der Förderung 

Gefördert werden Veranstaltungen für Mädchen: 
a) Projekte, Modelle, und Seminare mit mädchenbezo-

genen Bildungs-, Freizeit- und Beratungsangeboten, 
b) Bildungs- und Sonderveranstaltungen, 
c) Aktionen im Bereich Öffentlichkeitsarbeit, 
d) Erprobung mädchenspezifischer Methoden. 
e) Bezuschussungsfähig sind darüber hinaus: 

- Maßnahmen, die die konzeptionelle Verankerung 
von Mädchenarbeit fördern, 

- Maßnahmen, die die Bedingungen für die kontinu­
ierliche Arbeit mit Mädchen ermöglichen, 

- Angebote zur kulturpädagogischen Arbeit mit 
Mädchen, 

- Maßnahmen mit ausländischen Mädchen, 
- Sexualpädagogische Maßnahmen, 
- Selbstverteidigungsseminare. 

Voraussetzungen der Förderung 

Maßnahmen werden gefördert, wenn sie in Planung und 
Konzeption so angelegt sind, daß Übertragbarkeit für 
andere Träger besteht. 

Maßnahmen werden gefördert, wenn sie integrierter Be­
standteil der Jugend- und Gemeindearbeit des Trägers 
und damit längerfristig angelegt sind. 
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5. 

5.1 

Art und Umfang der Förderung 

Gefördert werden: 
a) Tagesveranstaltungen mit bis zu 5,00 DM. Der Zu­

schuß darf jedoch einschließlich der öffentlichen Mit­
tel 25,00 DM je Teilnehmerin nicht überschreiten. 

b) Mehrtägige Veranstaltungen mit bis zu 5,00 DM; In­
tematsveranstaltungen (mit übemachtung) mit bis 
zu 10,00 DM. Der Zuschuß darf jedoch einschließlich 
der 'öffentlichen Mittel 40,00 DM je Tag und Teilneh­
merin nicht überschreiten. 

c) Projekte, Modelle, Maßnahmen mit bis zu 50 % der 
anrechnungsfähigenGesamtkosten gemäß A 3. 

E Richtlinien für die Förderung V9f1 innovativen 
Projekten in der Jugendarbeit 

1. Absicht der Förderung 

Die Mittel sind bestimmt für die Entwicklung und Erpro­
bung innovativer Maßnahmen, Veranstaltungen und 
Projekte im Rahmen evangeliScher Jugendarbeit. 

2. Inhalt der Förderung 

3. 

4. 

5. 

Gefördert werden Maßnahmen und Veranstaltungen, 
die vom Antragsteller in dieser Form erstmalig durchge­
führt werden und von ihrer konzeptionellen Einbringung 
am Ort her eine Neuerung darstellen. Die Maßnahmen 
müssen auf die evangelische Jugendarbeit anderer Trä­
ger übertragbar sein. Als Projekte gelten Maßnahmen, 
die innerhalb eines abgegrenzten Zeitraumes und zu­
sätzlich oder ergänzend zur bestehenden Jugendarbeit 
durchgeführt werden. 

Gegenstand der Förderung 

Gefördert werden Projekte innerhalb eines abgegrenz­
ten Zeitraumes. 

Förderungsvoraussetzung 

In Erweiterung zu A 8.2.1 ist dem Verwendungsnach­
weis eine umfassende Dokumentation der Maßnahme 
beizufügen. 

Förderungsumfang 

Gefördert werden Maßnahmen mit bis zu 50 % der an­
rechnungsfähigen Gesamtkosten. 

F Richtlinien für die Vergabe von Mitteln 
für religiöse BIldungsarbeIt 

1. Absicht der Förderung 

Die Mittel sind bestimmt für die Mitarbeiterschulungen, 
die auf Grund religiöser oder religionspädagogischer 
Schwerpunkte öffentlich nicht gefördert werden. 

2. Inhalt der Förderung 

Gefördert werden Bildungsrnaßnahmen für ehrenamtli­
che Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit religiösen oder 
religionspädagogischen Inhalten. 

3. Förderungsvoraussetzungen 

3.1 Gefördert werden nur Maßnahmen, für die keine Förder­
möglichkeit aus öffentlichen Mitteln besteht. 

3.2 Das Mindestalter förderungsfähiger Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer beträgt 14 Jahre. 

3.3 Die Schulung muß sich über mindestens zwei aufeinan­
derfolgende Tage erstrecken und pro Tag mindestens 
fünf Zeitstunden an Programm aufweisen. 

3.4 Maßnahmen im Rahmen des Kirchlichen Unterrichts 
sind nicht förderungsfähig. 

4. Förderungsumfang 

Die Förderung erfolgt in Höhe von bis zu 50 % der an­
rechnungsfähigen Gesamtkosten, darf jedoch 25,00 DM 
je Tag und Teilnehmerin bzw. Teilnehmer nicht über­
schreiten. 

Das landeskirchenamt 

Satzung 
für das Gemeinsame Gemeindeamt 

Düsseldorf-Ost 

Auf Grund von § 3 Abs. 1 des Kirchengesetzes betreffend die 
Zusammenarbeit benachbarter Kirchengemeinden und Kir­
chenkreise in gemeinsamen Angelegenheiten (Verbandsge­
setz) vom 18. Januar 1963 (KABI. S. 71) wird folgende gemein­
same Satzung beschlossen: 

§1 
Name und Sitz des Gemeindeamtes 

(1) Die Evangelische Kirchengemeinde Düsseldorf-Gerres-
heim, 

die Evangelische Lukas-Kirchengemeinde Düsseldorf, 
die Evangelische Markus-Kirchengemeinde Düsseldorf, 
die Evangelische Matthäi-Kirchengemeinde Düsseldorf, 
die Evangelische Melanchthon-Kirchengemeinde Düsseldorf 
und 
die Evangelische Thomas-Kirchengemeinde Düsseldorf 
unterhalten ein Gemeinsames Gemeindeamt, das den Namen 
"Gemeinsames Gemeindeamt Düsseldorf-Ost" führt. 

(2) Das Gemeindeamt hat seinen Sitz im Bereich der Evangeli­
schen Matthäi-Kirchengemeinde. 

§2 
Aufgaben des Gemeindeamtes 

(1) Dem Gemeindeamt werden, unbeschadet der Rechte und 
Pflichten der Presbyterien, ihrer Vorsitzenden und ihrer Kirch­
meisterinnen/Kirchmeister, die anfallenden Verwaltungsge­
schäfte übertragen, insbesondere: 
1. die Vorbereitung und Ausführung von Beschlüssen der Lei-

tungsorgane und ihrer Ausschüsse, 
2. das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen, 
3.. die Vermögensverwaltung, 
4. die Bearbeitung der Personalangelegenheiten, 
5. die Verwaltung der Liegenschaften und Mietobjekte. 
6. die Versicherungsangelegenheiten, 
7. die Verwaltung der rechtlich unselbständigen Einrichtun-

gen, 
8. die allgemeinen Verwaltungs- und Organisationsaufgaben. 
Weitere Aufgaben können dem Gemeindeamt durch Ge­
schäftsordnung übertragen werden. 
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(2) Den beteiligten Gemeinden werden nach Maßgabe des 
Stellenplans die zur Wahrnehmung der vor Ort anfallenden 
Verwaltungsaufgaben notwendigen Dienstkräfte im Wege der 
ständigen Abordnung zur Verfügung gestellt. Zu den vor Ort 
anfallenden Verwaltungsaufgaben gehören die Führung der 
Kirchenbücher und das kirchliche Meldewesen. 

§3 
Gemeinsamer Verwaltungsausschuß 

(1) Zur gemeinsamen Beratung und Besch!ußfassung über An­
gelegenheiten des Gemeindeamtes wird gemäß § 3 Abs. 1 
Buchstabe ades Verbandsgesetzes ein Gemeinsamer Ver­
waltungsausschuß gebildet. 

(2) Jedes Presbyterium entsendet zwei seiner Mitglieder, die 
nicht über die Liste der Mitarbeiter in das Presbyterium gewählt 
worden sind, in den Gemeinsamen Verwaltungsausschuß. Für 
jedes Mitglied sind vom Presbyterium zwei Stellvertreter zu 
wählen. 

(3) Der Gemeinsame Verwaltungsausschuß wählt nach jeder 
Presbyteriumswahl die Vorsitzende / den Vorsitzenden und die 
Stellvertreterin / den Stellvertreter. Wiederwahl ist zulässig. 

(4) Für die Verhandlungen und Beschlußfassungen des Aus­
schusses gelten Artikel 116 Abs. 2 und 3 und Artikel 117 bis 
124 der Kirchenordnung sinngemäß. Bei der sinngemäßen An­
wendung des Art. 123 Abs. 2 KO tritt an die Stelle der Kirchmei­
sterin / des Kirchmeisters die/der stelivertretende Vorsitzende 
des Gemeinsamen Verwaltungsausschusses. 

(5) Die Leiterin / der Leiter des Gemeindeamtes oder deren/ 
dessen Stellvertreterin/Stellvertreter nimmt an den Sitzungen 
des Ausschusses mit beratender Stimme teil. 

§4 
Vertretung des Gemeindeamtes 

(1) Die leitung, die Verwaltung und rechtliche Vertretung des 
Gemeindeamtes nach § 3 Abs. 1 Buchstabe b des Verbands­
gesetzes nimmt der Gemeinsame Verwaltungsausschuß für 
die Presbyterien der beteiligten Kirchengemeinden wahr. 

(2) Alle für den Rechtsverkehr bedeutsamen Urkunden, die der 
Gemeinsame Verwaltungsausschuß im Rahmen seiner Aufga­
ben ausstellt, müssen unter Anführung der betreffenden Be­
schlüsse von der/dem Vorsitzenden und zwei Mitgliedern des 
Ausschusses unterschrieben und mit dem Siegel der Kirchen­
gemeinde der/des Vorsitzenden versehen sein. Hierdurch wird 
Dritten gegenüber die Gesetzmäßigkeit der Beschlußfassung 
und die Bevollmächtigung des Ausschusses durch die beteilig­
ten Kirchengemeinden festgestellt. 

(3) Die Rechte und Pflichten der Kirchengemeinden für ihren 
eigenen Geschäftskreis, die vom Gemeindeamt wahrgenom­
men werden, sind durch diese Satzung nicht berührt. 

(4) Dritten gegenüber treten die beteiligten Kirchengemeinden 
in allen Angelegenheiten des Gemeindeamtes als Gesamt­
gläubiger oder als Gesamtschuldner auf. Im Innenverhältnis 
werden sie im Zweifel nach dem Verteilungsschlüssel gemäß 
§ 6 Abs. 1 berechtigt oder verpflichtet. 

§5 
Aufgaben des Gemeinsamen Verwaltungsausschusses 

(1) Der Gemeinsame Verwaltungsausschuß beschließt mit 
verbindlicher Wirkung in allen Angelegenheiten des Gemein­
deamtes, insbesondere über: 
1. den Stellenplan. 
2. die Einstellung, Eingruppierung, Höhergruppierung und 

Kündigung der Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter. 

3. die Feststellung des Haushaltsplans und der Jahresrech-
nung, 

4. die Geschäftsordnung für das Gemeindeamt. 

(2) Der Stellenplan bedarf der Zustimmung von zwei Dritteln 
der Mitglieder des Gemeinsamen Verwaltungsausschusses. 

§6 
Verwaltungskosten und Vermögen 

(1) Soweit die eigenen Einnahmen des Gemeindeamtes nicht 
ausreichen, werden die Kosten ab 1996 nach den landeskirch­
lichen Grundsätzen für die Bewertung von Stellen für Kirchen­
beamte im Verwaltungsdienst auf die beteiligten Kirchenge­
meinden umgelegt. 

(2) Die Gegenstände, die die beteiligten Kirchengemeinden in 
das Gemeindeamt einbringen oder die für das Gemeindeamt 
beschafft werden, werden gemeinsames Eigentum. Im Falle 
einer Auseinandersetzung über das gemeinschaftliche Vermö­
gen wird bei der Aufteilung der Vom-Hundert-Satz angewen­
det, der zum Zeitpunkt der Auseinandersetzung nach Absatz 1 
für die Kostenverteilung gültig ist. 

§7 
Stellenplan und Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter 

des Gemeindeamtes 

(1) Werden Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter in das Kirchenbeam­
tenverhältnis berufen, so ist die Evangelische Matthäi-Kirchen­
gemeinde Dienstgeber. 

(2) Das Presbyterium der Evangelischen Matthäi-Kirchenge­
meinde spricht die Berufung, Beförderung, überführung und 
Entlassung der Kirchenbeamtinnen/Kirchenbeamten auf Be­
schluß des Gemeinsamen Verwaltungsausschusses aus; die­
ser bedarf dazu einer Mehrheit von mindestens zwei Dritteln 
seiner Mitglieder. Dies gilt auch für die Erklärung des Einver­
ständnisses zur übernahme einer Kirchenbeamtin / eines Kir­
chenbeamten. Im übrigen nimmt der Gemeinsame Verwal­
tungsausschuß die Befugnisse des Dienstvorgesetzten wahr, 
vertreten durch die Vorsitzende / den Vorsitzenden. 

(3) Vorgesetzte der Leiterin / des Leiters des Gemeindeamtes 
sind die Vorsitzenden der Presbyterien der beteiligten Gemein­
den. 

(4) Die Stellen für die Angestellten, Arbeiterinnen/Arbeiter und 
Auszubildenden werden für die beteiligten Kirchengemeinden 
gemeinschaftlich errichtet. 

(5) Die vor Inkrafttreten dieser Satzung abgeschlossenen Ar­
beitsverträge mit der Evangelischen Matthäi-Kirchengemein­
de bleiben bestehen. Die Evangelische Matthäi-Kirchenge­
meinde ordnet diese Beschäftigten zum Gemeinsamen Ge­
meindeamt ständig ab und überträgt die Dienstaufsicht auf den 
Gemeinsamen Verwaltungsausschuß, vertreten durch die Vor­
sitzende / den Vorsitzenden. 
Die Eingruppierung, Höhergruppierung oder Kündigung sol­
cher Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter spricht das Presbyterium der 
Evangelischen Matthäi-Kirchengemeinde auf Beschluß des 
Gemeinsamen Verwaltungsausschusses aus. 
Im Einvernehmen mit der Mitarbeiterin I dem Mitarbeiter kann 
ein Arbeitgeberwechsel von der Evangelischen Matthäi-Kir­
chengemeinde zum Gemeinsamen Gemeindeamt erfolgen. 

§8 
Leitung des Gemeindeamtes 

(1) Die Leiterin / der Leiter des Gemeindeamtes führt die lau­
fenden Geschäfte der Verwaltung. Ihr/Ihm obliegt die Leitung 
des Dienstbetriebes und die Verteilung der Geschäfte im Ge-
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meindeamt. Die Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter des Gemeinde­
amtes sind ihr/ihm unterstellt. 

(2) Die Leiterin / der Leiter des Gemeindeamtes ist außerdem 
zuständig und verantwortlich für die Erledigung aller sonstigen 
Aufgaben, die ihr/ihm auf Grund gesetzlicher Vorschriften 
übertragen sind. 

(3) Im Rahmen des Sitzungsdienstes für die Leitungsorgane ist 
das Gemeindeamt durch die Leiterin / den Leiter oder eine an­
dere Mitarbeiterin / einen anderen Mitarbeiter grundsätzlich 
vertreten. 

§9 
Änderung der Trägerverbundes 

(1) Weitere benachbarte Kirchengemeinden können dem Ge­
meindeamt angeschlossen werden, wenn alle Presbyterien 
der beteiligten Kirchengemeinden einverstanden sind und das 
Presbyterium der aufzunehmenden Kirchengemeinde dieser 
Satzung zustimmt. Der Anschluß bedarf der Genehmigung 
durch das Landeskirchenamt und der Veröffentlichung im 
Kirchlichen Amtsblatt. 

(2) Bei einem Anschluß weiterer Kirchengemeinden werden 
die bei ihr tätigen VerwaltungsmitarbeiterinnenNerwaltungs­
mitarbeiter, soweit erforderlich, in das Gemeindeamt übernom­
men. 

(3) Das Ausscheiden einer Kirchengemeinde aus dem Träger­
verbund des Gemeindeamtes ist nur mit einer Kündigungsfrist 
von 24 Monaten zum Ende eines Kalenderjahres möglich. Neu 
hinzukommende Gemeinden können frühestens nach drei 
Jahren mit einer 24monatigen Kündigungsfrist zum Ende eines 
Kalenderjahres kündigen. In diesem Fall regelt der Gemeinsa­
me Verwaltungsausschuß im Einvernehmen mit den Presbyte­
rien des bisherigen Trägerverbundes unverzüglich die Ausein­
andersetzung. 

§10 
Schlußbestimmungen 

(1) Satzungen zur Änderung oder Aufhebung dieser Satzung 
sind nur durch übereinstimmende Beschlüsse der Presbyte­
rien aller beteiligten Kirchengemeinden möglich und bedürfen 
der Genehmigung des Landeskirchenamtes. 

(2) Diese Satzung tritt nach Genehmigung durch die Kirchen­
leitung mit ihrer Veröffentlichung im Kirchlichen Amtsblatt in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Vereinbarung über die Gemeinsame 
Wahrnehmung von Verwaltungsaufgaben vom 18. Januar 
1973 außer Kraft. 

(3) Diese Satzung und Satzungen zu ihrer Änderung oder Auf­
hebung werden im Kirchlichen Amtsblatt veröffentlicht. 

Düsseldorf, den 20. Juni 1995 

Das Presbyterium 
der Ev. Kirchengemeinde Düsseldorf-Gerresheim 

(Siegel) gez. Unterschriften 

Das Presbyterium 
der Evangelischen Lukas-Kirchengemeinde 

(Siegel) gez. Unterschriften 

Das Presbyterium 
der Evangelischen Markus-Kirchengemeinde 

(Siegel) gez. Unterschriften 

Das Presbyterium 
der Evangelischen Matthäi-Kirchengemeinde 

(Siegel) gez. Unterschriften 

Das Presbyterium 

(Siegel) 
der Evangelischen Metanchthon-Kirchengemeinde 

gez. Unterschriften 

Das Presbyterium 

(Siegel) 
der Evangelischen Thomas-Kirchengemeinde 

gez. Unterschriften 

(Siegel) 
Nr.19802 

Genehmigt 

Düsseldorf, den 17. August 1995 

Evangelische Kirche im Rheinland 
Das Landeskirchenamt 

Satzung des 
Verbandes Evangelischer Kirchengemeinden 

in Wuppertal-Elberfeld 

Das Landeskirchenamt der Evangelischen Kirche im Rhein­
land hat durch Urkunde vom 18. November 1980 den Verband 
Evangelischer Kirchengemeinden in Wuppertal-Elberfeld er­
richtet. Auf Grund von § 9 Abs. 1 des Kirchengesetzes betref­
fend die Zusammenarbeit benachbarter Kirchengemeinden 
und Kirchenkreise in gemeinsamen Angelegenheiten (Ver­
bandsgesetz) vom 18. Januar 1963 wird für den Verband fol­
gende Satzung erlassen: 

A. Allgemeines 

§1 

(1) Die Evangelischen Kirchengemeinden 
a) Elberfeld-Nord 
b} Elberfeld-Ost 
c) Elberfeld-Südstadt 
d) Elberfeld-West 
e) Uellendahl 
f) Kreuzkirchengemeinde 

g) Am Kolk 
werden auf Grund des Verbandsgesetzes vom 18. Januar 
1963 zu einem Gemeindeverband zusammengeschlossen. 

(2) Sie bejahen im Sinne der Leuenberger Konkordie, daß die 
Lehrunterschiede des lutherischen und des reformierten Be­
kenntnisses die Kirchengemeinschaft innerhalb eines Verban­
des von Gemeinden mit unterschiedlichem Bekenntnisstand 
nicht hindern (LS-Beschluß vom 10. Januar 1974). 
Sie achten dabei einander in ihrem jeweiligen Bekenntnisstand 
und in den sich daraus ergebenden Entscheidungen. 

(3) Der Verband hat den Namen 
"Verband Evangelischer Kirchengemeinden in Wuppertal­
Elberfeld" . 
Er führt ein Siegel. 
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(4) Der Verband ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. 

§2 

(1) Der Verband ist Rechtsnachfolger des aufgelösten Ge­
meindeverbandes der Evangelisch-lutherischen Kirchenge­
meinden in Wuppertal-Elberfeld und des ebenfalls aufgelösten 
Gemeindeverbandes der Evangelisch-reformierten Gemein­
den in Wuppertal-Elberfeld. 

(2) Der Verband führt die besonderen Traditionen dieser Ver­
bände nach Maßgabe dieser Satzung fort. 

(3) Das Vermögen der aufgelöstenVerbände und des Verwal­
tungsamtes ist von dem Verband übernommen worden. 

§3 

Der Verband hat seinen Sitz in Wuppertal-Elberfeld. 

B. Geistliche Aufgaben 

§4 

Der Verband hat folgende geistliche Aufgaben: 
1. Fortführung der·Bekenntnistradition der angeschlossenen 

Gemeinden und der bisherigen konfessionellen Verbände. 
2. Förderung des Gesprächs zwischen den Vertretern der ver­

schiedenen Bekenntnisse. 

3. Beratung der Gemeinden in Fragen besonderer Bekennt­
nisprägung, insbesondere in Fragen 
a) des Gottesdienstes und der·Gottesdienststätten; 
b) des Katechismusgebrauches; 
c) der Pfarrwahl; 
d) der Satzungen. 

4. Koordinierung und ggf. Durchführung gemeinsamer Aufga­
ben der Gemeindearbeit, die über die Einzelgemeinde hin­
ausgehen. 

5. Fortführung der Mitgliedschaft der bisherigen Verbände im 
Lutherischen Weltbund und im Reformierten Bund. 

6. Wahrnehmung der Rechte der bisherigen Verbände gegen­
über dem Evangelischen Vereinshaus, dem Lutherstift, 
dem Predigerseminar in Elberfeld und dem Wilhelrn­
Dörpfeld-Gymnasium. 

§5 

(1) Zur Wahrnehmung dieser Aufgaben bildet der Verband ei­
nen lutherischen und einen reformierten Konvent. 

(2) Die Konvente bestehen aus Mitgliedern der Presbyterien 
der Verbandsgemeinden entsprechend ihrer Bekenntnisprä­
gung. 
Die Kirchengemeinden Elberfeld-Südstadt und Uellendahl tei­
len jeweils nach der Neu- und Umbildung der Presbyterien mit, 
welchem Konvent die von ihnen zu entsendenden Mitglieder 
angehören. 
Die Evangelische Kirchengemeinde Am Kolk entsendet die 
Mitglieder ihres Presbyteriums in den lutherischen Konvent. 
Die übrigen Kirchengemeinden entsenden die Mitglieder ihrer 
Presbyterien entsprechend § 6 der Gemeindesatzungen. An 
den Sitzungen der Konvente können Gäste mit beratender 
Stimme teilnehmen. 

(3) Die Konvente benennen die Vertreter für Organe bekennt­
nisgeprägter Stiftungen, Vereine, Ausschüsse und sonstige 
Einrichtungen. 
Insbesondere benennt der lutherische Konvent die Vertreter 
für den Verwaltungsrat des Lutherstiftes, der reformierte Kon-

vent die Vertreter für das Kuratorium des Predigerseminars, für 
das Kuratorium des Wilhelm-Dörpfeld-Gymnasiums und denl 
die Kirchmeister/Kirchmeisterin für das Grundvermögen am 
Kirchplatz. 

(4) Die Konvente wählen ihre Vorsitzenden und deren Stellver­
treter selbst. Sie können sich mit Zustimmung des Verbands­
vorstandes eine Geschäftsordnung geben. Im übrigen finden 
auf ihren Sitzungen die für das Presbyterium nach der Kirchen­
ordnung geltenden Vorschriften entsprechende Anwendung. 
Die Konvente treten mindestens einmal im Jahr zusammen. 

§6 

Der Verband sorgt für die Errichtung und Besetzung der not­
wendigen Pfarrstellen. 

§7 

Der Verband rüstet Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen und Pfarrerl 
Pfarrerinnen für ihren Dienst durch besondere Veranstaltun­
gen zu. Dazu dienen u. a. der lutherische Pfarrkonvent und die 
reformierte Pastorenkonferenz sowie ggf. besondere Mitarbei­
terversammlungen. 

C. Verwaltungsaufgaben 

§8 

Das von den bisherigen Verbänden übernommene Vermögen, 
insbesondere die Friedhöfe und das .. Grundvermögen Kirch­
platz" , wird bestimmungsgemäß als Sondervermögen weiter­
geführt. 
Insoweit bestehende Satzungen und Bestimmungen gelten 
weiter und können nicht ohne die Zustimmung der Mehrheit 
derjenigen Mitglieder der Verbandsvertretung geändert wer­
den, die dem Bekenntnis des aufgelösten Verbandes folgen, 
dem das Vermögen ehemals zugeordnet war. 

§9 

Der Verband unterhält für die angeschlossenen Gemeinden 
ein gemeinsames Verwaltungsamt. 
Dem Verwaltungsamt ist der Gesamtverband der Evangeli­
schen Kirchengemeinden des Kirchenkreises Elberfeld ange­
schlossen. 
Weitere nicht verbandsangehörige Gemeinden und Körper­
schaften können sich dem Amt anschließen. 

§10 

(1) Der Finanzbedarf des Verbandes wird, soweit nicht eigene 
Einnahmen zur Verfügung stehen, von den Verbandsgemein­
den durch Beiträge gedeckt. 

(2) Als Maßstab für die Bemessung der Beiträge dient das Ver­
hältnis der Gesamtverbandszuweisungen zum Haushaltsaus­
gleich der Verbandsgemeinden. 

(3) Für Gemeinden und Körperschaften, die sich gemäß § 9 
dem Verwaltungsamt anschließen, ist eine besondere Rege­
lung zu treffen, die der Beschlußfassung der Verbandsvertre­
tung bedarf. 

Organe des Verbandes sind 
die Verbandsvertretung, 
der Verbandsvorstand. 

§ 11 

§12 

(1) Die Verbandsvertretung wird für die Dauer einer Wahlperio­
de des Presbyteriums gebildet. 
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(2) Der Verbandsvertretung gehören an: 
a) der/die Vorsitzende; 
b) die übrigen Mitglieder des Verbandsvorstandes; 
c) die Vorsitzenden der Presbyterien der angeschlossenen 

Kirchengemeinden; soweit sie dem Verbandsvorstand an­
gehören oder verhindert sind, treten ihre VertreterNertrete­
rinnen in die Verbandsvertretung ein; 

d) je angeschlossene Kirchengemeinde ein Abgeordneter / 
eine Abgeordnete. Für jeden Abgeordneten / jede Abge­
ordnete ist ein Stellvertreter leine Stellvertreterin zu wäh­
len. 
Die Abordnung kann durch die Presbyterien widerrufen 
werden. 

e) bis zu drei von dem Verbandsvorstand zu berufende Pfar­
rer/Pfarrerinnen oder für das Presbyteramt befähigte Ge­
meindeglieder, die unter angemessener Berücksichtigung 
der gemeinsamen Aufgaben und Dienste des Verbandes 
ausgewählt werden. Unter ihnen soll mindestens ein Ver­
treter / eine Vertreterin des Gesamtverbandes sein . .Die Be­
rufung erfolgt für eine Wahlperiode der Presbyterien. 

f) Scheidet eines dieser Mitglieder aus der Verbandsvertre­
tung aus oder wird es in den Verbandsvorstand gewählt, so 
wird an dessen Stelle für den Rest der Wahlperiode ein Er­
satzmitglied berufen. 

(3) Die Mitgliedschaft gem. Abs. 2, a-d, endet mit dem Aus­
scheiden aus dem Presbyterium. 

(4) In der Verbandsvertretung darf die Zahl der Pfarrer/Pfarre­
rinnen die Zahl der Presbyter/Presbyterinnen nicht überstei­
gen. 

§13 

(1) Der Verbandsvertretung sind vorbehalten 
a) die Wahl des/der Vorsitzenden und seines Stellvertreters / 

seiner Steilvertreterin, zugleich VorsitzenderNorsitzende 
des Verbandsvorstandes, des Kirchmeisters / der Kirch­
meisterin, des Friedhofskirchmeisters / der Friedhofskirch­
meisterin, des Kirchmeisters / der Kirchmeisterin für das 
Grundvermägenam Kirchplatz und der übrigen Mitglieder 
des Verbandsvorstandes mit Ausnahme der Konventsvor­
sitzenden. Die Mitglieder des Vorstandes werden für die 
Dauer einer Wahlperiode des Presbyteriums gewählt. 
Die gemäß § 5 Absatz 4 dieser Satzung von den beiden 
Konventen gewählten Vorsitzenden gehören kraft ihres 
Amtes dem Verbandsvorstand an; 

b) die Wahl der Mitglieder etwa zu bildender Ausschüsse ge­
mäßAbs.2; 

c) die Wahl der VertreterNertreterinnen des Gemeindever­
bandes in den in § 4 Ziffer 5 und 6 genannten Einrichtungen. 
Soweit diese Einrichtungen bekenntnisgebunden sind, ent­
sprechend den Vorschlägen der Konvente; 

d) die Wahl der VerbandspfarrerNerbandspfarrerinnen; 
e) die Beschlußfassung über Änderungen der Verbandssat­

zung; 
f) die Beschlußfassung über Änderungen der Zweckbestim­

mung der Sondervermägen; 
g) die Beschlußfassung gemäß § 10 (3); 
h) im Rahmen der Verbandsaufgaben die Beschlußfassung 

über grundlegende Änderungen des Verbandsvermögens, 
insbesondere über die Schaffung neuer Dauereinrichtun­
gen, über die Einrichtung von Verbandspfarrstellen, über 
die Aufstellung der Stellenpläne, über die Errichtung neuer 
Gebäude und deren Planung und über Erwerb und Veräu­
ßerung von Grundbesitz; 

i) die Feststellung des Haushaltsplanes und die Festsetzung 
der Verbandsbeiträge ; 

j) die Feststellung der Jahresrechnungen. 

(2) Die Verbandsvertretung kann Ausschüsse bestellen und 
deren Befugnisse, soweit erforderlich, durch Satzungen re­
geln. 
Den Ausschüssen können auch sachkundige, für das Presby­
teramt befähigte Gemeindeglieder angehören. 

§14 

(1) Dem Vorstand des Gemeindeverbandes gehören 14 Mit­
glieder an, nämlich 
a) der/die Vorsitzende und sein Stellvertreter / seine Stellver-

treterin, 
b) die Kirchmeister/Kirchmeisterinnen, 
c) je Verbandsgemeinde 1 Mitglied, 
d) die Vorsitzenden der beiden Konvente. 

(2) Der/die Vorsitzende sowie sein Stellvertreter / seine Stell­
vertreterin und die weiteren Mitglieder des Vorstandes, mit 
Ausnahme der Vorsitzenden der Konvente, werden von der 
Verbandsvertretung aus den Mitgliedern der Presbyterien der 
Verbandsgemeinden für die Dauer der Wahlperiode der Pres­
byterien gewählt. Für j~s Vorstandsmitglied ist ein Stellver­
treter / eine Stellvertreterin zu bestellen. 
Die Zahl der Pfarrer/Pfarrerinnen darf die Zahl der Presbyter/ 
Presbyterinnen nicht übersteigen. 

(3) Der Vorstand tritt mindestens einmal im Vierteljahr zusam­
men. Die Vorsitzenden der von der Verbandsvertretung be­
stellten Ausschüsse nehmen mit beratender Stimme teil, wenn 
Angelegenheiten verhandelt werden sollen, die in die Zustän­
digkeit des entsprechenden Ausschusses fallen. 

(4) Der Leiter / die Leiterin der Verwaltung des Gemeindever­
bandes soll entsprechend Artikel 109 Abs. 4 der Kirchenord­
nung zu den Sitzungen des Vorstandes zur Beratung hinzuge­
zogen werden. 

§15 

(1) Der Vorstand ist für alle Verbandsangelegenheiten zustän­
dig, für die nicht eine Zuständigkeit der Verbandsvertretung 
(§ 13) begründet ist. 

(2} In Eilfällen kann er auch in den der Verbandsvertretung vor­
behaltenen Angelegenheiten vorläufige Maßnahmen treffen, 
die alsbald der Vertretung zur Genehmigung vorzulegen sind. 
Im übrigen bereitet er die Beschlüsse der Vertretung vor und 
führt deren Beschlüsse aus. 

(3) Der Vorstand vertritt den Verband gerichtlich und außerge­
richtlich. 

(4) Alle für den Rechtsverkehr bedeutsamen Urkunden, insbe­
sondere solche, die eine Verpflichtung des Verbandes feststel­
len, sowie Vollmachten sind namens des Verbandes von dem 
Vorsitzenden / der Vorsitzenden des Vorstandes oder seinem 
Stellvertreter / seiner Stellvertreterin und zwei weiteren Vor-

. standsmitgliedem unter Beidrückung des Verbandssiegels.zu 
unterzeichnen. Hierdurch wird Dritten gegenüber die Gesetz­
mäßigkeit der Beschlußfassung festgestellt. 

§16 

Für Einberufung, Verhandlungen und Beschlußfassung der 
Verbandsvertretung, des Verbandsvorstandes und der in die­
ser Satzung genannten Ausschüsse gelten, soweit diese Sat­
zung nichts anderes vorsieht, die Artikel 116 Abs. 2 und 3, 117-
124 der Kirchenordnung entsprechend. Die Beschlußfassung 
über Änderungen der Verbandssatzung (§ 13 (1 ) e) bedarf ei­
ner Zweidrittel-Mehrheit in der Verbandsvertretung. 



Kirchliches Amtsblatt der Evangelischen Kirche im Rheinland - Nr. 9 vom 25. September 1995 231 

§17 

Diese Satzung tritt am 1. Juni 1996 in Kraft. Sie wird im Kirchli­
chen Amtsblatt veröffentlicht. Zum gleichen Zeitpunkt tritt die 
Satzung vom 26. November 1980 außer Kraft. 

Wuppertal, den 14. Juli 1995 

(Siegel) 

(Siegel) 

Verbandsvertretung 
des Verbandes Ev. Kirchengemeinden 

in Wuppertal-Elberfeld 
gez. Unterschriften 

Genehmigt 

Düsseldorf, den 14. August 1995 

Evangelische Kirche im Rheinland 
Das Landeskirchenamt 

Satzung für den 
Kirchlichen Dienst in der Arbeitswelt (KDA) 
der Kirchenkreise Ottweiler, Saarbrücken 

und Völklingen 
- Region Saar -

Auf Grund der §§ 1 bis 3 des Kirchengesetzes betreffend die 
Zusammenarbeit benachbarter Kirchengemeinden und Kir­
chenkreise in gemeinsamen Angelegenheiten (Verbandsge­
setz) vom 18. Januar 1963 (KABI. S. 71 ) haben die Kirchenkrei­
se Ottweiler, Saarbrücken und Völklingen durch ihre Synode 
übereinstimmend folgende Satzung tür den 

Kirchlichen Dienst in der Arbeitswelt (KDA) 
- Region Saar-

beschlossen: 
§1 

Wesen und Aufgaben 

1. Die Kirche weiß sich in ihrem Reden und Handeln durch Je­
sus Christus befreit, ermutigt und beauftragt zum Dienst am 
Nächsten. Der KDA ist eine besondere Form, in der die Kir­
che ihrem Auftrag zur Verkündigung, Seelsorge und Diako­
nie nachkommt. 

2. Ziel des KDA - Region Saar - ist es, im Einklang mit dem 
Auftrag der Kirche, Gemeinden zu angemessenem Um­
gang mit Problemen der Arbeit zu motivieren, sie in dieser 
Tätigkeit zu unterstützen und zu beraten, die Bildung von 
KDA-Kreisen und -Ausschüssen auf gemeindlicher und 
übergemeindlicher Ebene zu fördem und die Fortbildung 
der darin tätigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu ge­
währleisten. Dabei ist sicherzustellen, daß die in den Ge­
meinden und in den kreiskirchlichen KDA-Ausschüssen ge­
leistete Arbeit in die Arbeit des KDA zurückgebunden wird. 
In Absprache mit dem KDA kann ein gemeindlicher oder 
kreiskirchlicher KDA-Ausschuß für eine bestimmte Pro­
blemstellung Verantwortung übernehmen. An diesen Auf­
gaben werden die Einrichtungen der Kirchenkreise beteiligt. 

3. Darüber hinaus wirkt der KDA - Region Saar - mit Einrich­
tungen, Verbänden, Gewerkschaften, Arbeitgeberverbän­
den und anderen relevanten Gruppierungen zur Erfüllung 

seiner Aufgaben zusammen. ökumenische Kontakte wer: 
den von ihm gefördert und ausgebaut. 

4. Der KDA arbeitet mit benachbarten Regionalstellen zusam­
men, ebenso mit den für diesen Arbeitsbereich zuständigen 
Ämtern und Diensten der Evangelischen Kirche im Rhein­
land und der benachbarten Landeskirchen. 

5. Der Dienst des KDA kann von allen Evangelischen Gemein­
den, Kirchenkreisen und deren Einrichtungen in der Region 
in Anspruch genommen werden. 

§2 
RechtssteIlung 

1. Der Kirchliche Dienst in der Arbeitswelt ist eine Einrichtung 
der Kirchenkreise Ottweiler, Saarbrücken und Völklingen. 
Er erhält die Bezeichnung "Kirchlicher Dienst in der Arbeits­
welt (KDA) - Region Saar -". 

2. Er erfüllt seinen Auftrag im Rahmen dieser Satzung. 

§3 
Gesamtleitungsrecht 

1. Das Gesamtleitungsrecht des KDA obliegt den Kreissyn­
odalvorständen der zusammenwirkenden Kirchenkreise in 
gemeinsamer Sitzung. 

2. Dritten gegenüber treten die Kirchenkreise in allen Angele­
genheiten des KDA als Gesamtschuldner/Gesamtberech­
tigte auf. Im Innenverhältnis werden sie im Zweifel berech­
tigt oder verpflichtet gemäß dem Schlüssel nach § 6 dieser 
Satzung. 

§4 
Geschäftsführender Ausschuß 

1. Zum Zwecke des gemeinsamen Handeins des KDA bilden 
die beteiligten Kirchenkreise gemäß § 3 Abs. 1 Buchstabe b 
des Verbandsgesetzes einen Geschäftsführenden Aus­
schuß (im folgenden: GA). 

2. Die drei Kreissynodalvorstände entsenden jeweils drei Mit­
glieder ihrer Kreissynode oder deren Stellvertreterinnen 
oder Stellvertreter in den GA. Unter ihnen sollte jeweils ein 
Mitglied des Kreissynodalvorstandes und ein Mitglied des 
synodalen KDA-Ausschusses sein. 

3. Der GA wählt aus seiner Mitte ein Mitglied zur Vorsitzenden 
oder zum Vorsitzenden auf die Dauer von zwei Jahren. Zu­
gleich wird eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter ge­
wählt. Dabei sollen nach Möglichkeit Personen aus ver­
schiedenen Kirchenkreisen Berücksichtigung finden. 

4. Die Amtsdauer des GA beträgt jeweils vier Jahre. Die Wah­
len werden zeitlich an die Wahlen zur Kreissynode gebun­
den. 

5. Der GA tritt nach Bedarf zusammen, mindestens jedoch 
vierteljährlich; er muß zusammentreten, wenn ein Kirchen­
kreis oder eine Funktionspfarrerin oder ein Funktionspfarrer 
oder eine Sozialsekretärin oder ein Sozialsekretär der Re­
gionalstelle es beantragt. 

6. Die Funktionspfarrerinnen und -pfarrer des KDA sowie die 
Sozialsekretärinnen und -sekretäre nehmen an den Sitzun­
gen beratend teil, ggf. auch die Landespfarrerin oder der 
Landespfarrer; sie oder er wird zu den Sitzungen eingela­
den. 

7. Für die Verhandlung und die Beschlußfassung des GA gei­
ten die Vorschriften der Krfchenordnung über das Verfahren 
in den Presbyterien (Art. 116 Abs. 2 und 3 bis Art. 124 KO) 
sinngemäß. 
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§5 
Aufgaben und Kompetenzen des GA 

Der GA führt die laufenden Geschäfte des KDA außerhalb der 
gemeinsamen Sitzungen der drei Kreissynodalvorstände. Die 
Beschlußfassung über den Abschluß von Rechtsgeschäften 
mit einem Gegenstandswert von mehr als 3000 DM sowie über 
die Einstellung oder Entlassung von Mitarbeiterinnen oder Mit­
arbeitern obliegt den beteiligten Kreissynodalvorständen. 

§6 
Haushalt 

1. Die für die Aufgaben des KDA bereitzustellenden Mittel 
werden durch Umlagen der drei Kirchenkreise nach dem je­
weils gültigen Verteilungsschlüssel für die gemeinsamen 
Einrichtungen aufgebracht. 

2. Ober die Höhe der Umlagen beschließen die Kreissynoden. 
Der Haushalt des KDA ist Bestandteil des Gemeinsamen 
Haushaltes der drei Kirchenkreise. 

3. Der GA stellt den jährlichen Haushaltsentwurf auf. 

4. Die Feststellung der Jahresrechnung obliegt den drei Kreis­
synodalvorständen. 

§7 
Berufung der Mitarbeitenden 

1. Die hauptamtliche Funktionspfarrerin oder der hauptamtli­
che Funktionspfarrer sowie die Sozialsekretärin oder der 
Sozialsekretär werden auf Vorschlag des GA im Einverneh-

§ 11 
Auflösung 

Bei Auflösung des KDA fällt das gemeinsame Vermögen an die 
Träger entsprechend dem Schlüssel gemäß § 6 (1). 

§12 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt nach Genehmigung durch die Kirchenlei­
tung mit der Veröffentlichung im Kirchlichen Amtsblatt in Kraft. 
Änderungen bedürfen der Genehmigung der Kirchenleitung. 

Diese Satzung wurde beschlossen: 

Ottweiler, den 21. November 1994 

Kirchenkreis Ottweiler 
(Siegel) gez. Unterschriften 

Saarbrücken, den 11.112. November 1994 

Kirchenkreis Saarbrücken 
(Siegel) gez. Unterschriften 

Völklingen, den 11.112. November 1994 

(Siegel) 
Kirchenkreis Völklingen 

gez. Unterschriften 

men mit den drei Kreissynodalvorständen durch den Kreis­
synodalvorstand des jeweils berufenden Kirchenkreises 
gewählt. (Siegel) 

Genehmigt 

Düsseldorf, den 21. Februar 1995 

Das Landeskirchenamt 2. Die Personalkosten der Funktionspfarrerin oder des Funk­
tionspfarrers werden nach Maßgabe des Finanzausgleichs­
gesetzes gezahlt. 

3. Die Funktionspfarrerinnen oder Funktionspfarrer im einge­
schränkten Dienstverhältnis werden durch den jeweiligen 

• KSV, weitere Mitarbeitende auf Vorschlag des GA vom zu­
ständigen Kirchenkreis im Einvernehmen mit den beiden 
anderen Kirchenkreisen berufen. 

4. Das Vorschlagsrecht der Kirchenleitung bleibt unberührt, 
sowie das Besetzungsrecht des zuständigen Presbyteri­
ums. 

§8 
Regionalstelle 

Der GA bildet im Einvernehmen mit den drei Kirchenkreisen ei­
ne RegionalsteIle für die Industrie- und Sozialarbeit. Näheres 
regelt eine Geschäftsordnung. 

§9 
Verwaltung 

Für die Verwaltung und für das Haushalts-, Kassen- und Rech­
nungswesen gelten die Verwaltungsordnung vom 8. April 1960 
in der jeweils gültigen Fassung sowie die entsprechenden 
kirchlichen Vorschriften. 

§10 
Geschäftsordnung 

Der GA erläßt im Einvernehmen mit den drei Kirchenkreisen ei­
ne Geschäftsordnung. Diese regelt auch die Zusammenset­
zung der RegionalsteIle sowie die Aufgabenverteilung inner­
halb des KDA. 

Satzung 
für das Diakonische Werk 

des Evangelischen Kirchenkreises 
An Sieg und Rhein 

Die Kreissynode des Evangelischen Kirchenkreises An Sieg 
und Rhein hat auf ihrer Tagung am 1. Juli 1995 folgende Sat­
zung für ihr Diakonisches Werk beschlossen: 

§1 
Träger 

(1) Träger des Diakonischen Werkes im Evangelischen Kir­
chenkreis An Sieg und Rhein ist der Kirchenkreis. 

(2) Das Werk hat seinen Sitz in Siegburg. 

(3) Der Kirchenkreis als Träger des Diakonischen Werkes und 
die im Kirchenkreis zusammengeschlossenen Kirchenge­
meinden sind Mitglieder des als Spitzenverband der Freien 
Wohlfahrtspflege anerkannten Diakonischen Werkes der 
Evangelischen Kirche im Rheinland und damit zugleich dem 
Diakonischen Werk der Evangelischen Kirche in Deutschland 
angeschlossen. 
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§2 
Aufgaben 

(1) Aufgabe der Kirche ist es, die im Evangelium von Jesus 
Christus bezeugte Liebe Gottes in Wort und Tat zu verkündi­
gen. Demgemäß ist die Diakonie Wesens- und lebensäuße­
rung der Kirche. 
Die sozial-diakonische Arbeit des Diakonischen Werkes ge­
schieht in der Bindung an die Heilige Schrift, in Obereinstim­
mung mit dem Grundartikef der Evangelischen Kirche im 
Rheinland und unter Wahrnehmung ihrer Ordnung sowie auf 
der Grundlage der von der Kreissynode am 15. Juni 1991 ver­
abschiedeten Handreichung einer gemeindenahen Diakonie. 

(2) Für alle Arbeitsgebiete und für die Mitarbeiterinnen und Mit­
arbeiter ist der diakonische Auftrag der Kirche verpflichtend. 
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gehören der evangeli­
schen Kirche an. Ober Ausnahmen entscheidet der Vorstand 
unbeschadet erforderlicher kirchenaufsichtlicher Genehmi­
gungen. 

(3) Das Diakonische Werk hat im Kirchenkreis die diakonische 
Arbeit anzuregen, zu fördern und erforderlichenfalls selbst 
wahrzunehmen. Es arbeitet mit den Kirchengemeinden und 
den anderen diakonischen Trägem im Kirchenkreis zusam­
men. 
Zu seinen Aufgaben gehört insbesondere die Hilfe für: 
- Personen in besonderen Problemlagen, wie z. B. sozial­

schwache Personen und Familien, Ausländer und Flüchtlin­
ge sowie Gefangene und Haftentlassene, 

- psychisch kranke und psychisch behinderte Personen, 
- Suchtkranke, 
- Personen, die der Betreuung im Sinne der einschlägigen, 

gesetzlichen Regelungen bedürfen, sowie 
- Personen in Schwangerschaftskonflikten, sowie in allen ei­

ne Schwangerschaft mittelbar oder unmittelbar betreffenden 
Fragen. 

(4) Das Diakonische Werk im Kirchenkreis An Sieg und Rhein 
nimmt wahr: 
- Die Aufgaben eines freien Wohlfahrtsverbandes gegenüber 

den öffentlichen Trägern sowie den anderen Trägern der 
freien Wohlfahrtspflege. 

- Die Unterstützung der Kirchengemeinden und anderen dia­
konischen Träger im Kirchenkreis bei der Vertretung ihrer 
Interessen. 

§3 
Gemeinnützigkeit 

(1) Mit der Wahrnehmung der in § 2 genannten Aufgaben erfüllt 
das Diakonische Werk ausschließlich und unmittelbar gemein­
nützige, mildtätige und kirchliche Zwecke im Sinne des Ab­
schnitts "Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. 

(2) Das Diakonische Werk ist selbstlos tätig und verfolgt nicht 
eigenwirtschaftliche Zwecke. 

(3) Die Mittel des Diakonischen Werkes dürfen nur für sat­
zungsgemäße Zwecke verwendet werden. Niemand darf durch 
Ausgaben, die dem Zweck des Diakonischen Werkes fremd 
sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begün­
stigt werden. 

§4 
Verantwortung der Kreissynode und 

des Kreissynodalvorstandes 

(1) Die Verantwortung für das Diakonische Werk liegt bei der 
Kreissynode. 

(2) Der Beschlußfassung durch die Kreissynode bleiben vorbe­
halten: 

a) Wahl des Kreisdiakonieausschusses, seiner/seines Vorsit­
zenden, deren Vertretenn / dessen Vertreter und der Aus­
schußmitglieder; 

b) Wahl des Vorstandes; 
c) Wahl der Vorsitzenden des Fachbeirates für die Schwan­

gerschaftskonfliktberatung, ihrer Vertretenn / ihres Vertre­
ters und der Fachbeiratsmitglieder; 

d) Feststellung des jährlichen Zuschusses für das Diakoni­
sche Werk aus der Umlage für den Kirchenkreis. 
Der jährliche Zuschußbetrag basiert auf den von der 
Synode festzulegenden Anteilen an der kreiskirchlichen 
Umlage. 
Für den Fall, daß die Kreissynode dem Diakonischen Werk 
selbst Aufgaben überträgt, wird gleichzeitig ein entspre­
chender Beschluß über die Deckung der Kosten vorgelegt. 

e) Entlastung der Jahresrechnung; 
f) Erlaß und Änderung der Satzung. 

(3) Dem Kreissynodalvorstand obliegen im Rahmen seiner in 
Art. 157 der Kirchenordnung festgelegten Verantwortung ins­
besondere: 
a) die Berufung des leiters / der leiterin des Diakonischen 

Werkes nach Anhörung des Kreisdiakonieausschusses zur 
Besetzung der kreiskirchlichen Pfarrstelle für Diakonie; 

b) Einstellung und Entlassung der Geschäftsführenn bzw. des 
Geschäftsführers des Diakonischen Werkes nach Anhö­
rung des Kreisdiakonieausschusses; 

c) Aufnahme von Darlehen und Krediten; 
d) Erwerb und Veräußerung von Grundstücken und Grund­

stücksrechten ; 
e) Bestellung von Hypotheken-, Grund- und Rentenschulden; 
f) die Entscheidung über Bauvorhaben und deren Finanzie-

rung. 

(4) Alle übrigen Aufgaben übernehmen die Organe des Diako­
nisehen Werkes unbeschadet des Gesamtleitungsrechtes der 
Kreissynode. 

§5 
KreisdiakonieausschuB 

(1) Die Kreissynode beruft zur Erfüllung ihrer diakonischen 
Aufgaben den Kreisdiakonieausschuß als Fachausschuß im 
Sinne von Artikel 152 KO. 

(2) Die Kreissynode wählt bis zu sechzehn stimmberechtigte 
Mitglieder in den Kreisdiakonieausschuß. Dabei sollen insbe­
sondere berücksichtigt werden: 
a) im Sinne der gemeindenahen Diakonie bis zu zwölf Vertre­

terinnenNertreter aus den Kirchengemeinden des Kir­
chenkreises. Jede Region des Kirchenkreises muß vertre­
ten sein. 

b) eine Vertretenn / ein Vertreter des Kreissynodalvorstandes 
(Mitglied oder stellv. Mitglied); 

c) die Vorsitzende des Fachbeirates für die Schwanger­
schaftskonfliktberatung ; 

d) die Diakoniepfarrerin / der Diakoniepfarrer; 
e) eine Mitarbeitenn / ein Mitarbeiter des Diakonischen Wer-

kes. 
Insgesamt dürfen nicht mehr als zwei haupt- oder nebenberuf­
lich im Diakonischen Werk beschäftigte Mitarbeitende Mitglied 
des Kreissynodalausschusses werden. Die Zahl der Theolo­
ginnen/Theologen soll die Zahl der übrigen Mitglieder nicht 
übersteigen. 

(3) Die Geschäftsführenn / der Geschäftsführer des Diakoni­
schen Werkes gehört dem Kreisdiakonieausschuß mit bera­
tender Stimme an. 
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(4) Aus den Mitgliedem zu Abs. 2 a) bis d} beruft die Kreissyn­
ode die Vorsitzende / den Vorsitzenden, die/der gleichzeitig 
Kreissynodalbeauftragte/r tür Diakonie ist und ihre Stellvertre­
terin / seinen Stellvertreter. 
Wird die/der Vorsitzende aus den Mitgliedem zu Abs. 2 a) bis c} 
gewählt, soll die Diakoniepfarrerin / der Diakoniepfarrer zur/ 
zum stellvertretenden Vorsitzenden gewählt werden. 

(5) Die Amtszeit des Kreisdiakonieausschusses beträgt vier 
Jahre und entspricht der Amtszeit der Kreissynode. 

(6) Der Kreisdiakonieausschuß tritt mindestens zweimal jähr­
lich zusammen. 
Die/Der Vorsitzende beruft den Kreisdiakonieausschuß ein. 
Die/Der Vorsitzende hat den Kreisdiakonieausschuß einzube­
rufen, wenn ein Drittel der Mitglieder dies schriftlich unter An­
gabe der Verhandlungsgegenstände beantragt. 

§6 
Aufgaben des Kreisdiakonieausschusses 

(1) Der Kreisdiakonieausschuß übt die Aufsicht gegenüber 
Vorstand und Geschäftsleitung aus. 

(2) Er hat insbesondere folgende Aufgaben: 
a) er leitet das Diakonische Werk im Rahmen dieser Satzung 

(Artikel 152 Abs. 3 Satz 2 der Kirchenordnung); 
b) er achtet darauf, daß der diakonische Auftrag im Sinne der 

vorgegebenen gemeindenahen Diakonie in enger Zusam­
menarbeit mit den Kirchengemeinden erfüllt wird; 

c) er bereitet alle Beschlüsse vor, die er Kreissynode gemäß 
der Kirchenordnung und dieser Satzung vorbehalten sind; 

d) er übt das Vorschlagsrecht für die Wahl der Vorstandsmit­
glieder durch die Kreissynode aus; 

e) er übt das Vorschlagsrecht für die Einstellung der Ge­
schäftsführerin / des Geschäftsführers durch den Kreissyn­
odalvorstand aus; 

f) er stellt den Haushaltsplanentwurf und den Stellen plan des 
Diakonischen Werkes auf Vorschlag des Vorstandes fest; 

g) er genehmigt die Beschlußfassung des Vorstandes über die 
über- und außerplanmäßigen Ausgaben des Diakonischen 
Werkes und deren Deckung; 

h) ihm wird die Erstellung einer Geschäftsordnung für das Dia­
konische Werk übertragen; 

i) er entscheidet über die Mitgliedschaft in sozialen oder dia­
konischen Vereinigungen; 

j) er befindet über die Gründung und Besetzung der Organe 
eigenständiger Einrichtungen; 

k) er nimmt die Geschäftsberichte eigenständiger Einrichtun-
gen entgegen. 

(3) Entscheidungen zu Absatz 2h) und i) bedürfen der Geneh­
migung durch den Kreissynodalvorstand. 

(4) Eine wesentliche Aufgabe des Kreisdiakonieausschusses 
ist die Beratung von inhaltlich-konzeptionellen Angelegenhei­
ten, die maßgeblich und richtungsweisend für die Arbeit des 
Vorstandes sind. 

(5) Der Kreisdiakonieausschuß kann selbständig Anträge an 
die Kreissynode stellen und hat Vorschlagsrecht in allen Fra­
gen der Diakonie des Kirchenkreises gebenüber de"m Kreis­
synodalvorstand und der Kreissynode. 

§7 
Vorstand 

(1) Dem Vorstand gehören als stimmberechtigte Mitglieder an: 
a) die Diakoniepfarrerin / der Diakoniepfarrer des Kirchenkrei­

ses An Sieg und Rhein, 

b) ein Mitglied des Kreissynodalvorstandes sowie 
c) drei Mitglieder, die als Gemeindeglieder zum Presbyteramt 

in einer Kirchengemeinde des Kirchenkreises An Sieg und 
Rhein befähigt sind bzw. als Pfarrerin/Pfarrer der Kreissyn­
ode des Kirchenkreises An Sieg und Rhein angehören. 

Die Zahl der Pfarrerinnen/Pfarrer darf insgesamt nicht höher 
als drei sein. 
Die stimmberechtigten Mitglieder des Vorstandes dürfen nicht 
hauptamtlich oder nebenamtlich Mitarbeitende des Diakoni­
schen Werkes sein, wobei die Diakoniepfarrerin / der Diako­
niepfarrer nicht als hauptamtlich Mitarbeitende/r im Sinne die­
ser Satzung zählt. 
Die Geschäftsführerin bzw. der Geschäftsführer gehört dem 
Vorstand als beratendes Mitglied an. 

(2) Der Vorstand wird auf Vorschlag des Kreisdiakonieaus­
schusses von der Kreissynode gewählt. Im Falle des Ausschei­
dens eines Vorstandsmitgliedes wird das Ersatzmitglied durch 
den Kreissynodalvorstand bis zur nächsten Tagung der Kreis­
synode berufen. Der Vorstand bleibt bis zu einer Neuwahl im 
Amt. 

(3) Die Amtszeit beträgt vier Jahre. 

(4) Der Vorstand tagt in der Regel monatlich. 

(5) Aus der Mitte des Vorstandes werden die/der Vorsitzende 
und die stellvertretende Vorsitzende / der stellvertretende Vor­
sitzende von der Synode berufen. Wird die/der Vorsitzende 
aus den Mitgliedern zu Abs. 1 b) und c) gewählt, soll die Diako­
niepfarrerin / der Diakoniepfarrer zur/zum stellvertretenden 
Vorsitzenden gewählt werden. 

§8 
Aufgaben des Vorstandes 

Aufgaben des Vorstandes sind insbesondere: 
a) Aufsicht über die Geschäftsführung; 
b) Entgegennahme des Berichtes der Geschäftsführung über 

Angelegenheiten, die in ihrer Bedeutung über die laufenden 
Geschäfte hinausgehen und Einzelentscheidungen in be­
sonderen Fällen; 

c) Entwurf der Haushaltspläne und der Stellenpläne zur Wei­
terleitung an den Kreisdiakonieausschuß; 

d) Beschlußfassung über die von der Geschäftsführung vor­
zulegenden Jahresabschlüsse zur Weiterleitung an den 
Kreisdiakonieausschuß; 

e) Beschlußfassung über die über- und außerplanmäßigen 
Ausgaben und deren Deckung; 

f) Selbständige Mittelbewirtschaftung im Rahmen des be­
schlossenen Haushaltsansatzes tür die in dieser Satzung 
festgelegten Aufgaben; 

g) Regelung der Feststellung der sachlichen und rechneri­
schen Richtigkeit gem. § 127 Abs. 4 der Verwaltungsord­
nung; 

h) Einstellung, Eingruppierung und Entlassung der haupt- und 
nebenberuflich beschäftigten Mitarbeiter, soweit diese Sat­
zung keine anderweitigen Regelungen trifft; 

i) Vertretung des Diakonischen Werkes bei notariellen Erklä­
rungen; 
Bevollmächtigungen sind möglich. 

§9 
Sitzungen des Kreisdiakonieausschusses 

und des Vorstandes 

(1) Für die Einladungen zu Sitzungen, die Verhandlungen und 
die Beschlußfassungen des Kreisdiakonieausschusses und 
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des Vorstandes gelten die entsprechenden Bestimmungen der 
Kirchenordnung für die Presbyterien sinngemäß. Die Sitzun­
gen sind nicht öffentlich. Zu den Sitzungen des Kreisdiakonie­
ausschusses und des Vorstandes können Gäste eingeladen 
werden. 

(2) über die Sitzungen des Kreisdiakonieausschusses und des 
Vorstandes ist ein Protokoll zu führen, das dem Kreissynodal­
vorstand zugeleitet wird. 

9 10 
Fachbeirat für die Sctrwangerschaftskonfliktberatung 

(1) Zur Wahrnehmung der besonderen fachlichen Belange der 
Schwangerschaftskonfliktberatung beruft die Kreissynode ei­
nen Fachbeirat und aus seiner Mitte die Vorsitzende und deren 
Stellvertreterin/Stellvertreter. 

(2) Dem Fachbeirat für die Schwangerschaftskonfliktberatung 
gehören bis zu neun stimmberechtigte Mitglieder an. Die Zu­
sammensetzung des Fachbeirates ergibt sich im wesentlichen 
aus den rechtlichen/tatsächlichen Berarungsvorhaben. Die 
Leiterin / der leiter des Diakonischen . Werkes gehört dem 
Fachbeirat mit beratender Stimme an. 

(3) Für die Einladungen zu Sitzungen, die Verhandlungen und 
die Beschlußfassungen des Fachbeirates für die Schwanger­
schaftskonfliktberarung gelten ebenfalls die entsprechenden 
Bestimmungen der Kirchenordnung für die Presbyterien sinn­
gemäß. Die Sitzungen sind nicht öffentlich; es können Gäste 
eingeladen werden. 

(4) über die Sitzungen des Fachbeirates für die Schwanger­
SChaftskonfliktberatung ist ein Protokoll zu führen, das dem 
Kreisdiakonieausschuß und dem Kreissynodalvorstand zuge­
leitet wird. 

§ 11 
VorsitzendeNorsitzender des Kreisdiakonieausschusses 

VorsitzendeNorsitzender des Vorstandes 
Leitung.des Diakonischen Werkes 

Geschäftsstelle 

(1) Der/dem Vorsitzenden des Kreisdiakonieausschusses ob­
liegt im wesentlichen die Beschlußausführung (Art. 162 Abs. 3 
LV.m. Art. 123 Abs. 1 KO) im Benehmen mit der Diakoniepfar­
rerin / dem Diakoniepfarrer als leiter/in des Diakonischen 
Werkes, sofern diese/dieser nicht VorsitzendeNorsitzender 
des Kreisdiakonieausschusses ist. 

(2) Der/dem Vorsitzenden des Vorstandes obliegt im wesentli­
chen 
a) die Aufsicht über die ordnungsgemäße Führung und Erledi­

gung der laufenden Geschäfte; 
b) die Vertretung des Diakonischen Werkes gegenüber kirch­

lichen, kommunalen und staatlichen Behörden, soweit dies 
nicht dem Superintendenten vorbehalten (Art. 162 Abs. 1 
Satz 3 KO) oder auf Grund von Art. 152 Abs. 6 Satz 3 KO 
eingeschränkt ist; 

c) sofern sie/er nicht auch VorsitzendeNorsitzender des 
Kreisdiakonieausschusses ist, die Aufgabenerfüllung ge­
mäß § 6 der Satzung im Benehmen mit der/dem Vorsitzen­
den; 

d) die Kassenanordnungsbefugnis für das Diakonische Werk; 
e) die Dienstaufsicht über die Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter des 

Diakonischen Werkes. 

(3) Zur Erledigung der Verwaltungsaufgaben steht der Leite­
rin / dem Leiter des Diakonischen Werkes eine Geschäftsstelle 
zur Verfügung. 

(4) Die Leiterin / der leiter führt das Siegel des Diakonischen 
Werkes nach der Siegelordnung der Evangelischen Kirche im 
Rheinland. 

§12 
Aufgaben der Geschäftsstelle 

(1) Sie führt die laufenden Geschäfte im Sinne von § 11 Abs. 3 
der Satzung und ist in diesem Rahmen verantwortlich für die 
satzungsgemäße Erfüllung der Aufgaben des Diakonischen 
Werkes und die Beachtung der Grundsätze wirtschaftlicher 
Betriebsführung. 
Der Geschäftsführerin bzw. dem Geschäftsführer als Leiter der 
Geschäftsstelle wird die Kassenanordnungsbef!.lgnis bei Ab­
wesenheit der Leiterin / des Leiters des Diakonischen Werkes 
übertragen. 

(2) Die Geschäftsstelle bereitet den Entwurf der Haushaltsplä­
ne, Stellenpläne und Jahresabschlüsse zur Weiterleitung an 
den Vorstand vor. 

(3) Der Geschäftslührerin / dem Geschäftsführer wird das Füh­
ren des Siegels des Diakonischen Werkes nach der Siegelord­
nung der Evangelischen Kirche im Rheinland übertragen. 

§13 
Finanzierung 

Die Arbeit des Diakonischen Werkes wird finanziert aus dem 
Zuschuß der Kreissynode, aus Leistungsentgelten, Zuschüs­
sen der öffentlichen Hand, Spenden, Schenkungen, Ver­
mächtnissen und sonstigen Einnahmen. 

§14 
Haushalts*/ Kassen- und Rechnungswesen 

(1) Der Haushalt und die Kasse des Diakonischen Werkes wer­
den als Teil des Gesamthausnaltes und der Kasse des Kir­
chenkreises An Sieg und Rhein geführt. 

(2) Für die Führung und Abwicklung der Verwaltungs- und Kas­
sengeschäfte und das Rechnungswesen gelten die Bestim­
mungen der Verwaltungsordnung der Evangelischen Kirche im 
Rheinland sowie die sonstigen kirchlichen und staatlichen Vor­
schriften. 

§15 
Auflösung 

Der Kirchenkreis An Sieg und Rhein hat bei der Auflösung oder 
Aufhebung des Diakonischen Werkes oder bei Wegfall seines 
bisherigen Zweckes die für das Werk bestimmten Mittel und 
VermÖQenswerte ausschließlich und unmittelbar für diakoni­
sche Aufgaben im Kirchenkreis An Sieg und Rhein zu verwen­
den. 

§16 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt nach Beschlußfassung durch die Kreissyn­
ode und Genehmigung durch die Kirchenleitung an dem ersten 
Tage des auf die Veröffentlichung im Kirchlichen Amtsblatt fol­
genden Kalendermonats in Kraft. 

Siegburg, den 1. Juli 1995 

(Siegel) 

(Siegel) 
Nr.20375 

Der Kreissynodalvorstand 
des Kirchenkreises An Sieg und Rhein 

gez. Unterschriften 

Genehmigt 

Düsseldorf, den 24. Juli 1995 

Das Landeskirchenamt 
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Einstellung von Auszubildenden für den Beruf 
der Kirchlichen Verwaltungsfachangestellten 

der Evangelischen Kirche im Rheinland 
zum 1. August 1996 

Nr. 24223 Az. 13-15-2-1 Düsseldorf, 9. August 1995 

Nach § 6 der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für den Beruf 
der kirchlichen Verwaltungsfachangestellten in der Evangeli­
schen Kirche im Rheintand (APrO KVfA) vom 16. Juni 1994 
wird die Zahl der im Verwaltungslehrgang für Auszubildende 
zur Verfügung stehenden Plätze durch das Landeskirchenamt 
festgelegt und bekanntgegeben. 

Zur Vorbereitung dieser Festlegung wollen wir uns einen über­
blick über die beabsichtigten Einstellungen zum 1. August 
1996 verschaffen. Wir bitten daher alle Dienststellen, die zu 
diesem Termin ein Ausbildungsverhältnis beginnen wollen, 
uns dies bis zum 1. November 1995 mitzuteilen. 

Der Rückgang der Zahl der Ausbildungsplätze hat in diesem 
Jahr einen Umfang angenommen, der uns darüber nachden­
ken läßt, ob und wie die Ausbildung von Kirchlichen Verwal­
tungsfachangestellten in Zukunft durchgeführt werden kann. 
Aus Gründen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit können 
die Verwaltungslehrgänge für Auszubildende für weniger als 
zehn Teilnehmende nicht angeboten werden. Diese Zahl ist für 
den Einstellungsjahrgang 1995 gerade erreicht. 

Wir bitten daher alle Leitungsorgane zu prüfen, ob trotz knap­
per werdender Mittel Ausbildungsplätze für Kirchliche Verwal­
tungsfaChangestellte angeboten werden können. Dadurch 
würde auch der zweifellos bestehende mittel- und langfristige 
Bedarf an qualifizierten Verwaltungsmitarbeiterinnen und -mit­
arbeitern gedeckt und der Erhalt dieses kirchenspezifischen 
Ausbildungsganges gesichert werden können. 

Das Landeskirchenamt 

lehrgang für Schriftgutverwaltung 
vom 23. - 25. Oktober 1995 

Dienstag, den 24. Oktober 
9.00 Uhr Michael Hofferberth, Landeskirchliches Archiv: 

Übungen mit dem integrierten Registratur- und 
Kassationsplan 

14.30 Uhr Dipl.-Volkswirt Udo Pröhl, Statistischer Dienst 
im Landeskirchenamt: 
Kirchliche Statistik (u. a. Tabelle 11): 
Datenerhebung und Auswertung 

Mittwoch, den 25. Oktober 
9.00 Uhr LKR'in Cornelia Coenen-Marx: 

Die Presbyterwahlen 1996 
11.30 Uhr Abschlußbesprechung 

Abreise nach dem Mittagessen 

Bitte bringen Sie die Rechtssammlung Band 1 und einen 
Taschenrechner mit. 

Das landeskirchliche Archiv muß auf Grund der Richtlinien zur 
Erhebung von Teilnehmerbeiträgen einen Unkostenbeitrag 
von insgesamt DM 50,00 erheben. 

Ihre Anmeldung erbitten wir bis zum 10. Oktober 1995 an 
das Archiv der Evangelischen Kirche im Rheinland, Postfach 
320340,40418 Düsseldorf. 

Das Landeskirchenamt 

Fortbildungslehrgänge 
für Küsterinnen und Küster 

Nr.24876Az.13-14-1-1 Düsseldorf, 18. August 1995 

Die Arbeitsgemeinschaft Rheinischer Küster führt in Verbin­
dung mit dem Landeskirchenamt die nachstehend aufgeführ­
ten Fortbildungslehrgänge für Küsterinnen und Küster durch. 

Lehrgangsteilli: 
(Für Küsterinnen und Küster, die am Lehrgangsteil I des 
Küsterlehrgangs 1/95 teilgenommen haben.) 

Nr. 25117 Az. 15-5-1-8 Düsseldorf, 21. August 1995 vom 5. bis 10. November 1995 

Das Archiv der Evangelischen Kirche im Rheinland lädt zum 
diesjährigen Lehrgang über Schriftgutverwaltung und Akten­
führung vom 23. - 25. Oktober 1995 ein. Der Tagungsort ist die 
Evangelische Familienferien- und Bildungsstätte Ebernburg, 
Auf der Burg, 55583 Bad Münster, Telefon (06708) 3011. 

Die Themenschwerpunkte bilden diesmal der Datenschutz, 
kirchliche Statistik (u. a. Tabelle 11), die Presbyterwahlen 1996 
sowie übungen mit dem Registraturplan. Das Programm sieht 
im einzelnen folgenden Ablauf vor: 

Montag, den 23. Oktober 
Anreise bis 14.30 Uhr 
15.00 Uhr Eröffnung und Einführung in den Lehrgang 
15.30 Uhr LKR i. R. Dr. Gerhard Aßmann, Beauftragter 

der Evangelischen Kirche im Rheinland 
für den Datenschutz: 
Der Schutz der Daten im kirchlichen Raum 

Themen: 
Bibelkunde: (Altes und Neuas Testament); 
Mit der Kirchenordnung leben: (Taufe, Konfirmation, Trauung, 

Beerdigung) ; 
Die agendarische Ordnung unseres Gottesdienstes; 
Gesangbuchkunde; 
Erhaltung und Pflege gärtnerischer Anlagen; 
Erste Hilfe bei Unfällen in Kirche und Gemeindehaus; 
Versammlungsstättenverordnung. 

Die Fortsetzungstermine sind wie folgt vorgesehen: 
Lehrgangsteil 111 vom 17. - 22. März 1996 
Lehrgangsteil IV vom 3. - 8. November 1996 

LehrgangsteillIlIE: 
(Für Küsterinnen und Küster, die an den Lehrgangsteilen I/E 
und II/E des Küsterlehrgangs 1/94 E teilgenommen haben.) 

vom 12. -17. November 1995 
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Themen: 
Aufbau der Evangelischen Kirche im Rheinland nach der 

Kirchenordnung; 
Geschichte der Evangelischen Kirche im Rheinland ; 
Zweige der Gemeindearbeit; 
Publizistische Aufgaben der Evangelischen Kirche; 
Presbyterial-synodale Ordnung und die Aufsichtsbehörden 

der Evangelischen Kirche im Rheinland; 
Unfallverhütung am Arbeitsplatz; 
Erhaltung und Pflege technischer Geräte; 
(Modeme Medien und kleine Reparaturen); 
Schaukastengestaltung. 

Der Fortsetzungstermin ist wie folgt vorgesehen: 

LehrgangsteillV/E mit Abschluß: vom 10. - 15. März 1996 

LehrgangstelllV mit Abschluß: 
(Für Küsterinnen und Küster, die an den Lehrgangsteilen I, 11 
und 111 des Küsterlehrgangs 1/94 teilgenommen haben.) 

vom 5. bis 10. November 1995 

Themen: 

Bibelkunde: (Auslegung und Erarbeitung eines Bibeltextes, 
Vorbereitung einer Andacht); 

Verwaltung der Gemeinde; 
Versicherungsrecht für Kirche und Gemeindehaus; 
Dienstrecht der kirchlichen Mitarbeiter; 
Anwendung von Organisationstechniken zur Vorbereitung 

von Veranstaltungen; 
Sektenkunde: (Scientology und andere Gruppierungen); 
Die Evangelische Kirche in der Ökumene; 
Das Berufsbild des Küsters in der heutigen Zeit. 

Sonderkurs (Lehrgang V): Rhetorik 
(Für Küsterinnen und Küster, die an den Lehrgangsteilen I bis 
IV teilgenommen haben.) 

vom 11.-17. November 1995 

Thema: 

Umgang mit Menschen. 

Alle Lehrgänge finden statt im: 

Kurhaus Windeck, 
Weyerbuschstraße, 51570 Windeck-leusci1eid 

Zuständig für Anfragen ist: 

Kurt Heuwold, 
Wilhelmring 57, 42349 Wuppertal, Telefon (0202) 40 14 68 

Die Teilnehmerbeiträge der einzelnen Lehrgangsabschnitte 
betragen unter Berücksichtigung des landeskirchlichen Zu­
schusses 330,- DM zuzüglich Fahrtkosten. Der Teilnehmer­
beitrag für den Sonderkurs beträgt 350,- DM zuzüglich Fahrt­
kosten. 

Die Kosten der Lehrgangsabschnitte sind nach Nr. 2.3 der Ver­
waltungsvorschriften zum landesreisekostengesetz-KF er­
stattungsfähig. Nach § 18 Abs. 2 der Küsterordnung ist der Kü­
sterin oder dem Küster für die Teilnahme Arbeitsbefreiung un­
ter Fortzahlung der Bezüge zu gewähren. Es bestehen keine 
Bedenken, für den Sonderkurs entsprechend zu verfahren. 

Für den Sonderkurs Rhetorik sind noch einige TeilnehmersteI­
len frei. 

Das landeskirchenamt 

Nachfolger 
des Beauftragten der Evangelischen Kirchen 

bei Landtag und Landesregierung 
von Nordrhein-Westfalen 

Der Beauftragte der Evangelischen Kirche im Rheinland, der 
Evangelischen Kirche von Westfalen, der Lippischen landes­
kirche und der drei Diakonischen Werke der genannten Kir­
chen, bei landtag und Landesregierung von Nordrhein-West­
falen, KR Dr. Helmut Koegel~Dorfs, tritt zum 1. Oktober 1995 in 
den Ruhestand. Zum gleichen Zeitpunkt hat die Kirchenleitung 
in Übereinstimmung mit den beteiligten Landeskirchen Super­
intendent Peter Krug, Kkr. Saarbrücken, zum Beauftragten der 
Evangelischen Kirchen bei Landtag und Landesregierung von 
Nordrhein-Westfalen berufen. 

Der Beauftragte hat seinen Dienstsitz am Rathausufer 23, 
40213 Düsseldorf, Telefon (0211) 1363 60. 

Das Landeskirchenamt 

Bekanntgabe neuer Kirchensiegel 

Nr.24001 Düsseldorf, 7. August 1995 
Az. 11-5-5 Gircusschule NRW 

Landeskirche: Evangelische Kirche im Rheinland 

Umschrift des Kirchensiegels: Schule für Gircuskinder in NRW 
der Ev. Kirche im Rheinland . 

Nr.21756 Düsseldorf, 20. Juli 1995 
Az. 11-5-5 Kkrs. Wesel 

Kirchenkreis: Wesel 

Umschrift des Kirchensiegels: Diakonisches Werk des Kir­
chenkreises Wesel 

Das bisher geführte Siegel wird außer Kraft gesetzt. 

Das Landeskirchenamt 
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Verlust eines Kirchensiegels 

Nr. 24156 Az. 11-5-5 
Puderbach 

Düsseldorf, 14. August 1995 

Das kleine Siegel der Evangelischen Kirchengemeinde Puder­
bach, Bezirk Niederwambach, Kirchenkreis Wied, ist verloren­
gegangen. 

Das Siegel trägt die Umschrift "Evangelische Kirchengemein­
de Puderbach~ und zeigt als Siegelbild im unteren Teil eine 
Taube mit einem Ölzweig, in der Mitte ein Kreuz mit stilisiertem 
Wasser und darüber eine Krone. 

Das Siegel wird mit sofortiger Wirkung außer Kraft gesetzt. Hin­
weise, die zur Auffindung des Siegels führen können sowie An­
haltspunkte für eine unbefugte Benutzung, bitten wir der Evan­
gelischen Kirchengemeinde Puderbach, Daufenbacher Straße 
27,56305 Puderbach, mitzuteilen. 

Das Landeskirchenamt 

Bekanntgabe über das 
AuBergebrauch- und Au8ergeltungsetzen 

eines Kirchensiegels 

Nr. 22769 Az. 11-5-5 
Elberfeld-West 

Düsseldorf, 28. Juli 1995 

Durch die Aufhebung der 1. Pfarrstelle wird das Normal- und 
das Kleinsiegel der 1. Pfarrstelle der Evangelischen Kirchen­
gemeinde Elberfeld-West, Kirchenkreis Elberfeld, rückwirkend 
zum 1. Juli 1995 außer Gebrauch und außer Geltung gesetzt. 

Das Siegel zeigt in seinem Mittelpunkt eine aufgeschlagene Bi­
bel versehen mit Alpha und Omega und trägt als Beizeichen im 
Scheitelpunkt einen Punkt (n·"). 

Das Landeskirchenamt 

Personal- und sonstige Nachrichten 

Ordiniert: 

Pastor im Hilfsdienst Martin Becker am 16. Juli 1995 in der 
Kirchengemeinde Trier. 

Pastorin im Hilfsdienst Britt Goedeking am 5. August 1995 
in der Christus-Kirchengemeinde Neunkirchen. 

Pastor im HilfsdienstTilman Go e d e kin g am 5. August 1995 
in der Christus-Kirchengemeinde Neunkirchen. 

Pastorin im Hilfsdienst Marion G re v e am 8. Juli 1995 in der 
Kirchengemeinde Essen-Altendorf. 

Pastor im Hilfsdienst Fri~rich He h I am 13. August 1995 in 
der Kirchengemeinde Achtelsbach. 

Pastorin im Hilfsdienst Katrin Schmitz-Kahmen am 9. Juli 
1995 in der Kirchengemeinde Kleve. 

Pastorin im Hilfsdienst Dagmar Schulte am 2. Juli 1995 in 
der Kirchengemeinde Radevormwald (ref.). 

Pastor im Hilfsdienst Christoph So m m e r am 26. März 1995 
in der Kirchengemeinde leverkusen-Wiesdorf. 

Ordiniert als Predigthelfer: 

Predigthelfer Reinhard Sc h u mac her, Kirchengemeinde 
Friemersheim, Kircllenkreis Moars, am 23. Juli 1995. 

Berufen/Pfarrstellen: 

Pastor im Sonderdienst Dirk Wolter zum Pfarrer des Kir­
chenkreises Bonn (5. Pfarrstelle). Gemeindeverzeichnis 
S.143. 

Pfarrer Oie Hergarten zum Pfarrer der Kirchengemeinde 
Hilden, Kirchenkreis Düsseldorf-Mettmann (2. Pfarrstelle). 
Gemeindeverzeichnis S. 174. 

Pastorin im Sonderdienst Monika Ru g e zur Pfarrerin der 
Kirchengemeinde Grevenbroich, Kirchenkreis Gladbach 
(1. Pfarrstelle). Gemeindeverzeichnis S. 281. 

Ehemalige Pastorin im Hilfsdienst Anke Kr eu t z zur Pfarrerin 
der Kirchengemeinde Xanten-Mörmter, Kirchenkreis Kleve 
(2. Pfarrstelle). Gemeindeverzeichnis S. 322. 

Pfarrer Volker Ku n z zum Pfarrer des Stadtkirchenverbandes 
Köln (21. Verbandspfarrstelle für das Berufsschulpfarramt). 
Gemeindeverzeichnis S. 341. 

Pfarrer Gerd K 0 la k 0 w ski zum Pfarrer des Stadtkirchenver­
bandes Köln (22. Verbandspfarrstelle fürdas Berufsschulpfar­
ramt). Gemeindeverzeichnis S. 341. 

Pfarrerin Petra J ä ger, zur Inhaberin der 2. Pfarrstelle der 
Markuskirchengemeinde Mülheim an der Ruhr, Kirchenkreis 
An der Ruhr. Gemeindeverzeichnis S. 483. 

Ehemaliger Pastor im Sonderdienst Udo R ich I y zum Pfarrer 
des Kirchenkreises St. Wendel. Gemeindeverzeichnis S. 499. 

Ehemalige Pastorin im Hilfsdienst Sabine B ü k e r - Ben e­
den s zur Pfarrerin des Kirchenkreises Solingen (2. Pfarrstel­
le). Gemeindeverzeichnis S. 537. 

Bestätigt: 

Die Wahl des Pfarrers Frank Ka s t r u p, Mülheim an der Ruhr­
Altstadt, zum Superintendenten des Kirchenkreises An der 
Ruhr. 
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Berufen/BeamtenstelIen: 

Pastor im Hilfsdienst Jens-Peter Ben t z i n in ein Kirchenbe­
amtenverhältnis auf Zeit unter Ernennung zum Pastor im Son­
derdienst und Einweisung in die beim Kirchenkreis Aachen ein­
gerichtete Sonderdienststelle. 

Vikar Dr. Alexander Ern s t in ein Kirchenbeamtenverhältnis 
auf Probe unter Ernennung zum Dozenten z. A. an der Kirchli­
chen Hochschule in Wuppertal. 

Pastorin im Hilfsdienst Elke Ger j c kein ein Kirchenbeamten­
verhältnis auf Zeit unter Ernennung zur Pastorin im Sonder­
dienst und Einweisung in die bei der Kirchengemeinde der 
BergisChen Diakonie Aprath, KirChenkreis Niederberg, einge­
richtete Sonderdienststelle. 

Felix Hartenstein unter Ernennung zum StUdienrat z. A. 
i. K. in ein Kirchenbeamtenverhältnis auf Probe beim Amos­
Comenius-Gymnasium in Bonn-Bad Godesberg. 

Der ehemalige Pastor im Hilfsdienst Daniel Ka u f man n in ein 
Kirchenbeamtenverhältnis auf Zeit unter Ernennung zum Pa­
stor im Sonderdienst und Einweisung in die bei der Kirchenge­
meinde Kaiserswerth, Kirchenkreis Düsseldorf-Nord, einge­
richtete Sonderdienststelle. 

Lehrerin i. A. Christiane Koban-Müller vom Amos-Come­
nius-Gymnasium in Sonn-Bad Godesberg unter Ernennung 
zur Lehrerin für die Sekundarstufe I z.Ä. i. K. in ein Kirchenbe­
amtenverhältnis auf Probe. 

Pastor im Hilfsdienst Volker L eh man n in ein Kirchenbeam­
tenvarhältnis auf Zeit unter Ernennung zum Pastor im Sonder­
dienst und Einweisung in die beim Kirchenkreis Wesel einge­
richtete Sonderdienststelle. 

Landeskirchen-Oberinspektorin Karin Sc h a a p zur Landes­
kirchen-Amtfrau. 

Pastorin im Hilfsdienst Betlina Sc h ar n be c k in ein Kirchen­
beamtenverhältnis auf Zeit unter Ernennung zur Pastorin im 
Sonderdienst und Einweisung in die bei der Evangelischen 
Studentinnen- und Studentengemeinde Essen eingerichtete 
Sonderdienststelle. 

Pastorin im Hilfsdienst Karin Sc h e e r in ein Kirchenbeamten­
verhältnis auf Zeit unter Ernennung zur Pastorin im Sonder­
dienst und Einweisung in die beim Stadtkirchenverband Essen 
eingerichtete Sonderdienststelle. 

Pastor im Hilfsdienst Gernold So m m e r in ein Kirchenbeam­
tenverhältnis auf Zeit unter Ernennung zum Pastor im Sonder­
dienst und Einweisung in die beim CVJM-Westbund in Wup­
pertal eingerichtete Sonderdienststelle. 

Ulrike Te g t m e y e r unter Berufung in ein Kirchenbeamten­
verhältnis auf Probe zur Lehrerin z. A. i. K. an der Wilhelmine­
Fliedner-Realschule in HUden. 

Pastorin im Hilfsdienst Sabine Tob i s c h in ein Kirchenbeam­
tenverhältnis auf Zeit unter Ernennung zur Pastorin im Sonder­
dienst und Einweisung in die bei der Kirchengemeinde Gerol­
stein-Jünkerath, Kirchenkreis Trief, eingerichtete Sonder­
dienststelle. 

Helmut Web e r unter Ernennung zum Studienrat z. A. i. K. in 
ein Kirchenbeamtenverhältnis auf Probe an der Viktoriaschule 
in Aachen. 

Landeskirchen-Inspektor Georg Wollbrandt zum Landes­
kirchen-Oberinspektor. 

Versetzung in den Wartestand: 

Pfarrer Arnd Pr üB man n, Kirchengemeinde Wassenberg, 
Kirchenkreis Jülich (2. Pfarrstelle), mit Wirkung vom 1. Oktober 
1995 auf eigenen Antrag. Gemeindeverzeichnis S. 313. 

EnHassen: 

Pfarrerin Bettina H öhm a n n, Kirchengemeinde Vohwinkel 
(5. Pfarrstelle), mit Wirkung vom 1. September 1995. Gemein­
deverzeichnis S. 237. 

Pfarrer i. W. Manfred Müller mit Wirkung vom 15. August 
1995 auf eigenen Antrag. 

Pastorin Dons Pack roff nach § 2 Abs. 1 des Ausführungsge­
setzes zum Hilfsdienstgesetz vom 11. Januar 1985 zum 1. Juli 
1995. 

Pastor Uwe R übe sa me n nach § 2 Abs. 1 des Ausführungs­
gesetzes vom 11. Januar 1985 zum 1. August 1995. 

Pastor im Sonderdienst Dirk Wo I t e r mit Ablauf des 31. Juli 
1995 wegen Berufung zum Pfarrer. 

Eintritt In den Ruhestand: 

Pfarrer Kurt Wilhelm B r in km an n, Kirchengemeinde Bud­
berg, Kirchenkreis Moers, mit Wirkung vom 1. Oktober 1995. 
Gemeindeverzeichnis S. 425. 

Kirchenverwaltungs-Amtsrat Kiaus-Dieter B 0 c k vom Ge­
samtverband der Kirchengemeinden im Kirchenkreis Barmen 
mit Ablauf des 31. August 1995. 

Pfarrer Paul-Martin K a e t z k e, Luther-Kirchengemeinde So­
lingen, Kirchenkreis Solingen (4. Pfarrstelle), mit Wirkung vom 
1. Oktober 1995. Gemeindeverzeichnis S. 541. 

Gemeindemissionarin Pastorin Helga K lau s von der Kir­
chengemeinde Lintfort, Kirchenkreis Moers, zum 1. Oktober 
1995. Gemeindeverzeichnis S. 428. 

Pfarrerin Gerda Pup pe!, Kirchengemeinde Sterkrade, Kir­
chenkreis Oberhausen (6. Pfarrstelle), mit Wirkung vom 1. Ok­
tober 1995. Gemeindeverzeichnis S. 467. 

Aufhebung von Pfarrstellen: 

In der Kirchengemeinde Oberstein, Kirchenkreis Birken­
feld, ist mit Wirkung vom 1. September 1995 die 1. Pfarrstelle 
aufgehoben worden. Gemeindeverzeichnis S. 138. 

Beim Stadtkirchenverband Es sen sind mit Wirkung vom 
1. August 1995 die 2. und 3. Verbandspfarrstelle für die Er­
teilung Ev. Religionslehre an höheren Schulen, die 4. Ver­
bandspfarrstelle für die Erteilung Ev. Religionslehre an be­
rufsbildenden Schulen in Essen sowie die 2. Verbandspfarr­
stelle Schulreferat aufgehoben worden. Gemeindeverzeichnis 
S.246/247. 
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t 
Das geknickte Rohr wird er nicht zerbrechen, und den 
glimmenden Dodht wird er nicht auslöschen. 

Jesaja42,3 

Aus diesem Leben wurden abberufen: 

Pfarrer Rüdiger Be c k e f am 5. August 1995 in Pul­
heim, zuletzt Pfarrer in der Kirchengemeinde Pulheim, 
geboren am 8. Juni 1944 in Eisenach, ordiniert am 
2. September 1973 in Troisdorf-Oberlar. 

Pfarrer i. R. 000 Ja w 0 r ski am 22. Juli 1995 in Heidel­
berg, zuletzt Pfarrer in Krefeld, geboren am 19. Oktober 
1934 in Goleschau, ordiniert am 25. September 1960 in 
BielitzlOberschlesien. 

Pfarrer i. R. Werner Arie Per man t i e am 2. Juli 1995 
in Wermelskirchen, zuletzt Pfarrer in Brühl, geboren am 
20. Dezember 1913 in Duisburg, ordiniert am 27. Juli 
1947 in Rheinhausen. 

Predigthelfer Hermann Petermann am 21. Juli 1995 
in Boas, Predigthelfer in der Kirchengemeinde Wald­
böckelheim, Kirchenkreis An Nahe und Glan. geboren 
am 29. April 1934, ordiniert am 21. April 197 4 in Boos. 

Pfarrer Horst Zimmermann am 14. Juli 1995 in Le­
verkusen, zuletzt Pfarrer im Kirchenkreis Leverkusen, 
geboren am 30. Dezember 1930 in Schwelm, ordiniert 
am 31. Mai 1964 in Duisburg-Wanheimerort. 

Pfarrstellenausschreibungen : 

Im Kirchenkreis Birkenfeld ist die 1. kreiskirchliche 
Pfarrstelle für evangelischen Religionsunterricht an den Be­
rufsbildenden Schulen in Idar-Oberstein zum 1. Februar 1996 
zu besetzen. Wir bieten: Gutes Klima in der Schule, im Kir­
chenkreis und in der Region. Eine Schulpfarrerin und ein 
Schulpfarrer, evangelische und katholische ReligionslehrerIn­
nen bilden ein lebendiges, gut kooperierendes Team und freu­
en sich mit Schülern und Lehrern/Kollegen auf eine/n Bewer­
ber/in, die/der gerne in diesem Bereich tätig werden will. Wir 
erwarten: Interesse und Freude an Unterricht und Schülerseel­
sorge; Mitwirkung an gemeinsamer Fortbildung; Blick über 
Fach und Schule hinaus. Der Schwerpunkt der Unterrichts­
tätigkeit liegt im Bereich der Gewerblichen Berufsschule. Bei 
der Wohnungssuche in der Schmuck- und Edelsteinstadt Idar­
Oberstein oder in der landschaftlich reizvollen Umgebung ist 
der Kirchenkreis auf Wunsch behilflich. Alle Schularten sind in 
ldar-Oberstein vorhanden. Weitere Angaben siehe Gemeinde­
verzeichnis S. 133. Auskunft erteilt die Bezirksbeauftragte 
Pfarrerin Sabine Heiter, Telefon (06752) 71574. Die schriftli­
che Bewerbung bitte an den Superintendenten des Kirchen­
kreises, Hauptstraße 196, 55743 'dar-Oberstein, senden. 

Die 2. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Bi r k e n f eid, Kir­
chenkreis Birkenfeld, ist zum 1. Mai 1996 auf Vorschlag der Kir­
chenleitung wieder zu besetzen. In der Gemeinde ist der Kleine 

Katechismus D. Martin Luthers in Gebrauch. Weitere Angaben 
siehe Gemeindeverzeichnis S. 134. Bewerbungen sind inner­
halb von drei Wochen nach Erscheinen dieses Amtsblattes an 
das Landeskirchenamt, Postfach 320340, 40418 Düsseldorf, 
zu richten. 

Stellenausschreibungen: 
(ohne Textverantwortung des Landeskirchenamtes) 

Die Kirchengemeinde Weiden (im Westen von Köln) sucht 
zum 1. Oktober 1995 oder später eine/n B-Kirchenmusikerlin 
(Vollzeit) als Vertretung für die sich im Erziehungsurlaub befin­
dende Stelleninhaberin. Möglicherweise kann später das zu­
nächst befristete Arbeitsverhältnis in ein unbefristetes umge­
wandelt werden. Wir suchen: eine/n Kirchenmusiker/in für un­
sere Bezirke Brauweiler und Widdersdorf. Wir bieten: in beiden 
Bezirken eine vielfältige kirchenmusikalische Arbeit, die z. T. 
von Honorarkräften übernommen wird. Neben Kirchen- und 
Posaunenchor gehört zum Aufgabengebiet der/des Kirchen­
musiker/in/s eine Singarbeit mit Kindern. Zwei Orgeln (12/11, 
Ped.; 11/11, Ped.), Klaviere, Cembalo und Orffinstrumente sind 
ebenso vorhanden wie eigene Musikräume. Wir wünschen uns 
eine/n Kirchenmusiker/in, der/die Bestehendes (auch Konzer­
te) pflegt, aber auch offen ist für neue Wege. Die Vergütung er­
folgt nach BAT -KF. Schwerbehinderte werden bei gleicher Eig­
nung bevorzugt eingestellt. Die Bewerbungen sind ab sofort zu 
richten an das Presbyterium der Ev. Kirchengemeinde Weiden, 
Aachener Straße 1208,.50858 Köln. Auskünfte erteilen: Betti­
na Strübel, derzeitige Kirchenmusikenn, Telefon (0221) 
525415 und Jörg Heimbach, Pfarrer, Telefon (02234) 8 22 07. 

Das Diakonische Werk des Kirchenkreises Kre­
fe I d mit ca. 80 hauptamtlichen sowie neben- und ehrenamtli­
chen Kräften sucht zum baldmäglichen Zeitpunkt eine Ge­
schäftsführerin / einen Geschäftsführer für den betriebswirt­
schaftlichen und administrativen Bereich. Das Aufgabengebiet 
umfaßt die Untersuchung und Beobachtung des "sozialen 
Marktes", im weiteren die Erkundung und SichersteIlung von 
Finanzierungsmäglichkeiten. Sie/Er arbeitet kooperativ mit der 
Geschäftsführerin des fachlich sozialen Bereichs zusammen 
und nimmt ihre/seine Aufgaben so wahr, daß der evangelische 
Charakter und der diakonische Grundgedanke der Arbeit zum 
Ausdruck kommen. Wir bieten die Vergütung nach BAT -KF. 
Schwerbehinderte werden bei gleicher Qualifikation bevor­
zugt. Ihre Bewerbung richten Sie bitte an den Vorstand des 
Diakonischen Werkes des Ev. Kirchenkreises Krefeld, An der 
Pauluskirche 1,47803 Krefeld. 

In der Kirchengemeinde Kempen ist nach dem Tod der bis­
herigen Stelleninhaberin die B-Kirchenmusikerstelle neu zu 
besetzen. Zu den feststehenden Aufgaben gehören die Orga­
nistentätigkeit bei allen Gottesdiensten und Amtshandlungen, 
sowie die Leitung des Kirchenchores und der Kinder- und Ju­
gendchöre. Ebenso soll die Tradition der Abendmusiken und 
der jährlichen Oratorienaufführungen fortgesetzt werden. Es 
besteht aber auch die Bereitschaft, neue Initiativen aufge­
schlossen zu begleiten. Die Orgel der Kempener Thomaskir­
ehe (18 Register, 2 Manuale) wurde 1991 durch Leon Ver­
schueren in barockem Stil errichtet. Die historisch geprägte 
Stadt Kempen mit regem Kulturleben liegt 10 km von Krefeld 
entfernt. Alle Schularten sind am Ort. Die Vergütung erfolgt 
nach BAT-KF, wobei für die Steile ein Arbeitsumfang von 30 
Wochenstunden angesetzt ist. Die Bewerbungen mit den übli­
chen Unterlagen sind zu richten an das Presbyterium der Ev. 
Kirchengemeinde Kempen, Kerkener Straße 13, 47906 Kem­
pen. 
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In der Kirchengemeinde Leverkusen-Wiesdorf ist bald­
möglichst eine B-Kirchenmusikerstelle (24 Wochenstunden) 
zu besetzen. Wiesdorf liegt im Stadtzentrum von Leverkusen. 
Die Gemeinde hat ca. 5.400 Gemeindeglieder und gliedert sich 
in drei Pfarrbezirke mit je einer Kirche. Im Zentrum von Wies­
dorf steht die Christuskirche, die älteste und größte Kirche von 
Wiesdorf, die auch für kirchenmusikalische Veranstaltungen 
genutzt wird. In derChristuskirche befindet sich eine 3manuali­
ge Orgel mit 35 Registern, Baujahr 1971, von der Orgelbau­
werkstätte Harald Strutz, Wuppertal, sowie ein Orgelpositiv mit 
4 Registern vom gleichen Hersteller. Ein Cembalo, 1 manualig, 
von der Firma Saßmann, befindet sich ebenfalls in der Chri­
stuskirche. In der Markuskirche ist eine Schuke-Orgel (Berlin­
West), Baujahr 1965, mit 2 Manualen und 21 Registern, in der 
Matthäuskirche eine Peter-Orgel, Baujahr 1960, mit 2 Manua­
len und 12 Registern vorhanden. In allen drei Gemeindezen­
tren gibt es je einen Flügel/Klavier. Darüber hinaus sind Orff­
Instrumente und eine umfangreiche Notensammlung vorhan­
den. Zum Aufgabengebiet gehören das Orgelspiel bei Gottes­
diensten und Amtshandlungen (keine Beerdigungen) in der 
Christuskirche (der Organistendienst an der Markus- und der 
Matthäuskirche wird durch nebenamtliche Kirchenmusiker 
wahrgenommen), Orgeldienst bei Schulgottesdiensten und 
Kindergartengottesdiensten; leitung von Kinderehör (15 Kin­
der), Chor der Christuskirche (20 Personen) und Kantorei {30 
Personen}. Die Organisation und Durchführung von Kirchen­
musiken und Konzerten ist erwünscht. Neben den oben ge­
nannten Chören existieren in der Gemeinde noch ein weiterer 
Chor, zwei Blockflötenkreise und ein Kammerorchester, je­
weils unter eigener Leitung. Bei der festlichen Gestaltung von 
Gottesdiensten und bei der Aufführung von Kirchenkonzerten 
wurden diese Gruppen bisher regelmäßig mit einbezogen. Wir 
wünschen uns als neue Stelleninhaberin / neuen SteIleninha­
ber eine Person, die mit ihrer Freude an der Musik andere Men­
schen - seien sie nun Zubehör oder Mitwirkende - ansteckt 
und begeistert. Wir erwarten kreative eigenständige und eigen­
verantwortliche kirchenmusikalische Arbeit. Die Vergütung 
richtet sich nach den Bestimmungen des BAT -KF. Bei der Be­
schaffung einer Wohnung (evtl. in unserem Gemeindehaus) 
sind wir behilflich. Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen 
werden innerhalb einer Frist von 30 Tagen nach Erscheinen 
dieses Amtsblattes erbeten an das Presbyterium der Ev. Kir­
chengemeinde Leverkusen-Wiesdorf, z. Hd. von Herrn Pröhl, 
Otto-Grimm-Straße 9, 51373 Leverkusen, Telefon (0214) 
83000-0. Auskünfte erteilt Pfarrerin Angelika Bensch, Telefon 
(0214)41835. 

Die Johannes-Kirchengemeinde Bad Kreuznach 
sucht ab sofort eine/n hauptamtliche/n Mitarbeiter/in in der 
Kinder- und Jugendarbeit zur Mutterschutzvertretung und dem 
sich evtl. anschließenden Erziehungsurlaub unserer Mitarbei­
terin. Wir erwarten religions- bzw. gemeindepädagogische 
Qualifikation und freuen uns über Erfahrungen in der kirchli­
chen Kinder- und Jugendarbeit. Wir wünschen uns jemanden, 
der engagiert in den folgenden Bereichen mitarbeitet: Betreu­
ung und Aufbau von Jugendgruppen ; Mitarbeit in der beste­
henden offenen Teestubenarbeit; Kontaktaufnahme mit den 
Eltern; Heranbildung und Schulung von ehrenamtlichen Mitar­
beitern/innen; Planung und Durchführung von Freizeiten und 
Wochenenden. Außerdem erwarten wir Ihr Interesse und En­
gagement in der Kindergottesdienstarbeit, da uns die Verzah­
nung von Kinder- und Kindergottesdienstarbeit am Herzen 
liegt und evtl. Ihre Mitarbeit in der Konfirmandenarbeit. Wir sind 
z. Z. dabei, neue Konzepte zu entwickeln und auszuprobieren 
und freuen uns dabei auch über neue Ideen. Ihre Arbeit ge­
schieht im Team mit der Kollegin für Kinderarbeit, den ehren­
amtlichen Mitarbeitern/innen, dem gemeindlichen Jugendaus-

schuß und dem Jugendpfarrer. Außerdem ist Ihre Arbeit einge­
bunden und wird unterstützt von der kreiskirchlichen Jugendar­
beit. Ihre Arbeit geschieht in einer großen Gerneinde mit zwei 
Gemeindezentren, in denen Jugendräume zur Verfügung ste­
hen. Wir zahlen Vergütung nach dem BAT-KF je nach Vorbil­
dung und die sonstigen im öffentlichen Dienst üblichen Sozial­
leistungen. Wir freuen uns über Ihre Bewerbung, die Sie bitte 
an die Ev. Johannes-Kirchengemeinde Bad Kreuznach, z. H. 
Pfarrer Lunde, Kurhausstraße 6, 55543 Bad Kreuznach, sen­
den wollen. Zur Information stehen zur Verfügung: Pfarrer 
Schütt, Telefon (0671) 64032 und Jugendleiterin Claudia 
Schutz, Telefon (0671) 75483. 

In der Luther-Kirchengemeinde Solingen ist zum 
1. Januar 1996, gegebenenfalls auch früher, die A-Kirchenmu­
sikerstelle (Lutherkirche) wieder zu besetzen. Die Stelle soll 
ausnahmsweise mit einem B-Kirchenmusiker / einer B-Kir­
chenmusikerin besetzt werden. Die Innenstadtgemeinde hat 
vier Pfarrstellen und ca. 9.000 Gemeindeglieder. Sie liegt in un­
mittelbarer Nachbarschaft von zwei Gemeinden mit A-Kirchen­
musikersteIlen. Solingen - geiegen im Bergischen Land zwi­
schen Wuppertal und Düsseldorf - hat 170.000 Einwohner und 
ist eine Stadt mit ausgeprägtem Chorleben. Die Gemeinde er­
wartet im Rahmen der Grundversorgung ein hochwertiges Or­
gelspiel, Kirchenchorarbeit, daneben Abdeckung der Kasua­
lien wie Friedhofsdienst, Spiel bei Trauungen und Schulgottes­
diensten. Im Rahmen der Nachwuchsförderung sollte der Ar­
beitsschwerpunkt im Aufbau und Ausbau der Kinder- und Ju­
gendchorarbeit liegen. Weitere Erwartungen sind die Liebe 
zum neuen Liedgut und das pädagogische Geschick zu seiner 
Vermittlung. In der Gemeinde bestehen ein leistungsfähiger 
Kirchenchor unter der Leitung des bisherigen Kantors und ein 
Jugendchor unter ehrenamtlicher Leitung. Die Lutherkirche 
besitzt eine dreimanualige Weyland-Orgel mit 53 Registern 
und einer elektrischen Traktur. Zur Probenarbeit und als Be­
gleitinstrument stehen ein Klavier, ein Flügel und ein Cembalo 
zur Verfügung. Die Vergütung erfolgt nach BAT -KF. Eine große 
Wohnung (bis zu 140 m2 Wohnfläche) kann gestellt werden. 
Am Ort sind alle Schulformen vorhanden. Solingen hat gute 
Verkehrsanbindungen. Bewerbungen mit den üblichen Unter­
lagen richten Sie bitte innerhalb von vier Wochen nach Er­
scheinen dieses Amtsblattes an: Ev. Luther-Kirchengemein­
de, Kölner Straße 17, 42651 Solingen. Nähere Auskünfte er­
halten Sie bei Pfarrer M. Schneider, Telefon (0212) 815892 
oder Kreiskirchenmusikwart E. Emmert, Telefon (0212) 
41366. 
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Gesuch 

Welche Kirchengemeinde hat einen alten, ausgesonderten, 
noch brauchbaren Tau f s t e j n (rotbrauner Sandstein) an un­
sere Kirchengemeinde abzugeben (selbstverständlich gegen 
Bezahlung), die ihn wieder seiner eigentlichen Bestimmung 
zuführen möchte? Bitte wenden Sie sich an das Ev. Pfarramt 

. Krofdorf-Gleiberg, Rodheimer Straße 23, 35435 Wettenberg, 
Telefon (0641) 83210. 


